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EDITORIAL/117: Wildgänse rauschen durch die Nacht (SB)





Wochendruckausgabe 117 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
26.01.2019
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Wildgänse rauschen durch die Nacht


Wildgänse rauschen durch die Nacht (*)

(von Walter Flex (1887-1917)

Wildgänse rauschen durch die Nacht

Mit schrillem Schrei nach Norden -

Unstäte Fahrt! Habt acht, habt acht!

Die Welt ist voller Morden.

Fahrt durch die nachtdurchwogte Welt

Graureisige Geschwader!

Fahlhelle zuckt, und Schlachtruf gellt,

Weit wallt und wogt der Hader.

Rausch' zu, fahr' zu, du graues Heer!

Rauscht zu, fahrt zu nach Norden!

Fahrt ihr nach Süden übers Meer -

Was ist aus uns geworden!

Wir sind wie ihr ein graues Heer

Und fahr'n in Kaisers Namen,

Und fahr'n wir ohne Wiederkehr,

Rauscht uns im Herbst ein Amen!

Dem Dichter dieser zum Volkslied gerierten Verse wird nicht zuletzt
wegen seiner national geprägten Herkunft und seiner entsprechend
übrigen Werke im wesentlichen ein romantisch verklärtes Verhältnis zum
Krieg und seinem sinnentleerten Grauen zugesprochen und unterstellt.
Der lyrische Balladenstil und die herrschenden Ausdrucksweisen des
Autors Walter Flex wie seine Bücher und Texte legen scheinbar eine
solche Bemusterung dieses Liedes in den Projektor des Betrachters.

Mit seinen Versen habe ich stets nur Wehmut, Traurigkeit und Klage
verbinden können und sehe mich bei größter Mühe bis heute nicht dazu
veranlaßt, gegenteilig zu empfinden. Deshalb drängt sich mir zumindest
die folgende Frage auf: Wie kann die Beschreibung einer
Kriegssituation, selbst in romantisch-lyrischem und althergebrachtem
Ausdruck, und besonders von einem unmittelbar betroffenen Beobachter
und Soldaten anders bewertet werden, denn als Antikriegslyrik? Hier
stellt sich doch immer nur der Leser zum Gedruckten und nicht
umgekehrt. Schlimmstenfalls könnte dieses Lied auf den Begriff eines
klagenden Fatalismus reduziert werden.

Ihre Schattenblick-Redaktion

(*) http://gutenberg.spiegel.de/buch/der-wanderer-zwischen-beiden-welten-1--5535/1

aus: Walter Flex, Der Wanderer zwischen beiden Welten,
Erstveröffentlichung 1917, C. H. Beck'sche Verlagsbuchhandlung,
München ca. 1940


25. Januar 2019
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ATOM/194: Halbwertzeit - höchste Gefahr ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 28.
Januar 2019

BBU fordert von Umweltminister Lies die dauerhafte Stilllegung der
Brennelementefabrik in Lingen



(Bonn, Lingen, Hannover, 28.01.2019) Nach dem Brand in der
Brennelementefabrik in Lingen im Dezember 2018 und den jüngsten
Protesten gegen die bundesweit einzigartige Atomfabrik fordert der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) die dauerhafte
Stilllegung der überregional umstrittenen Anlage. In einem Schreiben
vom heutigen Montag (28.01.2019) an Niedersachsens Umweltminister Olaf
Lies heißt es dazu: "Es liegt in Ihrer Hand, die Wiederinbetriebnahme
der Brennelementefabrik in Lingen umfassend und dauerhaft zu beenden.
Setzen Sie sich konsequent für den Schutz der Bevölkerung in und um
Lingen sowie in den Regionen, in denen Brennnelemente aus Lingen zum
Einsatz kommen, ein."

Nach dem Brand in der Brennelementefabrik in Lingen am Nikolaustag
2018 wurde die Anlage befristet stillgelegt. Laut Betreiberkonzern
Framatome / ANF sollte die Anlage in der 4. Kalenderwoche 2019 wieder
mit der Produktion beginnen. [1]

Dazu schreibt BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz an Minister Lies:
"Die 4. Kalenderwoche endete gestern. Bitte teilen Sie mir zeitnah
mit, ob in der Anlage inzwischen wieder mit der Produktion begonnen
wurde, ob die Prüfungen der Atomaufsicht beendet sind und welche
Konsequenzen daraus zu ziehen sind." Weiter schreibt Buchholz an den
Minister: "Der Elternverein Restrisiko Emsland, der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) sowie über 350 weitere
Initiativen und Verbände fordern schon lange die dauerhafte
Stilllegung der Brennelementefabrik in Lingen (sowie auch des AKW
Lingen 2)." [2] 

Mahnwache am Tag X + 1 vor der Brennelementefabrik

Für den Fall der drohenden Inbetriebnahme der Lingener
Brennelementefabrik wird es weitere Proteste geben. Schon jetzt ruft
der Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf zur Teilnahme an einer
Mahnwache am "Tag X + 1" auf. In einem Aufruf zur Teilnahme heißt es
dazu: "Falls die Wiederinbetriebnahme der Brennelementefabrik zunächst
nicht verhindert werden kann, wird an dem Tag, nach dem wir erfahren,
dass Framatome / ANF den Betrieb wieder aufgenommen hat (Tag X + 1),
eine Mahnwache um 18 Uhr vor der Schranke des Betriebsgeländes
stattfinden: Am Seitenkanal 1, 49811 Lingen (Ems)." Für aktuelle
Informationen wird auf die Facebookseite des AKU Schüttorf verwiesen:

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf



Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg,
gegen die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.


Anmerkungen:

[1] http://www.framatome.com/FR/businessnews-1447/advanced-nuclear-fuels-gmbh-lingen-fragen-und-antworten-zum-brand-am-6--dezember-2018.html

[2] https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%202018.pdf



Weitere Informationen zur Brennelementefabrik in Lingen (u. a.
Fragenkatalog des AKU Schüttorf an Minister Lies zum Brand im
Dezember):

https://sofa-ms.de/?p=1370

http://www.umweltinstitut.org/aktuelle-meldungen/meldungen/2019/brennelemente-fabrik-lingen-eiertanz-der-politik.html

https://bbu-online.de/Presse.htm

http://www.umweltinstitut.org/aktuelle-meldungen/meldungen/abschaltung-der-atomfabriken-waere-gratis-zu-haben.html

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 28.01.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 30. Januar 2019 
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KOHLEALARM/555: Klimakampf und Kohlefront - der Kampf geht weiter ... (kommunikatz)


Pressemitteilung der Aachener Klimaschutzbewegung vom 30. Januar 2019
zum Abschlussbericht der Kommission 'Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung'



Die Aachener Klimaschutzbewegung äußert ihr Unverständnis über die
Ergebnisse der sog. Kohlekommission. Das von der Kommission
empfohlene, endgültige Kohleausstiegsdatum 2038 sei eine
klimapolitische Bankrotterklärung, so das Bündnis aus Hambi Support
Aachen, Ende Gelände Aachen, fridays for future Aachen und Fossil Free
Aachen.

Die 2015 auf der Pariser Klimakonferenz vereinbarte Begrenzung der
Erderwärmung auf höchstens 1,5°C kann so nicht gelingen.
Milliarden-Entschädigungen an die Kohlekonzerne, die Industrie und die
Braunkohleregionen sind angesichts eines so späten Ausstiegs für die
Klimaschutzgruppen völlig unverständlich. Ein echter Kompromiss wäre
bundesweit allerspätestens das Jahr 2028 gewesen.

Noch 19 Jahre lang haben die Kohleländer und -konzerne nun die
Legitimation, die Treibhausgaskonzentration der Atmosphäre zu erhöhen.
Sie werden weitere Milliarden Tonnen Treibhausgase ausstoßen und damit
unseren Planeten immer tiefer in die längst begonnene, katastrophale
Veränderung stürzen. Ein derart langsamer Kohleausstieg ignoriert
eindeutig sämtliche Warnungen der Klimawissenschaft. Zudem sendet er
das fatale Signal an andere kohleproduzierende Länder wie Polen,
Südafrika, Australien, die USA und Kolumbien, ihre Förderkapazitäten
ähnlich langsam zu reduzieren. Die im globalen Süden bereits heute
unter Folgen des Klimawandels und der deutschen Klimapolitik leidenden
Menschen, die weder am Verhandlungstisch saßen noch effektiv vertreten
wurden, werden zurecht enttäuscht und wütend sein.

19 weitere Jahre Kohlekraft sind 19 Jahre zu viel. Der Kampf für das
Klima wartet ebensowenig wie die Klimakatastrophe. Die
Klimagerechtigkeitsbewegung wird das Scheitern der Kommission mit
wachsendem Widerstand gegen die Braunkohle beantworten und die
Aachener Gruppen werden dazu ihren Beitrag leisten:

- Am Freitag, dem 1. Februar beim Fridays for Future Bildungsstreik,
ab 10 Uhr am Elisenbrunnen in Aachen und in vielen weiteren Städten in
Deutschland, - bei der bundesweiten Aktionswoche von 'Ende Gelände'
vom 1. bis 10. Februar - und bei der Demonstration für eine gerechte
und konsequente Umweltpolitik am Donnerstag, dem 7. Februar um 17 Uhr
am Aachener Markt.

Hambi Support Aachen - Ende Gelände Aachen - fridays for future
Aachen - Fossil Free Aachen

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

http://kommunikatz.wordpress.com
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Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/554: Klimakampf und Kohlefront - Dörfer weiter in Gefahr ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 28. Januar 2019

"Gerade jetzt werden wir bleiben!"

Nach Kohlekommission: Verunsicherung und Wut in den Tagebaudörfern



Erkelenz. Das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" verurteilt das am Samstag
bekannt gewordene Ergebnis der Kohlekommission scharf. Im
Abschlussbericht der Kommission werden der Bundesregierung
Milliardenzahlungen an die Kohlekonzerne empfohlen, aber die Zukunft
der von Abbaggerung bedrohten Dörfer bleibt ungewiss und die
Klimaziele von Paris werden weit verfehlt. Das Bündnis "Alle Dörfer
bleiben", in dem vom Kohleabbau betroffene Menschen aller drei
deutschen Braunkohlereviere aktiv sind, fordert ein sofortiges
Moratorium für Zwangsumsiedlungen sowie eine Garantie der
Landesregierungen, dass die Dörfer stehen bleiben werden. In den
kommenden Monaten ruft das Bündnis zu großen Protesten auf.

"Aus Sicht der Dörfer ist die Kohlekommission gescheitert", so Marita
Dresen aus Kuckum im Rheinland. "Wir sind verzweifelt und wütend. Wir
harren hier schon so lange in Unsicherheit, und jetzt kommt nach all
den Verhandlungen bloß raus, dass die Landesregierungen ,gebeten?
werden mit uns ,in einen Dialog zu treten, um soziale Härten zu
vermeiden?? Dass selbst die NGOs das Ergebnis als ,Einstieg in den
Ausstieg? feiern, ist uns unbegreiflich. Für uns steht weiterhin alles
auf dem Spiel." Jens Hausner aus Pödelwitz im Leipziger Revier
ergänzt: "Wir müssen weiter bangen, während die Kohlekonzerne in
unseren Regionen die Zerstörung vorantreiben und dafür auch noch
Milliarden von der Regierung bekommen sollen. Aber wir werden uns dem
gemeinsam mit der Klimabewegung in den Weg stellen!"

Das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" fordert die Landesregierungen der
Kohlereviere auf, ein Moratorium für alle Zwangsumsiedlungen und
unerwünschte Vorbereitungsmaßnahmen zu verhängen. "Jeden Tag schafft
RWE hier im Rheinland Tatsachen, reißt Infrastruktur ab, setzt
Familien unter Druck und treibt einen Keil in die Dorfgemeinschaft.
Das geschieht systematisch nach dem Motto, ?wer nichts mehr hat, will
auch nicht bleiben?. Aber gerade jetzt werden wir bleiben! Wir wissen,
dass es eine Chance gibt und wir werden um sie kämpfen", sagt David
Dresen, Sprecher des Bündnisses aus dem Rheinland. Er verweist damit
auf eine neue Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung
(DIW), welches errechnet hat, dass die Kohlemengen in den Tagebauen
Garzweiler II und Hambach ausreichen, ohne dass Dörfer zerstört werden
müssen. Der Beschluss der Kohlekommission zu einer Reduzierung der
Kraftwerksleistung um 3,1 GW Braunkohle bis 2022 macht diese Rettung
möglich. In der Studie des DIW sind zudem Mindestabstände der Dörfer
zur Tagebaugrenze von 1500 Metern einberechnet. Das Bündnis fordert,
dass diese Mindestabstände eingehalten werden.

"Uns bleibt jetzt nichts anderes übrig, als auf die Straße zu gehen",
so David Dresen. "Wir wurden von der Politik alleingelassen. Wir
fordern alle auf, die für den Erhalt des Hambacher Waldes
demonstrieren gegangen sind, sich jetzt für die Dörfer einzusetzen.
Wir stehen unter enormem Druck und wir brauchen Hilfe." Am 23. März
ruft das Bündnis im Rheinland zum "Sternmarsch" auf, am 30. März zum
Waldspaziergang in der Lausitz, wo das Dorf Proschim weiterhin bedroht
ist. "Wir sind viele, und wir werden noch viel mehr, und wir werden
uns schützend vor die Dörfer stellen", so Johanna Winter aus der
Klimagerechtigkeitsbewegung. "Das Kommissionsergebnis reicht weder für
die Menschen in den Braunkohlerevieren, noch für den internationalen
Klimaschutz. Wir geben nicht auf, bis alle Dörfer bleiben!"

Das Bündnis

"Alle Dörfer bleiben" ist ein deutschlandweites Bündnis, in dem
Betroffene aller Braunkohle-Reviere und die
Klimagerechtigkeitsbewegung gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und
Klimazerstörung kämpfen.

Informationen zum Bündnis gibt es unter

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28. Januar 2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de - #AlleDoerferBleiben
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KOHLEALARM/553: Klimakampf und Kohlefront - inkonsequent ... (Netzwerk Ökosozialismus)


Netzwerk Ökosozialismus - Presseerklärung, 28. Januar 2019

Anlässlich der völlig unzulänglichen Empfehlung der sogenannten
"Kohlekommission" tritt das Netzwerk Ökosozialismus dafür ein, mit
massivem Druck von unten einen raschen Ausstieg aus der
Kohleverstromung zu erreichen:

Ausstieg aus der Kohle: rasch und sozialverträglich



Zu den Empfehlungen der "Kohlekommission" erklärt das Netzwerk
Ökosozialismus (www.oekosozialismus.net):

Das von der "Kohlekommission" empfohlene endgültige Ausstiegsdatum für
die Kohleverstromung kommt aus klimapolitischer Sicht viel zu spät. Es
fehlt zudem jede Verbindlichkeit für die Zwischenschritte. Die den
Energiekonzernen zugesagten Entschädigungen sind nach vorliegenden
Gutachten zum Großteil juristisch nicht nötig und muten angesichts des
ökologischen Schadens zynisch an. Der Erhalt des Hambacher Forsts ist
noch keineswegs gesichert, und nach wie vor sind fünf weitere
Ortschaften im rheinischen Revier von der Vernichtung bedroht. Die
Gelder für den Strukturwandel wurden an keinerlei Vorgaben geknüpft.
Angesichts dieses Ergebnisses gilt es jetzt, den Druck von unten für
ein klimapolitisch wirksames Ausstiegsszenario massiv zu verstärken:

"Aus der besonders schmutzigen Braunkohleverstromung kann man ohne
Weiteres sofort aussteigen. Die Kapazitäten der bereits bestehenden
Gaskraftwerke reichen völlig aus, um sowohl den Atomstrom als auch den
Braunkohlestrom übergangsweise (!) zu ersetzen. Der
Kohlendioxidausstoß für dieselbe Menge an erzeugtem Strom beträgt nur
ein Drittel. Gaskraftwerke sind zudem aufgrund der größeren
Flexibilität viel besser geeignet, die Stromerzeugung aus erneuerbaren
Quellen zu ergänzen. Einzig und allein die Profitinteressen der
Energiekonzerne, für die die Kohleverstromung deutlich mehr Rendite
abwirft, stehen dieser dringend gebotenen Maßnahme bislang entgegen.

"Ein Ausstieg aus der Kohleverstromung insgesamt bis spätestens 2030
ist unter folgenden Voraussetzungen realistisch: 1. weiterer zügiger
Ausbau der erneuerbaren Energien, vor allem der
Offshore-Windenergieanlagen; 2. Förderung der Entwicklung und
Verbesserung von Speichertechnologien (z. B. Windgas und
Redox-Flow-Batterien); vor allem aber rasche Umsetzung von
Einsparpotenzialen. Ohne eine absolute Verbrauchsreduktion wird die
Energiewende nicht gelingen.

"Über die effizientere Nutzung von Energie in vielen Bereichen hinaus
sehen wir ein großes Potenzial an Reduktion des absoluten Verbrauchs
durch rasch umzusetzende ordnungspolitische Maßnahmen: Die
energieintensive Kunststoffproduktion kann durch verpflichtende
Einführung von Mehrwegsystemen in großen Stil effektiv eingedämmt
werden. Dasselbe gilt für die Herstellung von Papier und Pappe.
Produktdesignrichtlinien und Gewährleistungsfristen können für die
Langlebigkeit, Reparaturfähigkeit und Recyclingfähigkeit vieler
Gebrauchsgüter sorgen, was mit einer erheblichen Energieeinsparung
verbunden ist. Der Verzicht auf den weiteren Ausbau der fossilen
Infrastruktur (Straßenbau, Ausbau von Flughäfen, usw.) kann den
Energieverbauch erheblich reduzieren ...

"Der rasche Ausstieg aus der Kohleverstromung kann für die in den
Kraftwerken und im Tagebau heute Beschäftigten mit vergleichsweise
geringem finanziellen Aufwand sozialverträglich gestaltet werden. Die
bereits vorhandene Netz- und Umspannungsinfrastruktur an den heutigen
Standorten legt es nahe, dort Gas-Kraft-Wärme-Koppelungskraftwerke
oder Power-to-Gas-Anlagen anzusiedeln. Ebenso könnten die
stillgelegten Tagebauflächen für die Ansiedlung von Fotovoltaik- und
Windkraftanlagen bzw. Speichersystemen genutzt werden.

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 28.01.2019

Netzwerk Ökosozialismus

www.oekosozialismus.net
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KOHLEALARM/552: Klimakampf und Kohlefront - mehr als ein Neubeginn ... (Antje Grothus)


Statement zum Abschlussbericht der Kommission "Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung" von Kommissionsmitglied Antje
Grothus, 26. Januar 2019:

Kompromiss löst Blockadehaltung beim Kohleausstieg und rettet den
Hambacher Wald und Dörfer



Buir-Berlin, 26.01.2019. Heute endete nach einer 21-stündigen
Marathonsitzung die letzte Plenumssitzung der Kohlekommission. Der
Endbericht, der Empfehlungen enthält, die von der deutschen
Bundesregierung umgesetzt werden sollen, ist 136 Seiten dick. In der
200 Seiten umfassenden Anlage haben die Länder ihre Ideen und Wünsche
zu Strukturwandel-projekten aufgelistet. Dieser Anhang ist als
unverbindliche Wunschliste und keinesfalls als Empfehlungsliste der
Kommission zu verstehen.

Im Endbericht ist u.a. festgehalten: "die Kommission hält es für
wünschenswert, dass der Hambacher Forst erhalten bleibt". Noch vor
einigen Monaten hatte die Kommission formuliert, dass der Wald nicht
in ihr Mandat fällt. Jetzt hat die Bundesregierung den Auftrag, den
Erhalt des Waldes sicher zu stellen. Das ist ein Erfolg, den wir einer
sehr engagierten Zivilgesellschaft vor allem im Rheinischen Revier,
den juristischen Bemühungen des BUND und der starken Klimabewegung
verdanken. Am Beispiel Hambacher Wald wird sehr deutlich, dass sich
bürgerliches Engagement lohnt.

Die im Rahmen der vereinbarten Stilllegungen von
Braunkohlekraftwerkskapazitäten vorgesehene Abschaltung von drei GW
Kraftwerkskapazitäten im Rheinischen Revier retten nicht nur den
Hambacher Wald, sondern stellen auch den Erhalt der bislang bedrohten
Dörfer sicher. Das beinhaltet, dass es nicht weiter zu
Zwangsvertreibungen, Umsiedlungen, Abriss von Häusern und der
Zerstörung von Kirchen und Kulturdenkmälern kommt.

Die Landesregierung Nordrhein - Westfalens steht nun in der Pflicht,
schnellstmöglich mit "den Betroffenen vor Ort in einen Dialog um die
Umsiedlungen zu treten, um soziale und wirtschaftliche Härten zu
vermeiden." Das bedeutet, dass keine weiteren Fakten geschaffen
werden dürfen, und die Landesregierung sich nun dafür einsetzen muss,
dass die Umsiedlungen auf Wunsch der betroffenen Umsiedler sofort
ausgesetzt werden.

Ich persönlich konnte diesem Kompromiss hauptsächlich aus zwei Gründen
zustimmen. Zum Einen, weil er Formulierungen zum Erhalt des Hambacher
Waldes und der Dörfer enthält. Und zum Anderen weil es der einzige Weg
war, endlich die Blockadehaltung beim Kohleausstieg in Deutschland,
und insbesondere auch in NRW, zu durchbrechen. Wir können es uns
einfach nicht leisten, noch weitere Jahre beim Klimaschutz zu
verlieren. Die Klimakrise wird immer unbeherrschbarer und wir haben
eine große gesellschaftliche Verantwortung gegenüber den nachfolgenden
Generationen und den Menschen, deren Leben, Gesundheit und Existenz
weltweit schon jetzt durch die Klimakrise massiv bedroht ist.

Die Stilllegungen von drei GW Kraftwerks Kapazitäten sind aber nur ein
erster Schritt, denn sie reichen bei weitem nicht aus um die deutschen
oder das Pariser Klimaziel zu erreichen."

Weitere Kritikpunkte am Endbericht betreffen z.B. Empfehlungen zu
Entschädigungsleistungen an die Kohlekonzerne für die Stilllegungen
von Kohlekraftwerken, die ohnehin schon abgeschrieben sind,
Strompreiskompensation für die energieintensive Industrie, die
stoffliche Nutzung der Braunkohle und das viel zu späte
Ausstiegsdatum.

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 26.01.2019

Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier



veröffentlicht im Schattenblick zum 30. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/551: Klimakampf und Kohlefront - fortgeschriebene Not und Furcht ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 26. Januar 2019

Lausitz soll weiter verwüstet werden - Kohlekommission im Osten
mutlos

Betroffenen-Vertreterin stimmt gegen Endbericht - GRÜNE LIGA kündigt
weitere Proteste an



Berlin, 26.01.2019. Der Umweltverband GRÜNE LIGA kritisiert, dass der
in der Nacht verabschiedete Bericht der Kohlekommission verbindliche
Schritte zum Klimaschutz im Lausitzer Revier auf die Zeit ab 2030
verschiebt und die überfällige Rettung des Dorfes Proschim nicht
festschreibt. Die GRÜNE LIGA kündigt weitere Proteste gegen
Umsiedlung, Landschaftszerstörung und Zwangsenteignungen im Lausitzer
Revier an.

"Während im Rheinland die notwendigen ersten Schritte zum
Kohleausstieg gegangen werden, sollen die Steuermilliarden in der
Lausitz praktisch ohne Gegenleistung fließen. Die Kraftwerksplanungen
des LEAG-Konzerns werden bisher nicht angetastet. Offenbar soll der
Steuerzahler hier nicht die Folgen eines Kohleausstieges abfedern,
sondern die Sparprogramme der LEAG-Eigner ausgleichen und den
Landtagswahlkampf der beiden Ministerpräsidenten retten." sagt René
Schuster von der GRÜNE LIGA, Mitglied im Braunkohlenausschuss des
Landes Brandenburg.

Hannelore Wodtke, Vertreterin der Lausitzer Tagebaubetroffenen in der
Kohlekommission, hat dem ausgehandelten Kommissionsbericht nicht
zugestimmt. "Die Rettung des Dorfes Proschim vor der Umsiedlung ist
seit Jahren überfällig. Auf Druck der sächsischen und
brandenburgischen Landesregierungen lässt die Kohlekommission die
betroffenen Menschen weiter in Unsicherheit über ihre Zukunft.
Offensichtlich lassen sich Kretschmer und Woidke ihre Politik noch
immer vom EPH-Konzern diktieren." begründet Wodtke ihre Ablehnung.

Die vollständig im Eigentum der tschechischen EPH befindliche LEAG
will selbst und erst 2020 entscheiden, ob sie den Tagebau Welzow-Süd
II noch aufschließt. Seit 2014 leben die Bewohner in Unsicherheit, ob
der von der Landesregierung beschlossene Braunkohlenplan umgesetzt
wird.

Das Kraftwerk Jänschwalde, eine der klimaschädlichsten Anlagen
Europas, soll nach den Zahlen des Kommissionsberichtes noch bis 2029
weiterbetrieben werden. In der Kommissionssitzung hatten Vertreter der
Landesregierung zwar die Nachrüstung des Kraftwerkes mit einer
"innovativen Technologie" in der Mitte der 2020er Jahre angeboten.
Diese dubiose Technologie kam jedoch erst spät in der
Verhandlungsnacht zur Sprache und war der Kommission in keiner der
zahlreichen Expertenanhörungen vorgestellt oder jemals schriftlich zur
Kenntnis gegeben worden. Bis jetzt ist deshalb nicht einmal ihr Name
bekannt. Bekannt wurde dagegen, dass sie auf öffentliche Förderung
angewiesen wäre und so offenbar den Weiterbetrieb der Tagebaue
subventionieren würde. Sollte diese offenbar noch völlig unerprobte
Form der CO2-Bindung nicht großtechnisch nutzbar sein, würde das
Kraftwerk bis 2029 mit seinen bisherigen Emissionen weiterbetrieben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 26.01.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/550: Klimakampf und Kohlefront - halbwegs zufrieden ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 26. Januar 2019

Gute Nachricht für Wald und Dörfer, aber noch deutlich zu wenig für
Paris



Die Kohlekommission hat sich auf Eckpunkte für einen
Kohleausstiegsfahrplan geeinigt. Dies kommentiert Stefanie Langkamp,
Kohle-Expertin der Klima-Allianz Deutschland:

"Es ist gut, dass nun der längst überfällige Einstieg in den
Kohleausstieg beginnt und in den Regionen neue Perspektiven aufgebaut
werden. Gemessen an der Klimakrise aber hätte der Kohleausstieg
deutlich ehrgeiziger ausfallen müssen. Hier muss bei der Überprüfung
des Fahrplans ab 2023 dringend nachgebessert werden. Gut ist, dass der
Hambacher Wald und die Dörfer mit den vorgesehenen Abschaltungen
erhalten werden. Die Bergbaukonzerne RWE, LEAG und MIBRAG müssen nun
umgehend die Zerstörung von Dörfern und des Hambacher Waldes beenden.

Die Bundesregierung steht in der Verantwortung, den Kohlekompromiss
noch vor der Sommerpause in eine geeignete gesetzliche Regelung zu
überführen. Angesichts der Interventionen der Kohle-Länder, der
Blockade von BDI und DIHK und der schwierigen Mehrheitsverhältnisse in
der Kommission war eine Einigung, die der Bedrohung durch die
Klimakrise gerecht wird, nicht möglich: Der Kompromiss ist der größte
gemeinsame Nenner, aber er ist zu klein. Die Ergebnisse reichen nicht,
die klimapolitischen Verpflichtungen aus dem Klimaabkommen von Paris
einzuhalten. Auch um das Klimaziel 2020 zu erreichen, genügen die
vorgesehenen Kraftwerksstilllegungen nicht. Statt 20 Gigawatt bis 2020
werden lediglich 12 Gigawatt bis 2022 stillgelegt. Die Bundesregierung
ist nun in der Pflicht, darzustellen, wie sie das Klimaschutzziel
erreichen will."

Hintergrund:

Mit der Stilllegung von 3 Gigawatt im rheinischen Revier bis 2022
können der Hambacher Wald und die Garzweiler Dörfer erhalten werden.
Insbesondere für RWE bedeutet dies umfassende Änderungen. Allein in
den letzten Wochen der Kohlekommission hat RWE große Teile des Dorfes
Manheim niedergerissen (Video). Auch in den ostdeutschen Bundesländern
ist die Zerstörung von Dörfern wie Proschim oder Pödelwitz im Rahmen
der vorgesehenen Abschaltungen hinfällig.

Die Kohlekommission hatte den Auftrag, einen Fahrplan für einen
Kohleausstieg auszuarbeiten, der die Lücke zum Klimaziel 2020
weitgehend schließt und den Weg zur Erreichung des Klimaziels 2030
beschreibt. Weiterhin sollte die Kommission Vorschläge für den
Strukturwandel erarbeiten. In der Kommission waren wichtige
gesellschaftliche Gruppen wie Kirchen, Vertreter des globalen Südens
und Jugend nicht vertreten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 26.01.2019

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KOHLEALARM/549: Klimakampf und Kohlefront - enttäuscht und erbost ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 26. Januar 2019

Kein Konsens zur Kohle



Zum Abschluss der Kohlekommission erklärt Nike Mahlhaus,
Pressesprecherin von Ende Gelände:

"Was die Kohlekommission vorlegt, ist kein Konsens. Damit wird das
1,5°-Ziel unmöglich. Die Konzerne bekommen hier Geld für nichts, was
mit dem Hambi und den Dörfern passiert, ist unklar. Noch 20 Jahre
Kohlekraft sind 20 Jahre Kohlekraft zu viel. Dem stellen wir uns
entgegen! Im Hambi haben wir das Unmögliche möglich gemacht. Die
Proteste gestern waren erst der Anfang, nächsten Freitag kommen wir
wieder."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 26.01.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/548: Klimakampf und Kohlefront - an den Anfang zurück ... (Ende Gelände Leipzig)


Ende Gelände Leipzig - Pressemitteilung von 26. Januar 2019

Demo "Hey KoKo - Kohleausstieg jetzt!" am 02. Februar 2019 um 12:30
in Leipzig

Teil der bundesweiten Proteste zum Abschlussbericht der
Kohlekommission +++ Demonstration in Leipzig am 02. Februar 2019 +++
Der Abschlussbericht ist kein Konsens!



Leipzig, 26.01.2019. Anlässlich des Abschlussberichts der
Kohlekommission ruft Ende Gelände Leipzig zusammen mit anderen
Organisationen am 2. Februar 2019 ab 12.30 Uhr zur Demonstration "Hey
KoKo - Kohleausstieg jetzt!" in der Leipziger Innenstadt auf.

Treffpunkt ist der Kleine Willy-Brandt-Platz gegenüber vom Leipziger
Hauptbahnhof. Von da aus laufen wir über Goerdelerring, Dittrichring,
Thomaskirche und Marktplatz (Zwischenkundgebung) bis zum
Augustusplatz, wo die Abschlusskundgebung vor dem Gewandhaus
stattfinden wird.

"Der Abschlussberichts zeigt deutlich, dass die Kohlekommission beim
Klimaschutz versagt hat: 2038 ist viel zu spät und machen die
deutschen Klimaschutzziele unerreichbar. Betreiber wie RWE & Co. werden
mit Millionen entschädigt, aber es wird offen gelassen was mit dem
Hambi und den bedrohten Dörfern, wie z.B. Pödelwitz, passieren wird.
Das ist kein Konsens!?, so Theresa Berghof, Pressesprecherin von Ende
Gelände Leipzig

Wir sind eine lokale Ortsgruppe vom Ende Gelände Bündnis, welches mit
Massenaktionen zivilen Ungehorsams den sofortigen Kohleaussteig und
weltweite Klimagerechtigkeit fordert. Zuletzt hatten bei einer
Massenaktion im Oktober 2018 rund 6.500 Aktivist*innen die
Kohle-Infrastruktur am Tagebau Hambach im Rheinland blockiert.

Gerne möchten wir Ihnen die Möglichkeit bieten, im Vorfeld und während
der Aktion über die Demonstration von "Ende Gelände Leipzig" zu
berichten. Dafür stehen wir Ihnen gern für Interviews und Rückfragen
zur Verfügung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 26.01.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/547: Klimakampf und Kohlefront - Widerspruch und Unbehagen ... (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 26. Januar 2019

Campact-Kommentar: 

"Das reicht nicht fürs Klima - unser Widerstand bleibt?



Verden/Berlin, 26. Januar 2019. Den Kompromiss der Kohlekommission
kommentiert Campact-Geschäftsführer Christoph Bautz:

"Der Beschluss der Kohlekommission schafft nicht den erhofften
Frieden, sondern feuert den Konflikt um die Kohle weiter an. Noch 19
Jahre Kohlekraftwerke am Netz lassen, viel zu langsam aussteigen - das
ist fürs Klima viel zu wenig. Das trifft auf den Widerstand der
Klimabewegung.

Es ist erfreulich, dass der Hambacher Wald bleibt und der
Kohleausstieg beginnt. Das ist ein wichtiger erster Erfolg für den
Klimaschutz. Doch trotzdem wird das Klimaziel 2020 auf Jahre verfehlt.
Die Kommission hat keine verbindlichen Zwischenziele für den Ausstieg
festgelegt. Die Pariser Klimaziele erreichen wir so nicht. Jetzt muss
die Klimabewegung weiter kämpfen, um die Bundesregierung für echten
Klimaschutz weiter in die Pflicht zu nehmen. Von den Grünen verlangen
wir die Zusage, dass sie weit mehr Tempo beim Kohleausstieg aufnehmen,
sollten sie an einer Bundesregierung beteiligt sein."

Campact hat die Großdemonstrationen gegen die Rodung des Hambacher
Waldes im Oktober 2018 und die Kundgebungen zum Klimagipfel in Köln
und Berlin im Dezember 2018 mit insgesamt über 75.000 Teilnehmerinnen
und Teilnehmern maßgeblich mitorganisiert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 26.01.2019

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de
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KOHLEALARM/546: Klimakampf und Kohlefront - ein erster Schritt ... (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressestatement, 26. Januar
2019

NABU: Hambacher Wald bleibt, aber für Pariser Klimaziele wird es
eng

Tschimpke: Kohleausstiegsdatum muss noch auf den Prüfstand



Berlin - Nach über zwanzig Verhandlungsstunden präsentiert die
Kohlekommission einen Kompromiss zur Zukunft der Kohleverstromung in
Deutschland. Das Ergebnis kommentiert NABU-Präsident Olaf Tschimpke:

"Das Ergebnis der Kohlekommission weist in die richtige Richtung. Der
Hambacher Wald wird nicht mehr für den Braunkohleabbau geopfert
werden. Und endlich ist ein definiertes Enddatum für die
Kohleverstromung formuliert. Dahinter kann niemand mehr zurück. Die
Bundesregierung muss diesem Beschluss nun durch einen gesetzlich
verbindlichen Ausstieg folgen. Die jetzigen Enddaten zur
Kohleverstromung - spätestens 2038 und möglichst 2035 - sind aber leider
viel zu spät, um die Ziele des Pariser Klimaschutzabkommens zu
erfüllen. Teil des Kompromisses ist alle drei Jahre die Überprüfung,
ob die Maßnahmen ausreichen, um die vereinbarten Klimaziele
einzuhalten - erstmals im Jahr 2023. Dann muss nachgeschärft und auch
das Ausstiegsdatum auf den Prüfstand gestellt werden."

Außer dem Enddatum für die Kohleverstromung wurde im Kompromiss
formuliert, dass bis zum Jahr 2022 12,5 GW installierte Leistung vom
Netz gehen sollen und ab 2025 die Kohleverstromung entlang eines
definierten Pfades sinken soll. Die zusätzlichen Kosten sowohl für
Kraftwerksbetreiber wie auch für Haushalte und Gewerbe sollen
kompensiert werden und für den Strukturwandel werden Länder und
Regionen zusätzliche Mittel zur Verfügung gestellt.

 * 
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NABU Pressedienst, 26.01.2019
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KOHLEALARM/545: Klimakampf und Kohlefront - ein Kompromiß immerhin ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Gemeinsame Pressemitteilung von BUND, DNR und Greenpeace vom 26.
Januar 2019

Ergebnis der Kohlekommission: Einstieg in den Ausstieg



Berlin. Die Kohlekommission ist am frühen Samstagmorgen nach zähen
Verhandlungen zu Ende gegangen. Die Vertreter der Umweltverbände
tragen den Beschluss mit, weil er den jahrelangen Stillstand in der
deutschen Klimapolitik aufbricht und den überfälligen Ausstieg aus der
Kohle einleitet. Das Ergebnis ist ein Kompromiss, reicht für den
Klimaschutz aber nicht aus. Deshalb ist weiter Druck nötig für einen
schnellen Kohleausstieg. Die Verbandsvertreter gehen fest davon aus,
dass das Ende der Kohle deutlich vor 2035 kommen wird. Die Verbände
unterstreichen, dass schon das erste Revisionsdatum 2023 genutzt
werden muss, um den Kohleausstieg zu beschleunigen.

Positiv hervorzuheben ist:


	Deutschland steigt schnell in den Kohleausstieg ein und schaltet bis 2022 12,5 GW Kohlekapazität ab.

	Zwischen 2022 und 2030 werden Braunkohlekapazitäten in Höhe von 6 GW stetig und linear vom Netz genommen.

	Der Hambacher Wald ist gerettet.

	Weitere Braunkohletagebaue und Kohlekraftwerke gehen nicht mehr ans Netz.



Kai Niebert, DNR-Präsident: "Wir haben einen stetigen, linearen
Ausstiegspfad aus der Kohle durchgesetzt. Diesen muss die
Bundesregierung jetzt verbindlich umsetzen. Das heißt, sie hat den
Auftrag 6 Gigawatt alte Braunkohlekraftwerke zwischen 2023 und 2030
abzuschalten."

Martin Kaiser, Greenpeace Geschäftsführer: "Mit diesem Beschluss
startet Deutschland einen steilen Kohleausstieg. Die Umweltverbände
haben durchgesetzt, dass in den kommenden drei Jahren ein Drittel der
Kohlekraftwerke abgeschaltet wird. Doch dieser Ausstieg kann und muss
deutlich vor 2038 abgeschlossen werden. Anders wird der schwelende
Kohlekonflikt nicht befriedet und der Protest der wachsenden
Klimabewegung nicht enden."

Hubert Weiger, Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND): "Mit der frühen Abschaltung von 3 Gigawatt
Braunkohle im Rheinland ist der Hambacher Wald gerettet. Das ist auch
der Verdienst der neu erstarkten Klimabewegung. Wir werden weiter
Druck machen für unsere Ziele. Die schnelle Umsetzung dieser
Beschlüsse muss jetzt die vorrangige Aufgabe der Bundesregierung
sein."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 26.01.2019
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MELDUNG/103: Was man von "Game of Thrones" lernen kann (idw)


Universität Trier - 30.01.2019

Was man von "Game of Thrones" lernen kann

Aus akademischer Sicht analysiert: Anglistin der Universität Trier hat
sich mit den Frauenrollen der populären Fantasy-Reihe beschäftigt.



Millionen Fans weltweit haben sich den 14. April 2019 wohl rot im
Kalender markiert. Dann geht - nach fast zweijähriger Wartezeit - die
Fernsehserie Game of Thrones nicht nur weiter, sondern auch zu Ende. In
einschlägigen Internetforen finden sich allerhand Spekulationen über den
Ausgang. Auch eine, die es vielleicht erahnen könnte, erlaubt sich keine
Prognose: "Ich kann keine qualifizierte Einschätzung dazu treffen. Es kann
alles passieren. Vielleicht bricht Westeros am Ende zusammen. Was ich mir
persönlich wünsche, ist ein gutes Ende für Sansa Stark", sagt Britta
Colligs. Die Anglistin forscht seit mehreren Jahren zu Herr der Ringe,
Game of Thrones und Co.. Fantasy-Romane sind auch das Thema ihrer
Doktorarbeit, die sie an der Universität Trier gerade schreibt.

"Ab und zu wird man in akademischen Kreisen dafür belächelt, dass man sich
wissenschaftlich mit Fantasy-Romanen auseinandersetzt. Aber nur, weil
Drachen und Magie darin vorkommen, heißt das nicht, dass die Aussagen
dieser Romane weniger wert sind." Ganz besonders spannend sind für Britta
Colligs die Frauenrollen in "A Song of Ice and Fire", so der Titel der
Romanvorlage von Game of Thrones. Wurde der Autor George R. R. Martin nach
dem Erscheinen seiner ersten Bücher noch für seine stereotype Darstellung
der Frauenrollen wie der naiven Prinzessin Sansa Stark oder der wenig
selbstbestimmten Mutter Catelyn Stark kritisiert, nennen einige die
Thronanwärterin Daenerys Targaryen in den neueren Bänden ein Idealbild
einer feministischen Figur.

"Diese enorme Entwicklung der Charaktere ist sicher auch einer der Gründe
für die Popularität von Game of Thrones. Viele Figuren sind Außenseiter,
mit denen man sich identifizieren kann." Game of Thrones ist voll von
diesen multidimensionalen Figuren, die alles andere als perfekt sind, aber
ihren eigenen Weg gehen. "Dadurch kann man viel von ihnen lernen,
beispielsweise über Integrität, Werte und Moralvorstellungen", sagt Britta
Colligs.

Gerne zitiert die Anglistin Schlüsselstellen aus dem Roman, wie
beispielsweise Tyrion Lannister: "I have a tender spot in my heart for
cripples, bastards and broken things." Er hätte ein Herz für kaputte
Personen, sagt der Kleinwüchsige, und beschreibt damit sich, aber auch
viele der anderen Figuren in Game of Thrones. "Das Spannende an Ice and
Fire ist, dass die Kapitel aus der Perspektive jeweils eines Charakters
erzählt werden. So bekommt man oft erst viel später, wenn eine Figur aus
einer anderen Perspektive beschrieben wird, ein komplettes, reflektiertes
Bild von ihr."

Die wissenschaftliche Analyse der sechs bisher erschienenen Bände, die
zwischen 800 und 2000 Seiten umfassen, ist ein Mammut-Projekt. In einem
vergangenen Seminar an der Universität Trier, das dreimal so viele
Anmeldungen wie Plätze hatte, haben sie und Studierende Schlüsselszenen
diskutiert und Figuren miteinander verglichen. Um bestimmte Textpassagen
wiederzufinden, griffen sie auch teilweise auf Zusammenfassungen der
Romankapitel zurück, die in Foren zu finden sind. "Es ist erstaunlich, wie
wissenschaftlich teilweise in Fan-Foren geschrieben wird."

Auf jeden Fall ist Britta Colligs genauso gespannt wie Millionen anderer
Fans weltweit, wie der Epos zu Ende geht. Vielleicht wird sie dann nochmal
ein Seminar zu Game of Thrones anbieten. Wissenschaftlich abgeschlossen
wird die Analyse dann aber wohl noch lange nicht sein. "Wer weiß,
vielleicht gehört The Song of Ice and Fire in hundert Jahren zur
Standardliteratur."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution103

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung
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NAHOST/339: Syrien - Morddrohungen gegen Menschenrechtler


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 31. Januar 2019

Morddrohungen gegen Leiter der Syrischen Beobachtungsstelle für
Menschenrechte - Erpresser wollen Berichte über
Menschenrechtsverletzungen im türkisch besetzten Kurdengebiet
Nordsyriens unterbinden



Göttingen, den 31. Januar 2019 - Mit Morddrohungen in sozialen Medien
wollen Erpresser Berichte über Menschenrechtsverletzungen im türkisch
besetzten Kurdengebiet Afrin im Nordwesten Syriens unterbinden. Das
berichtet die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) in Göttingen.
In Sorge um das Wohlergehen des in Großbritannien lebenden Leiters
der Syrischen Beobachtungsstelle für Menschenrechte, Rami Abdul
Rahman, sagte der GfbV-Nahostexperte Kamal Sido am Donnerstag: "Wir
haben großen Respekt vor dem Mut von Rami Abdul Rahman, unterstützen
seinen unermüdlichen Einsatz für die Zivilbevölkerung in Syrien und
gegen die Willkür der türkischen Armee sowie der mit ihr verbündeten
islamistischen Milizen." Vor allem Minderheitenangehörige wie Kurden,
Christen, Yeziden, Aleviten, Drusen oder Ismailiten werden in Afrin
Opfer schwerer Menschenrechtsverletzungen oder diskriminierender
Einschränkungen, die die Besatzer mit religiösen Vorschriften
begründen.

Die Syrische Beobachtungsstelle für Menschenrechte ("Syrian
Observatory for Human Rights" SOHR) hat den Krieg der Türkei gegen
Afrin und die anschließende Besetzung der von Kurden selbst
verwalteten Region von Beginn an als völkerrechtswidrig kritisiert.
Deshalb wird sie im Internet zurzeit vor allem von Anhängern des
türkischen Präsidenten Erdogan attackiert. Sie wird auch immer wieder
von anderen inländischen oder internationalen Akteuren verbal
angegriffen.

Seit 2011 verbreitet die SOHR über ihre Webseite auf Arabisch und
Englisch Nachrichten über die aktuelle Entwicklung des Konflikts im
multiethnischen und multireligiösen Staat Syrien. Sie informiert über
Menschenrechtsverletzungen aller Kriegsparteien, über Enthauptungen
durch den sogenannten "IS", Kämpfe zwischen verschiedenen Gegnern,
Massaker oder den Einsatz geächteter Waffen wie Fassbomben, mit denen
die von russischen Kräften unterstützte syrische Luftwaffe zivile
Ziele attackierte. Genauso berichtet sie jedoch auch über zivile
Opfer im sogenannten Anti-IS-Kampf der von den USA angeführten
Militärkoalition. Die SOHR bezieht sich auf ein breites Netzwerk von
in Syrien lebenden, anonym arbeitenden Informanten. Wenn sich die
Quellenlage ändert, berichtigt die SOHR ihre Meldungen umgehend.

Die GfbV arbeitet mit Rami Abdul Rahman seit Jahren zusammen und
tauscht sich über die Lage in Syrien aus. Auf Einladung der GfbV
kommt der SOHR-Leiter im Frühjahr 2019 nach Deutschland. Die GfbV
plant mit ihm eine Pressekonferenz am 20. März in Berlin und einen
weiteren öffentlichen Auftritt auf der Leipziger Buchmesse am 21.
März. Darüber hinaus sollen Gespräche mit deutschen Politikern
geführt werden.

 * 
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NAHOST/338: Iran - 40. Jahrestag der Islamischen Revolution


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 29. Januar 2019

Iran: 40. Jahrestag der Islamischen Revolution (01.02.) 

Druck auf Opposition sowie ethnische und religiöse Minderheiten wird
stärker



Göttingen, den 29. Januar 2019 - 40 Jahre nach Beginn der Islamischen
Revolution im Iran sieht die Realität für Opposition und Minderheiten in
dem Land düster aus. Der Nahostexperte der Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV), Kamal Sido, sagte am Dienstag in Göttingen anlässlich des 40.
Jahrestages der Rückkehr des religiösen Führers Ayatollah Khomeini aus dem
französischen Exil (1.2.): "Nach dem Sturz der repressiven Schah-Monarchie
und der Übernahme der Macht durch die schiitischen Mullahs 1979 hat sich
die Menschenrechtslage im Iran nicht verbessert. Ganz im Gegenteil: Mit
willkürlichen Inhaftierungen und drakonischen Strafen verstärkt das Regime
den Druck auf demokratische Oppositionelle, Frauenaktivisten, Kurden,
Bahai, konvertierte Christen und andere Minderheiten."

So sollen Im Iran im Jahr 2018 mindestens 207 Menschen hingerichtet worden
sein, unter ihnen fünf Minderjährige. Mehr als 7.000 Personen sollen nach
Angaben iranischer Menschenrechtler willkürlich festgenommen worden sein.
1.400 von ihnen waren Angehörige ethnischer und religiöser Minderheiten,
467 Gewerkschaftler, 112 Frauenrechtsaktivisten, 91 Studenten, 50
Medienaktivisten und Journalisten sowie elf Rechtsanwälte. Die meisten
Verhaftungen erfolgten während der Proteste gegen die Regierung in den
vergangenen Monaten.

Es gab jedoch auch Festnahmen bei Razzien aufgrund religiöser Verfolgung.
So wurden 2018 mindesten 67 Christen verhaftet, vor allem Konvertiten.
Einige von ihnen wurden bereits vor Gericht gestellt und zu langen
Gefängnisstrafen verurteilt. Andere sollen noch auf ihr Gerichtsverfahren
warten. Da konvertierte Christen im Iran ihren Glauben nicht öffentlich
leben können, gehen sie nach Angaben der GfbV in den Untergrund. Es
entstehen immer mehr "Hauskirchen". Diese werden regelmäßig von iranischen
Sicherheitskräften gestürmt und durchsucht. Anwesende Gläubige werden
verhaftet.

Im Vielvölkerstaat Iran sind die Volksgruppen der Aseri, Kurden, Araber,
Belutschen, Turkmenen, Assyrer sowie andere kleinere ethnische Minderheiten
immer noch nicht als eigenständige Völker mit eigener Sprache und Kultur
anerkannt. Sie alle werden unterdrückt und diskriminiert. Ähnlich ergeht es
allen, deren Weltanschauung und Glauben von der Staatsreligion abweicht.
"Angehörige der Religionsgemeinschaften der Baha'i, Sufi-Derwische,
Sunniten und christlichen Konvertiten werden immer wieder willkürlich
beschuldigt, Spione ausländischer Mächte zu sein, kurzerhand zu
Staatsfeinden erklärt und inhaftiert", berichtete Sido. "Viele von ihnen
leiden unter unsäglichen Bedingungen in iranischen Gefängnissen."

 * 
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REZENSION/028: Irina Liebmann - In Berlin (SB)


Irina Liebmann

In Berlin

von Christiane Baumann



Dreißig Jahre nach dem Fall der Mauer: Beim Wiederlesen von Irina
Liebmanns Roman In Berlin

Im aktuellen politischen Diskurs ist neuerdings häufiger von der
vernachlässigten ostdeutschen Identität zu lesen und zu hören. Nicht
eingelöste Erwartungen und Enttäuschungen infolge der
Wiedervereinigung nach westdeutschem Gusto sowie eine noch ausstehende
beziehungsweise undifferenzierte Aufarbeitung der DDR-Geschichte
würden 30 Jahre nach dem Mauerfall mit Macht an die Oberfläche
drängen. Der Zuspruch, den der Film Gundermann (2018) von
Andreas Dresen erhielt, scheint solche Deutungsmuster zu bestätigen.
Das Leben Gerhard Gundermanns, DDR-Liedermacher, Texter der
Erfolgsband Silly, Baggerführer und Stasi-IM, zeigt
eindrucksvoll, dass es keine einfachen Wahrheiten gibt und dass es
notwendig ist, DDR-Biografien in ihrer Ambivalenz und
Widersprüchlichkeit zu verstehen. Stempel wie "Ostalgie" oder "ewig
Gestrige" sind wenig hilfreich, stellen aber differenziertere
Perspektiven auf die DDR schnell in die Ecke des Indiskutablen.
Dahinter verschwindet meist der Anspruch einer Vielzahl von Menschen,
die in der DDR eine solidarische, sozial gerechtere und
demokratischere Gesellschaft schaffen wollten. Der Schriftsteller
Christoph Hein sagte vor Jahren in einem Interview, wer wirklich etwas
über die DDR erfahren wolle, der müsse Bücher lesen, die in dieser
Zeit geschrieben wurden (Spiegel, 9. April 2004). Eine Autorin,
die in dieser Zeit Bücher schrieb, war Irina Liebmann.

Irina Liebmann debütierte 1982 in der DDR mit dem Prosa-Band
Berliner Mietshaus. Er enthielt reportageartige Skizzen über
die Bewohner eines Hauses am Prenzlauer Berg. Maxi Wanders
Tonbandprotokolle Guten Morgen, du Schöne hatten 1977 für
Schlagzeilen gesorgt. Auch Christine Lambrechts "freimütige
Protokolle" Männerbekanntschaften (1986) könnten, neben
anderem, genannt werden und belegen einen Trend zum Dokumentarischen
in der Literatur der DDR um 1980, mit dem Autoren auf das
Auseinanderfallen von idealem Anspruch und erlebter Wirklichkeit
reagierten. Authentizität verbürgte Wahrheit: "Kein Kommentar, keine
Bildunterschrift, dafür ein lebendiger Augenblick" (172), so
beschreibt Liebmann diese Intention im Nachwort zu ihrem 1988 in der
DDR begonnenen, 1994 erstmals erschienenen und jetzt, dreißig Jahre
nach dem Fall der Mauer, neu aufgelegten Roman In Berlin. "Ich
schreibe nur auf, was ich selber gesehen habe, selber empfunden und
werde damit keine Absicht verfolgen." (173) Das erinnert an das
surrealistische Experiment des automatischen Schreibens, wird jedoch
durch den Anspruch einer in den 1980er Jahren in der DDR
"politisierten Generation" (172) gebrochen, auch durch den
Schreibstil, in dem "Biographie, Erinnerung und Kommentar" (1),
Geschichte und Gegenwart, erlebte und erzählte Wirklichkeit eine
ungewöhnliche Symbiose eingehen. Dieser Stil prägt den Roman In
Berlin, in dem die Erzählerin "der Liebmann" gegenübertritt, die
letzten Monate in der DDR, ihren privilegierten "Austritt" aus diesem
Land 1988 mit einem Reisepass, der es ihr ermöglichte, zwischen Ost
und West zu pendeln, und die Wendezeit reflektiert. Die Erzählerin
erlebt diese Zeit als schizophren, als einen Zustand des
Nicht-Loskommens vom Osten und des nicht Ankommens im Westen, als
innere Zerrissenheit, die der Spaltung des geteilten Berlins und
später des wiedervereinten und doch durch Welten voneinander
getrennten Ost- und Westteils entspricht.

Berliner Mietshaus, In Berlin, Stille Mitte von
Berlin (Essay 2002) - Berlin, das ist Liebmanns Thema und lässt an
Großstadtromane wie Berlin Alexanderplatz von Alfred Döblin
denken. Die als Tochter des Journalisten, Kommunisten und während des
Nationalsozialismus nach Russland emigrierten Rudolf Herrnstadt und
seiner russischen Frau Valentina 1943 in Moskau geborene Liebmann kam
1945 mit ihren Eltern nach Berlin zurück. Ihr Vater wurde in der
sowjetischen Besatzungszone zu einer Schlüsselfigur beim Aufbau einer
antifaschistisch-demokratischen Presse. Er war Gründer der Berliner
Zeitung und Chefredakteur des Neuen Deutschland. Die
Familie lebte privilegiert, bis der Vater aufgrund seiner kritischen
Haltung gegenüber der SED-Führung und vor dem Hintergrund der
Ereignisse um den 17. Juni 1953 aus der Partei ausgeschlossen wurde.
Liebmann meldete sich in den 1970er Jahren mit ersten Hörspielen zu
Wort. Ihr Buchdebüt Berliner Mietshaus 1982 machte sie schnell
bekannt, weil sie Bilder der Desillusionierung und Stagnation einfing,
die in dem Statement von Stefan und Regina S. gipfelten: "Nur eine
Volksbewegung kann die Menschheit retten, sagt Stefan. Das wird nie
sein, sagt Regina. Vielleicht doch, sagt Stefan. Das wäre Revolution,
sagt Regina." (2) Eine Revolution im Staat der Arbeiter und Bauern?
Das war Ketzerei.

Der Roman In Berlin, der nicht mehr in der DDR erschien,
beschreibt die Entfremdung des Individuums in der Gesellschaft, in der
Klassenkampf nur noch eine Phrase ist, in Bildern der Erstarrung, des
Stillstands und Rückzugs. Man lebt in seiner Wohnung, einer "Höhle"
(13), wie in einer Wartehalle. Das Leben wird zur "HALTESTELLE" (18).
Man wartet mit "ausgeschlagenen Augen" (18) auf das Visum, die
Ausreise, will "bloß weg hier", "sich davonmachen" (15), fühlt sich
wie ein "Geist" (20) neben seinem Leben. In der Erzählerfigur, die
neben der Autorin steht, von dieser als "der Liebmann" in der dritten
Person berichtet und sie so zum Objekt werden lässt, materialisiert
sich der Identitätskonflikt. "Die Liebmann" bürgt zudem für
Authentizität. "Warum will sie weg und wohin [...]?" (104)
Gesellschaftliche Veränderung scheint im Osten nicht mehr möglich.
Also "Austreten" aus diesem Land, Aufbruch in die Fremde. Doch so
mancher "will weg, dabei will er gar nicht" (17). "Die Liebmann steht
wie ein Feind vor den Schaufensterscheiben" im Berliner Westen (135).
Die Liebe zu einem Westberliner Filmkritiker - sie trägt nicht.
"Irgendwas an Westberlin ist nicht wahr." (137). Sie sucht etwas
Anderes. Weder der Reisepass noch der Fall der Mauer löst den
Identitätskonflikt. Die Flucht in den Westen erweist sich als Flucht
vor sich selbst. Sie bricht auf zu einer anderen Reise, die sie zu
ihren Wurzeln führt. Sie beginnt, sich "im Spiegel" zu erkennen: "Ich
bin in dem Spiegel drin" (146). Unsicher fragt die Erzählerin: "Dann
wäre im Spiegel mein Innerstes, das Verborgenste also, das, was ich
nicht weiß, so sichtbar, so vor meinen Augen?" (151) Sie blickt in den
"Spiegel des Wassers", wie ihn der Psychologe Carl Gustav Jung nennt,
wagt Selbstbegegnung und Selbsterkenntnis. Das Scheitern des Vaters,
der 1953 als überzeugter Kommunist und im Namen der Sache Ulbrichts
Rücktritt gefordert hatte, war das Familiengeheimnis - "der größte
Sieg ein Geheimnis" (149). Das bedeutete Verrat an den eigenen Idealen
und wurde zu einer Chiffre für verlorenes Vertrauen, die sich durch
das Leben der Erzählerin zieht. "Da war wohl Ende" (127) - begreift
die Erzählerin, deren individuelles "Nicht-Gelingen" (174) als Teil
des Scheiterns einer Gesellschaftsutopie sichtbar wird. Plötzlich ist
sie "in Berlin", das "offen" (163) vor ihr liegt. Erst jetzt wird der
unverstellte Blick auf die Wirklichkeit, auf Ost und West möglich.

"Ins Offene, Freund!" (172) Liebmann zitiert in ihrem Nachwort
Friedrich Hölderlins berühmte Elegie. Der Roman In Berlin, die
Bilder und Episoden aus der Endzeit der DDR mit all ihren Hoffnungen
und Irrtümern, dieses Leben in einer Welt, in der das "Wir" noch einen
Klang hat ("Wir kennen uns alle von dort", 153), sich aber angesichts
von Bespitzelung und Verrat zugleich als brüchig und als Illusion
erweist, ist Abgesang und Aufbruch aus der geistigen Enge in eine
erhoffte Offenheit. Diese ist jedoch nicht in den Glitzer-Fassaden und
Kaufhaus-Schaufenstern des Westens zu finden. Das "mit der Zeit
Mitschreiben" legt keine "unerhörten Wichtigkeiten" (174) oder
"historischen Ereignisse'" (175) offen, sondern reproduziert in den
Momentaufnahmen das immer gleichbleibende Auseinanderfallen von
Schreiben und der "ringrum behaupteten Wirklichkeit" (174). Es erzählt
vom Identitätsverlust, von Entwurzelung und den Schwierigkeiten des
Ankommens in einer gesamtdeutschen Wirklichkeit und liefert damit
alltägliche Befunde, die sich in Geschichtsbüchern nicht nachlesen
lassen, die Klischees aufbrechen und zu einem differenzierten
Geschichtsbild beitragen. Das Offene, von dem hier die Rede ist und
das individuelle Freiheit verheißt, wird zum Fluchtpunkt gescheiterter
Hoffnungen und des noch nicht Eingelösten, dem nur die Kunst Gestalt
zu geben vermag.


Anmerkungen:

(1) Irina Liebmann, Berliner Mietshaus. Begegnungen und
Gespräche, Halle-Leipzig 1982, S. 5.

(2) Ebd. S. 34.
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AUSSICHTEN/8536: Und morgen, den 1. Februar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 01.02.2019 bis zum 02.02.2019 +++
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Schneeregengemisch,

es nieselt und friert,

Jean-Luc träumt wie frisch

im Kissengeviert.
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INFOPOOL / EUROPOOL / BÜRGER





MELDUNG/116: Sea Watch 3 - Das solidarische Italien steht auf (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Bericht aus der Redaktion Italien vom 30. Januar 2019

Sea Watch 3: das solidarische Italien steht auf



Wie bereits letzten Sommer in Catania mit dem Schiff Diciotti
geschehen, versammelten sich Hunderte von Menschen - Verbände,
ehrenamtliche Helfer, Gewerkschafter, Familien - nun auch in Syrakus
in Sizilien am Strand, um ihre Solidarität mit den seit über 10 Tagen
an Bord der Sea Watch 3 festsitzenden Migranten zu bekunden, die immer
noch auf einen sicheren Hafen warten, den der italienische
Innenminister Salvini ihnen aber weiterhin verweht. "Holt sie an Land"
und "Willkommen" riefen die Leute in Richtung des Schiffes, das in der
Ferne sichtbar vor der Küste liegt. Diese Botschaften waren auch auch
auf selbst gemachten Bannern zu lesen, die auf zahlreichen Balkonen
der Stadt aufgehängt wurden.

Der Bürgermeister von Syrakus Francesco Italia erklärte, die Stadt sei
bereit, die Migranten aufzunehmen. "Zu Syrakus, einer Stadt am Meer
und seit jeher ein offener Hafen, gehört die Gastfreundschaft dazu und
davon wollen wir auch nicht abweichen", schrieb er. "Wenn es
Hilfegesuche von Menschen in Unsicherheit und Angst gibt, nicht
zuletzt wegen der schwierigen Wetter- und Seeverhältnisse, dann kann
man nicht antworten, wie es Minister Di Maio getan hat, indem man sie
einfach nach Marseille verweist: So werden nur die in den
internationalen Regeln und der Schifffahrt verankerten Rechte
verweigert. Anstatt politisch über das Schicksal von 47 Menschen zu
spekulieren und Spannungen mit Frankreich zu schüren, soll die
Regierung das Anlegen der Sea Watch 3 in Syrakus genehmigen. Wir, die
Kurie und alle Freiwilligenverbände, die sich sofort bereit erklärt
haben, Hilfe zu leisten, wie wir es immer getan haben, und wie es
Sizilien und Italien immer getan haben, werden uns um den ganzen Rest
kümmern."

Laut dem Erzbischof von Syrakus Salvatore Pappalardo "muss jeder von
uns angesichts von Menschen, die ihr Leben riskieren, Maßnahmen
ergreifen, um den Schutz des Lebens zu gewährleisten". Und die
Gemeinschaft Papst Johannes XXIII. von Rimini hat sich bereit erklärt,
die Minderjährigen an Bord der Sea Watch 3 aufzunehmen.

Die Solidaritätsbekunden gehen noch weiter: Nach dem Facebook Video
von Fanpage "Non vi lasciamo soli" ("Wir lassen Euch nicht alleine")
[1], in dem sich Bürger von Neapel solidarisch erklären und das
bereits über 20.000 Likes hat, sowie nach 12.000 Hilfsangeboten und
5.000 Solidaritätsschreiben fordern nun die Neapolitaner und ihr
Bürgermeister Luigi de Magistris erneut, die Häfen zu öffnen. "Wir
sind bereit, eine Unterschriftensammlung für eine neapolitanische
Flotte zu starten - bekräftigte de Magistris -, wenn die Regierung
weiterhin an dieser unmenschlichen Politik festhält, der Menschen, die
auf dem Meer ihr Leben verlieren, einfach gleichgültig sind".

In Genua nahmen über 10.000 Menschen an einer Veranstaltung teil, die
von 130 zivilgesellschaftlichen Vereinen organisiert worden war und
die sich gegen Salvinis Sicherheitsdekret und die Einwanderungspolitik
der Regierung richtete.

In Castelnuovo di Porto haben die Einwohner Flüchtlingsfamilien mit
Kindern aufgenommen, nachdem das dortige Aufnahmezentrum CARA gemäß
Regierungsdekret geschlossen worden war. Nur so können die Kinder
weiterhin zur Schule gehen.

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hatte gestern
eine Grundrechtsverletzung im Fall der Sea Watch 3 festgestellt und
die italienische Regierung dazu auffordert, "so bald wie möglich alle
notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um allen Antragstellern eine
angemessene medizinische Versorgung, Nahrung, Wasser und
Grundversorgung zu gewährleisten."

Weitere Infos dazu gibt es auch im Update der Petition Seenotrettung
ist nicht verhandelbar - Öffnet die Häfen für die Sea-Watch 3 [2], die
den Beschluss wie folgt kommentiert: "Der EGMR verlangt Brot und
Wasser. Wir verlangen das Ende dieser politischen Geiselnahme."

Der zivilgesellschaftliche Druck in Italien scheint gewirkt zu haben.
Aktuellsten Medienberichten zufolge hat sich die italienische
Regierung heute mit sechs weiteren EU-Ländern (Luxemburg, Deutschland,
Frankreich, Portugal, Malta und Rumänien) geeinigt und die 47 Menschen
an Bord der Sea Watch 3 dürfen nun in den kommenden Stunden an Land
gehen. Sea Watch Sprecher Ruben Neugebauer sagte dazu: "Wir freuen
uns, wenn die europäische Geiselhaft beendet wird. Trotzdem ist es ein
bitterer Tag für Europa, weil erneut die Menschenrechte von
EU-Verhandlungen abhängig gemacht worden sind".


Anmerkungen:

[1] https://www.facebook.com/fanpage.it/videos/le-lettere-dei-napoletani-ai-migranti-in-difficolt%C3%A0/789308334744899/

[2] https://www.change.org/p/eu-commission-seenotrettung-ist-nicht-verhandelbar-%C3%B6ffnet-die-h%C3%A4fen-f%C3%BCr-die-sea-watch-3


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / EUROPOOL / RECHT





MELDUNG/104: Zweifel am Kopftuchverbot - Europäischer Gerichtshof soll das letzte Wort habe (idw)


Hochschule Fresenius - 30.01.2019

BAG: Zweifel am Kopftuchverbot - Europäischer Gerichtshof soll das
letzte Wort habe



Darf ein Arbeitgeber in seinem Unternehmen strikte Neutralität verordnen
und jedes sichtbare Zeichen religiöser oder weltanschaulicher Überzeugung
bei seinen Arbeitnehmern verbieten? Einiges spricht dagegen, entschied das
Bundesarbeitsgericht heute. Eine abschließende Entscheidung traf das
Gericht aber nicht, sondern legte den Fall zur Beurteilung heute dem
Europäischen Gerichtshof vor. Dieser solle sich zum Verhältnis deutscher
Religionsfreiheit und unionsrechtlich garantierter unternehmerischer
Freiheit äußern. Prof. Dr. Michael Fuhlrott, Arbeitsrechtler und Professor
an der Hochschule Fresenius in Hamburg, bewertet die Entscheidung.

Der Arbeitgeber darf in Ausübung seines arbeitgeberseitigen
Direktionsrechts (&sectM 106 Gewerbeordnung) Weisungen zum Inhalt, Ort und
Zeit der Arbeitsleistung erteilen. Unter den Inhalt der Arbeitsleistung
fallen auch Bekleidungsvorschriften, wie etwa das Tragen von
Dienstuniformen. Bei der Ausübung des Direktionsrechts muss aber auch auf
die Grundrechte des betroffenen Arbeitnehmers geachtet werden. Diese sind
mit dem berechtigten Interesse des Arbeitgebers abzuwägen. Die im
Grundgesetz (GG) garantierte Religionsfreiheit (Art. 4 GG) ist daher zu
Gunsten des Arbeitnehmers zu berücksichtigen. Das Tragen eines Kopftuchs
ist daher unzweifelhaft Ausdruck der Religionsfreiheit.

Religionsfreiheit vs. unternehmerische Betätigungsfreiheit

Ob ein Arbeitgeber unter Berufung auf seine unternehmerische
Betätigungsfreiheit jedwedes Zeichen religiöser Überzeugung verbieten darf
und dies auf eine strikte Neutralität zur Vermeidung etwaiger
innerbetrieblicher Konflikte stützen darf, musste das BAG daher am
heutigen Tage beurteilen. Eine Drogeriemarktkette hatte eine als
Kassiererin beschäftigte Arbeitnehmerin angewiesen, kein Kopftuch mehr zu
tragen. Die Arbeitnehmerin klagte hiergegen.

BAG: Kopftuchverbot nur ausnahmsweise erlaubt

Das BAG setzte mit seiner heutigen Entscheidung (Beschluss. v. 30.1.2019,
10 AZR 299/18) die Sache aus und legte dem Fall dem EuGH vor. Dieser müsse
entscheiden, ob eine Ungleichbehandlung wegen der Religion aufgrund einer
internen Regel eines privaten Unternehmens angemessen sei, die das Tragen
von Zeichen religiöser, politischer und sonstiger weltanschaulicher
Überzeugen verbiete. Hierbei solle der EuGH insbesondere würdigen, ob die
Vorgaben der deutschen Verfassung zur Religionsfreiheit notfalls dahinter
zurücktreten müssten.

Widerspruch zu europäischen Vorgaben

Prof. Dr. Fuhlrott hält die Vorlageentscheidung für richtig: "Der
Europäische Gerichtshof tendiert in vergleichbaren Fällen zu einer
arbeitgeberfreundlicheren Sichtweise. Er sieht den Wunsch nach strikter
betrieblicher religiöser Neutralität allein als gerechtfertigt an. Die
Darlegung konkreter Störungen, wie es die deutschen Gerichte in derartigen
Fällen verlangen, ist nicht erforderlich. Es ist daher nur konsequent,
dass der EuGH angerufen worden ist", so Fuhlrott weiter. "Der EuGH räumt
der unternehmerischen Freiheit damit ein höheres Gewicht als der
Religionsfreiheit ein. Die Äußerung oder das Zeigen religiöser
Überzeugungen darf ein Arbeitgeber hiernach verbieten, solange gleiches
Recht für alle gilt: Das Kopftuch muss dann ebenso verboten sein wie das
sichtbare Tragen eines Halsbandes mit einem Kreuz", meint Fuhlrott.
"Religiöse Überzeugungen bleiben damit Privatsache. Der EuGH hat ferner
nunmehr die Gelegenheit, sich grundlegend zur Bedeutung der deutschen
Religionsfreiheit im Verhältnis zu europäischen Vorgaben zu äußern",
urteilt Fuhlrott.


Über die Hochschule Fresenius

Die Hochschule Fresenius mit ihren Standorten in Berlin, Düsseldorf,
Frankfurt am Main, Hamburg, Idstein, Köln, München und Wiesbaden sowie dem
Studienzentrum in New York gehört mit über 13.000 Studierenden zu den
größten und renommiertesten privaten Hochschulen in Deutschland. Sie
blickt auf eine mehr als 170-jährige Tradition zurück. 1848 gründete Carl
Remigius Fresenius in Wiesbaden das "Chemische Laboratorium Fresenius",
das sich von Beginn an sowohl der Laborpraxis als auch der Ausbildung
widmete. Seit 1971 ist die Hochschule staatlich anerkannt. Sie verfügt
über ein sehr breites, vielfältiges Fächerangebot und bietet in den
Fachbereichen Chemie & Biologie, Design, Gesundheit & Soziales, onlineplus
sowie Wirtschaft & Medien Bachelor- und Masterprogramme in Vollzeit sowie
berufsbegleitende und ausbildungsbegleitende (duale) Studiengänge an. Die
Hochschule Fresenius ist vom Wissenschaftsrat institutionell akkreditiert.
Bei der Erstakkreditierung 2010 wurden insbesondere ihr "breites und
innovatives Angebot an Bachelor- und Master-Studiengängen", "ihre
Internationalität" sowie ihr "überzeugend gestalteter Praxisbezug" vom
Wissenschaftsrat gewürdigt. Im April 2016 wurde sie vom Wissenschaftsrat
für weitere fünf Jahre reakkreditiert.

Weitere Informationen finden Sie auf unseren Websites:

http://www.hs-fresenius.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius, 30.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / GESELLSCHAFTEN / STIFTUNGEN





MELDUNG/095: Positives Feedback unterstreicht die hohe Qualität der Arbeit von Stiftungen (idw)


Wilhelm Sander-Stiftung - 30.01.2019

Positives Feedback von Partner*innen unterstreicht die hohe Qualität der
Arbeit von Stiftungen



Stiftungspartner*innen zeigen sich sehr zufrieden mit der
Zusammenarbeit und schätzen sowohl die Professionalität der Organisationen
als auch ihre individuellen Vorzüge und Schwerpunktsetzungen.

Im Umgang mit der Digitalisierung lassen sich divergierende
Perspektiven feststellen.

München / Heidelberg, 30.01.2019 - Stiftungen werden von ihren
Partner*innen als renommierte, verlässliche und anspruchsvolle
Organisationen geschätzt. Zudem zeigt sich mit über 90 % die große
Mehrheit von Stiftungspartner*innen sehr und eher zufrieden mit dem
Kontakt und der Zusammenarbeit zu 'ihrer' Stiftung. Hingegen äußern sich
die Stiftungspartner*innen eher verhalten zu Fragen der Digitalisierung
und ihrer möglichen formalen oder inhaltlichen Umsetzung innerhalb der
Stiftungen. Dies sind drei Ergebnisse aus der dritten Erhebungswelle der
umfangreichen Feedbackstudie "Learning from Partners". Acht deutsche
Stiftungen haben 2018 an diesem Forschungsprojekt, das am Centrum für
Soziale Investitionen und Innovationen der Universität Heidelberg
durchgeführt wurde, teilgenommen. Das als Trendstudie konzipierte
Forschungsprojekt evaluiert systematisch die Zusammenarbeit zwischen
Stiftungen und ihren Antragsteller*innen sowie Förderpartner*innen. Im
Rahmen einer Online-Umfrage wird ein umfassendes Feedback zu den Themen
Zufriedenheit, Administration, Capacity Building sowie zur allgemeinen
Wahrnehmung erhoben.

In Einzelberichten erfahren die Stiftungen konkretes Feedback

Die Ergebnisse erhalten alle acht beteiligten Stiftungen in
Einzelberichten aufgearbeitet. Dort werden die stiftungsindividuell
erzielten Resultate am Durchschnitt der Ergebnisse aller acht Umfragen
vorgestellt. Darüber hinaus können bei den Stiftungen, die wiederholt an
dem Forschungsprojekt teilgenommen haben, die Ergebnisse der Erhebung 2018
mit den Ergebnissen aus 2015 verglichen werden. Hieraus eröffnet sich für
die Stiftungen individuell die Möglichkeit abzulesen, ob die in den
vergangenen Jahren durchgeführten internen Veränderungen die intendierten
Effekte erzielt haben.

Einen allgemeineren Eindruck in die Entwicklungsprozesse von Stiftungen
vermittelt der Gesamtbericht, dessen Auswertungen ebenfalls vergleichend
angelegt sind. Hier zeigt sich, dass es den Stiftungen gelungen ist, die
Zufriedenheit unter allen Befragten in der Phase der Antragstellung zu
erhöhen (2015: 81,7 % sehr und eher zufrieden; 2018: 87 % sehr und eher
zufrieden). Dies unterstreicht die Bemühungen der Stiftungen, ungeachtet
der letztlichen Entscheidung über einen Antrag durch eine professionelle
Beratung einen guten Kontakt herzustellen. Bezüglich der Fragen der
Digitalisierung und ihrer Auswirkungen auf Stiftungen gibt es unter den
befragten Antragsteller*innen und Partner*innen hingegen divergierende
Ansichten. Nur 25,7 % präferieren Förderschwerpunkte zu diesem Thema, 23,9
% können sich ein interaktives Antragsportal vorstellen. Hingegen haben
sich 64,2 % einer Antwort zu Fragen der Digitalisierung komplett enthalten
und haben dies auch in qualitativen Anmerkungen untermauert.

Ziel der Studie ist es, basierend auf dem Feedback der Partner Stärken und
Verbesserungsmöglichkeiten des Stiftungshandelns zu identifizieren, um in
der Folge die stiftungsinternen Abläufe weiter zu professionalisieren. Im
deutschen Stiftungssektor ist "Learning from Partners" das bislang einzige
Forschungsvorhaben, das seit 2011 die Organisationsentwicklung von
Stiftungen vergleichend untersucht. Dem Konsortium der acht Stiftungen,
die das Projekt im Jahr 2018 gefördert und sich an der Evaluation durch
ihre Partner*innen beteiligt haben, gehören der Boehringer Ingelheim
Fonds, die Deutsche Bundesstiftung Umwelt, die Fritz Thyssen Stiftung, die
Klosterkammer Hannover, die Software AG - Stiftung, die Stiftung Mercator,
die VolkswagenStiftung sowie die Wilhelm Sander-Stiftung an. Drei der acht
genannten Stiftungen waren an allen drei Erhebungswellen (Fritz Thyssen
Stiftung, Stiftung Mercator, VolkswagenStiftung), drei Stiftungen haben
sich zum zweiten Mal beteiligt (Klosterkammer Hannover, Software AG -
Stiftung, Wilhelm Sander-Stiftung). Zwei Stiftungen sind in dieser dritten
Welle neu hinzugekommen (Boehringer Ingelheim Fonds, Deutsche
Bundesstiftung Umwelt).

Methodisches Vorgehen und Leitbild aus den USA.

Die ursprüngliche Idee für "Learning from Partners" stammt aus den USA.
Seit 2002 wird dort durch das Center for Effective Philanthropy der
Grantee Perception Report erstellt.

Im Zeitraum von Januar 2018 bis März 2018 hat das CSI - wie schon 2015 und
2012 - mit einem für das deutsche Stiftungswesen eigens entwickelten
Online-Fragebogen 7.499 Partner von acht deutschen Stiftungen befragt. Die
Rücklaufquote lag mit 1.836 vollständig ausgefüllten Antwortdatensätzen
bei 26,5 %. Die Daten wurden anonym erhoben. Es wurden Projektpartner aus
dem Jahr 2017 befragt, deren Projekte in diesem Jahr neu bewilligt wurden,
bereits liefen oder offiziell in Form einer Absage nicht bewilligt wurden.
Unter den vollständig ausgefüllten Antwortdatensätzen waren 424
Projektpartner aus abgelehnten Projekten.


Die Wilhelm Sander-Stiftung ist eine der bedeutendsten privaten
Forschungsstiftungen im deutschen Raum. Sie ging aus dem Nachlass des
gleichnamigen Unternehmers hervor, der 1973 verstorben ist. Stiftungszweck
ist die Förderung der medizinischen Forschung, insbesondere von Projekten
im Rahmen der Krebsbekämpfung. Seit Gründung der Stiftung wurden insgesamt
über 236 Millionen Euro für die Forschungsförderung in Deutschland und der
Schweiz ausbezahlt.

Originalpublikation:

Den Gesamtbericht sowie weiterführende Links zu den Einzelberichten der
teilnehmenden Stiftungen finden Sie unter:

https://www.soz.uni-heidelberg.de/learning-from-partners/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution890

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wilhelm Sander-Stiftung, 30.01.2019

WWW: http://idw-online.de
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KALENDERGESCHICHTEN/098: 02-2019   Der kleine Elefant - vergessen, spielen und verstecken ... (SB)
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Der kleine Elefant startete seine Reise nach Afrika in dem Privatjet
der Gräfin. Leider musste er den langen Flug in einem
Transportbehälter verbringen, der zwar geräumig war, ihm aber trotzdem
missfiel. Vor lauter Langeweile war er eingeschlafen. Doch dann wurde
er von einem heftigen Gerumpel geweckt, seine Transportbox wurde
hin und her geworfen, kippte mal in die eine, mal in die andere Richtung.
Er wusste nicht wie ihm geschah!

Der kleine Elefant Roland schrie vor lauter Angst so laut er konnte
und plötzlich hörte er auch die ängstliche Stimme der Gräfin, die
rief: "Werden wir abstürzen? Was passiert hier, ist die Maschine
beschädigt? So sagen Sie doch etwas!"
Der Pilot meldete sich über Sprechfunk, dass sie sich keine Sorgen
machen sollte, er hätte alles unter Kontrolle und das Flugzeug würde
nicht abstürzen, dann fügte er noch hinzu:

"So etwas habe ich auch noch nicht erlebt. Der Wind ist so heftig und
ganz plötzlich zu einem gewaltigen Sturm ausgewachsen, der hat so
starke Böen entwickelt, als wolle er mit dem Flugzeug Ball spielen.
Ich muss schon sagen, dass es mir nicht gerade ein Leichtes ist, es
ruhig zu steuern. Aber seien Sie unbesorgt, ich schaffe das!" -
"Das ist gut, ich hatte bereits die ärgsten Befürchtungen", bedankte
sie sich beim Piloten.

Endlich hatte die Gräfin auch ein Ohr für den kleinen Elefanten. Das
jämmerliche, ängstliche Geheul rührte sie. Johann, der Diener ergriff
die Transportbox, als sie gerade vor seinen Sitz trudelte und hielt
sie fest. Er sprach beruhigende Worte zum kleinen Elefanten und hatte
alle Mühe den Behälter nicht wieder loszulassen. Eine Weile noch wurde
der Flieger durchgeschüttelt, dann endlich beruhigte sich der Sturm.
Der Pilot konnte nun bald landen.

Das erste Mal in seinem Leben betrat der Elefant fremden Boden. Und er
staunte nicht schlecht. Hier sah alles ganz, also wirklich ganz anders
aus als in seiner Stadt. Der Flughafen war gar keiner. Zwar gab es
eine Landebahn, aber eben nur eine und die war nicht einmal besonders
breit. Am Ende der Bahn kam das Flugzeug zum Stehen und eine gewaltige
grüne Wand erhob sich vor ihnen. Bäume voller riesiger Blätter, Büsche
und hohe Gräser schienen ineinander verwoben, so als wollten sie
niemanden hindurch lassen. Johann packte den Transportbehälter mit
samt Elefanten und trug ihn die Treppe hinunter, öffnete ihn und
sofort tapste Roland, noch etwas wackelig auf den Beinen, hinaus.

Er streckte seinen Rüssel in die Luft. Hier roch alles ganz seltsam und
es war viel wärmer als Zuhause. Auch sah er nirgends Autos und keine
großen, hohen Gebäude. Am Rande in einiger Entfernung konnte er nur
ein kleines Haus erkennen, das war schon alles. Rund um den Platz
wuchsen Bäume und hier wurde die Erde auch nicht mit Straßen oder
Beton zugedeckt, vielmehr war alles voller Gras, wo er auch hinsah.
Sein kleines Herz machte einen Hüpfer vor lauter Freude. Das alles
gefiel ihm sehr. Nie hätte er sich träumen lassen, dass es so etwas
überhaupt gab. Wie angewurzelt blieb er auf der Stelle stehen und
horchte auf die vielen verschiedenen Stimmen. Darunter waren die von
Vögeln, doch andere hörten sich überhaupt so fremd an, dass Roland
nicht wußte, wer denn derartig merkwürdige Laute von sich
gab. Ja, er wusste nicht einmal, ob er sich fürchten sollte.

Unterdessen telefonierte die Gräfin bereits wieder: "Ja, ja, wir sind
wohlbehalten angekommen und begeben uns jetzt auf den Weg zu meinem
Haus. Nein, wir werden mit einem Jeep abgeholt und morgen treffe ich
mich mit den Wissenschaftlern, um die weiteren Schritte zu überlegen.
Nein, der Kleine hat noch keine anderen Tiere gesehen. Er scheint ganz
ruhig zu sein ...", in dieser Art verlief das Gespräch und forderte
ihre gesamte Aufmerksamkeit.

Der kleine Elefant aber schaute sich weiter um und entdeckte auf einem
der Äste eines dicken Baumes eine große schwarze Gestalt. Ihr ganzer
Körper war mit langen Haaren bedeckt, nur das Gesicht nicht. Dieses
Wesen, das aussah wie ein Mensch mit Fell, hockte bequem auf dem Ast,
ließ seine Beine baumeln und hielt sich mit einem Arm an einem Zweig
darüber fest.

Es beugte sich etwas vor, öffnete seinen Mund und gab unverständliche
Laute von sich, sah aber aus als ob es lachen würde. Neugierig bewegte
der kleine Elefant sich auf den seltsamen Fremden zu, der nun anfing
mit seinen langen Armen zu winken, jedenfalls glaubte Roland, dass das
muntere Fuchteln ein Herbeiwinken sein würde. Mutig eilte er voran und
stand nun direkt vor dem dicken Baum. Der große schwarze Fellmensch
kletterte geschwind hinab und baute sich in voller Größe vor ihm auf.

"Wer bist denn du?", lachte er laut, "siehst aus wie ein richtiger
Elefant, bist aber klein wie ein Baby!"
Roland war gekränkt, schließlich war er ein richtiger Elefant und
schon ziemlich erwachsen und immerhin auch ganz schön alt - jedenfalls
war er davon überzeugt. So gab er leicht verärgert zur Antwort: "Na,
du siehst aber auch verkehrt aus, bist gar kein richtiger Mensch!"

"Pah, hui, ha, ha, ha, hui, nein wie lustig, ich ein Mensch, oh je, nur
das nicht", brüllte dieser merkwürdige Fremde vor Lachen und hielt
sich den Bauch. Er hockte sich hin und ließ sich auf seinen Hintern
plumpsen, war dann aber immer noch so groß, dass er Roland bequem in
die Augen sehen konnte.

"Also los, nun sag' schon, wie heißt du? Was willst du hier? Und
überhaupt, wo kommst du her? So einen wie dich haben wir noch nie
gesehen!", rief er aus. Prompt erschienen hinter ihm im Gebüsch und
auf den Bäumen ebensolche dunklen Wesen wie er. Und auch sie lachten,
nur nicht ganz so laut.

"Ich heiße Roland, oder Ronny, ganz wie du willst und nun bist du an
der Reihe, sag' wie heißt du und wer bist du?", forderte der kleine
Elefant trotzig sein Gegenüber auf.

"Man nennt mich einfach nur Boss und das bin ich, ich bin hier der
Boss", prahlte er und warf sich in die Brust.

"Aber wenn du kein Mensch bist, nur beinahe so aussiehst wie einer,
was bist du dann?", beharrte Roland auf seiner Frage.

Die Menschen nennen uns Affen, sie sind allerdings ganz stolz darauf
selbst keine zu sein. Sie halten sich für was Besseres und behaupten,
sie seien die Könige der Welt und könnten tun und lassen was immer sie
wollten", erklärte er dem keinen Elefanten nun schon etwas
freundlicher und fügte noch hinzu, "die sind ziemlich gefährlich!"

Das verstand Roland nicht, kannte er doch nur die Gräfin und Johann
und die waren meistens sehr nett zu ihm und kümmerten sich um sein
Wohlbefinden. Andere Menschen sah er nur von Ferne ohne sie zu kennen.
Doch ehe er weiter darüber nachdenken konnte, war er bereits von der
Affenhorde umzingelt. Viele neugierige Hände griffen nach ihm,
tätschelten seinen Rücken, zogen an seinen Ohren, ganz so als wollten
sie prüfen, ob er echt oder ein Trugbild sei. Aber er war echt und so
brüllte er empört: "Hey, was soll das!" Doch die Affen lachten, aber
nicht böse, sondern freundlich und so streckte er vorsichtig und doch
neugierig seinen Rüssel nach ihnen aus, um sie zu beschnuppern.
Tausend Fragen flogen durch die Luft, gemischt mit Staunen und Lachen.
Allmählich fühlte sich Roland ganz wohl unter ihnen und ob der vielen
Neuigkeiten, die sie austauschten.

Bei all dem Betasten, Tätscheln und
dem Durcheinander der vielen Fragen bemerkte er nicht, wie sich die
gesamte Affenbande mit ihm in der Mitte, immer tiefer in den Dschungel
hinein bewegte ...

Fortsetzung folgt ...



zum 1. Februar 2019
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Verdammte dieser Erde, was macht ihr bloss?



ORIENTIERUNGSLOSIGKEIT Die Welt der Gegenwart ist beängstigend! Die
reaktionären Kräfte sind allgegenwärtig und erfolgreich, die Linke im
Abwehrkampf. Wir haben wenig Grund für Optimismus, aber allen Grund,
stark zu bleiben.



(az) In Brasilien hat die Wahl des Faschisten Jair Bolsonaro,
der unverblümt zum Mord aufruft, eine dermassen ruchlose Kraft an die
Spitze dieser riesigen Volkswirtschaft katapultiert, dass
Hoffnungslosigkeit und Verzweiflung für die linke Bewegung angemessen
scheinen. Die Linke ist nicht nur in der Defensive, sie wird tätlich
angegriffen und das allgemeine Repressionsniveau steigt.

Die historische Erfahrung zeigt aber, dass Angriff auch dazu führen
kann, dass sich die Linke organisiert und stärkt. Jede bisherige
Revolution ist aus einem unerbittlichen Kampf entstanden. Dafür müssen
viele Bedingungen zusammenfallen. In Rojava hat der Angriff der
barbarischen Daesh zu einer Intensivierung des Kampfes geführt, der
international auf Sympathie traf und aufgrund seines
antifaschistischen Charakters breit unterstützt wurde. Allerdings wäre
das verraucht, wäre die erfahrene kurdische Bewegung nicht vor Ort
gewesen, um den Menschen eine Perspektive und ein Rätemodell von unten
zu bieten. Sicher, es braucht eine Ursache für eine Massenbewegung.
Ein kurzes Aufflammen gibt es allerdings immer wieder, die wirklichen
Schwierigkeiten beginnen nach den Massenmobilisierungen: Sich zu einer
organisierten Kraft entwickeln und gemeinsam weiter kämpfen kann nur,
wer eine gemeinsame Vision einer besseren Zukunft hat. Sozialistische
Politik lebt davon, für etwas zu kämpfen. Dieses Gemeinsame zu
entwickeln, braucht Verankerung und Anerkennung innerhalb der
Bewegung, gemeinsame praktische Erfahrungen im Kampf und
Analysefähigkeit. Derartige Strukturen zu erhalten, um sie im Moment
der Notwendigkeit zu haben und weiterentwickeln zu können, ist in der
gegebenen Lage die Aufgabe der revolutionären Kräfte weltweit.


Abweichung ist nur gefühlte Rebellion

Die bürgerliche Gesellschaft funktioniert anders als eine
Militärdiktatur nicht ausschliesslich über Repression, sondern
massgeblich über Verinnerlichung ihrer "Werte". Beispielsweise wird
behauptet, alle seien vor dem Gesetz gleich. Man lehrt uns das Märchen
der bürgerlichen Freiheiten und im wirklichen Leben müssen wir
erfahren, dass das ein Konstrukt ist. In dieser durch Klasse,
Geschlecht und Herkunft gespaltenen Gesellschaft, auf der der
Kapitalismus beruht, ist die postulierte Norm nicht eine wohlgemeinte
Naivität, als Regel ist sie ein Zwangsmittel, um Abweichung abzuwerten
oder sogar zu kriminalisieren. Von der angeblichen Norm abweichen zu
wollen, ist nachvollziehbar und gut, jede soziale Bewegung lebt davon.
Die Frage ist, weshalb "Rebellion" im Moment oft reaktionäre Formen
annimmt. Kann, wer unzufrieden ist, hauptsächlich nach rechts
tendieren?

In der Tat ist es für die breiten Massen einfach, mit rechtem
Gedankengut in Kontakt zu kommen und dabei zählt wenig, dass dieses in
der Analyse nichts zu bieten hat. Überzeugend ist nicht das politische
Projekt, das mehr Argumente hat, sondern jenes, das eine greifbare
Veränderung verspricht. Das, was als "links" gilt, hat ausgedient und
schon längst keinen Biss mehr. Die parlamentarische Linke vermittelt
den Eindruck, der finale Kampf drehe sich um den Steuerfuss. Hand
auf's Herz: Wer will schon dafür kämpfen, mehr Steuern bezahlen zu
dürfen? Selbst wenn wir wissen, dass nicht nur der Polizeiapparat,
sondern auch die Schule und das Sozialamt damit bezahlt werden, so
liegt darin doch keine Vision für Subjekte, die ihr Leben in die
eigene Hand nehmen und sich befreien möchten.

Was wirklich links ist, scheint dermassen utopisch, dass nur wer einen
sehr langen Atem hat, diesen Kampf aufzunehmen gewillt ist. Das war
nicht immer so. Nach der Russischen Revolution, aber auch in den 60er
und 70er Jahren, war die revolutionäre Veränderung greifbar. Im Zuge
der internationalen revolutionären Erfolge wurde die Klasse
selbstbewusst und lernte im Kampf, was ihr bisher vorenthalten worden
war: Eine erneuerte Gesellschaft, die auf Gleichheit und Kollektivität
basiert, in der die einzelne Person und ihr Beitrag wertgeschätzt
wird.


War früher alles besser?

Das ist heute in weite Ferne gerückt. Gehör können sich politische
Gruppierungen verschiedenster Couleur verschaffen, religiöse
Spinner_innen sowie reaktionäre Hetzer_innen. Sie versprechen eine
bessere Zukunft durch Spaltung und Abwertung, bieten Visionen für "die
Einheimischen", "das westliche Abendland" oder "den Mann". Es geht
keinesfalls um die Enteignung der Produktionsmittel, sondern höchstens
um Enteignung einiger zum Feind erkorener Kapitalist_innen.
Ausgrenzung und Abwertung sind einfach realisierbar, als positive
Vision dient die Rückkehr zu einer goldenen Vergangenheit, die es in
Tat und Wahrheit nie gegeben hat. Am deutlichsten lesbar ist das im
Anspruch einiger Islamist_innen, ein "Kalifat" zu gründen. Wie kommt
es, dass Personen, die unter uns aufgewachsen sind, sich von dieser
Splatter-Disney-World-Vorstellung einer Gesellschaft angesprochen
fühlen? Als überraschendes Beispiel, kann Diam's angeführt werden. Sie
war 2008 die bekannteste Rapperin von Frankreich. Eine zypriotische
Seconda, die kein Blatt vor den Mund nahm, gegen Sarkozy agitierte und
die Rolle der Frau in der Gesellschaft auf den Kopf stellte. Für
Aussenstehende kam ihre Konversion zum Islam und die Heirat eines
ebenfalls zum Salafismus konvertierten Hiphoppers nicht
nachvollziehbar. Heute lebt sie in Saudi-Arabien und sagt, sie habe
eingesehen, dass sie die Welt mit rebellischer Musik nicht habe
verändern können, nun sei sie erfüllt. Diam's ist nicht wichtig, aber
ihre Geschichte zeigt auf einfache Weise, dass die Sinnsuche relevant
ist und zwar nicht nur - wie Mainstreammedien zu unterstellen
versuchen - für die "Abgehängten", wie z.B. Trump-Fans oder
ostdeutsche Nazis gerne genannte werden. Insbesondere wer den Anspruch
hat, die Welt zu gestalten, muss frustrationstolerant sein. Wer es
nicht ist, zieht sich zurück oder findet im schlechtesten Fall sogar
in einfach gestrickten Wegen "Erlösung".

Wir wollen nicht missverstanden werden: Damit wollen wir nicht
Verständnis für Reaktionäre herbeischreiben. Sie gehören bekämpft und
geboxt. Was wir aber sagen wollen: Der politische Kampf ist immer in
der realen Welt angesiedelt und diese formt das Bewusstsein der
Menschen, die darin leben. Das kann sich schnell ändern, wenn die
Perspektive auf Befreiung greifbar wird, weil sich das
Kräfteverhältnis verschoben hat. Die Kräfte, die das zu verhindern
versuchen, sind wahrlich zahlreich, dessen müssen wir uns bewusst
sein, um nicht an der Lage zu verzweifeln, sondern den Mut zu haben,
weiterzukämpfen. Unser Kampf bewirkt meist keine unmittelbar spürbare
Verschiebung der Machtkonstellation, was nicht heisst, dass er nichts
bewegt oder den Prozess nicht vorantreibt. Wer hätte gedacht, dass
sich die indigene Bevölkerung Indiens so entschlossen in den Kampf
werfen würde? Wer hätte vorhersagen können, dass der Krieg in Syrien
zur momentan fortschrittlichsten Bewegung führen könnte? Die
Geschichte ist weder determiniert noch geschrieben.

 * 
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VORWÄRTS/1429: «Oh Vesuv, wasche die Neapolitaner mit dem Feuer!»


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 01/02 vom 24. Januar 2019

«Oh Vesuv, wasche die Neapolitaner mit dem Feuer!»

von Siro Torresan



Fremdenfeindliche Sprechchöre gegen die SüditalienerInnen bei einem
Fussballspiel von Amateuren in der Provinz Vicenza und Zehntausende in
der Weltmetropole Mailand, die einen farbigen Spieler mit Affenlauten
beschimpfen. In Italien fasst das rassistische, rechtsextreme
Gedankengut immer fester Fuss in der Gesellschaft. Die Lage ist
ernst.



6. Januar 2019. In Torri di Quartesolo, einem Städtchen mit knapp
12.000 EinwohnerInnen in der Provinz Vicenza in der nordöstlichen
Region Venetien, spielt der lokale Fussballclub Prix Marola gegen
Montebello. Es ist ein Spiel der regionalen Amateurliga, Hobbykicker
gegen Hobbykicker. Der Match endet vor etwa 130 ZuschauerInnen 4 zu 1
für die Gäste. Das Resultat fällt jedoch zu hoch aus. Wen
interessierts? Ausser den Direktbetroffenen kaum jemand, selbst
hartgesottenen Fussballfreaks nicht, wäre da nicht folgendes
geschehen, das Schlagzeilen machte: Während den 90 Minuten sind immer
wieder beleidigende, rassistische Sprechchöre und Gesänge gegen die
NeapolitanerInnen und die SüditalienerInnen im Allgemeinen zu hören,
die in Norditalien abschätzend «Terroni» genannt werden. In der
regionalen Tageszeitung Il Giornale di Vicenza vom 7. Januar ist zu
lesen: «Die Tatsache, dass die wiederholten, unzivilisierten
Beleidigungen auch von Kindern ausgingen, die dem Spiel beiwohnten,
macht die Episode noch bedauerlicher, falls dies überhaupt möglich
ist.»


Aberwitzig irrer Grund

Die Sprechchöre und Gesänge gehen von den etwa 20 Fans der
Gästemannschaft aus, die von dem etwa 30 Kilometer entfernten
Montebello angereist sind, ein grösseres Dorf mit knapp 6000
EinwohnerInnen auch in der Provinz Vicenza gelegen. Eine Frage drängt
sich auf: Warum werden die NeapolitanerInnen und die SüditalienerInnen
beleidigt, wenn zwei Amateurmannschaften aus dem norditalienischen
Hinterland auf dem Fussballfeld stehen? Der Grund ist aberwitzig irr:
Die Heimmannschaft Prix Marola spielt in einem hellblauen Trikot, das
ähnlich ist wie jenes der Mannschaft von Neapel, die auch in hellblau
spielt. «Ihr seid wie die Neapolitaner, schmutzige Terroni», werden
die Spieler von Prix Marola beschimpft. Dann die so oft üblichen
Sprechchöre, die in vielen Stadien Italiens gegen die Fans aus Neapel
gesungen werden, eines davon lautet: «Oh Vesuv, wasche sie mit dem
Feuer, wasche die Neapolitaner mit dem Feuer, oh Vesuv!» Nochmals,
weil es wirklich kaum zu glauben und daher schwer zu verstehen ist:
Weil die Spieler von Prix Marola das ähnliche Trikot wie die Spieler
von Neapel tragen, werden Hasstiraden gegen die «Terroni» gesungen und
ihnen der Tod gewünscht.


RassistInnen gegen Linke

Wer waren die 20 Gästefans aus Montebello? Ein buntgemischtes
Grüppchen, wie das Foto auf Facebook zeigt: drei junge Männer machen
einen auf krasse Ultras und zünden Rauchfackeln, ein Herr mit grauen
Haaren, zwei Frauen, Jugendliche und Kinder sind auf dem Bild zu
sehen, eine schon fast repräsentative Zusammensetzung der Bevölkerung
von Montebello. Ein Blick auf die Wahlergebnisse dieser Kleinstadt der
nationalen Parlamentswahlen im März 2018 hilft, den rassistischen
Vorfall besser verstehen und einordnen zu können: 3768 Stimmberechtige
machten von ihrem Recht gebrauch, was einer Wahlbeteiligung von 79,24
Prozent entsprach. Die rechtspopulistische, rassistische Lega Nord von
Matteo Salvini wurde mit 1258 erhaltene Stimmen (36.64 Prozent) die
deutlich stärkste Partei. Die rechtsnationalistische Partei Fratelli
d'Italia kam mit 148 Stimmen auf 4.19 Prozent, die neofaschistische
Bewegung Casapound Italia erhielt 31 Stimmen (0,84 Prozent), die
rechtsextreme Partei Italia agli Italiani 23 Stimmen und die
SeparatistInnen vom Grande Nord 12 Stimmen. Das heisst: 1472 Stimmende
(39,06 Prozent!) in Montebello gaben rassistische, rechtsextreme und
gar neofaschistische Parteien und Organisationen ihre Stimme.

Die Populisten der 5-Sterne-Bewegung schafften 25.27 Prozent. Die
pseudolinke, sozialdemokratische Partito Democratico erhielt 538
Stimmen (15,24 Prozent). Etwa 13 Prozent der Stimmen gingen an
bürgerliche Mitteparteien wie Forza Italia von Silvio Berlusconi.
Gerade mal 17 Personen (0,54 Prozent) wählten die klar linke,
antirassistische Basisbewegung Potere al Popolo. Das Wahlergebnis in
Montebello ist keine Ausnahme: In Torri di Quartesolo ist es praktisch
identisch, identisch wie in der gesamten Provinz Vicenza, praktisch
identisch wie in der ganzen Region Venetien und ganz Nord- und halb
Mittelitalien. Erstaunen die Vorfälle vom 6. Januar immer noch?

Am 9. Januar berichtete wiederum Il Giornale di Vicenza, dass die
zuständige Staatsstelle Digos offiziell die Untersuchung des Vorfalls
eröffnet habe. Auch sei alles dem Innenministerium gemeldet worden und
so kommt die lokale Tageszeitung zum Schluss: «Null Toleranz und somit
Stadionverbote für jene, die rassistische Sprechchöre sangen.»
Aussagekräftig sind die LeserInnenkommentare, denn sie geben Stimmung
und Sichtweiser vieler ItalianerInnen wieder. Matt 1977 schreibt:
«Wow... Digos ... Innenministerium ... das halbe Land mobilisiert
wegen so einer Bagatelle... Schande!!!». Und Byebernay zitiert den
rechtspopulistischen Journalisten Marcello Veneziani, der das sagte
und schrieb, was viele in Italien mittlerweile denken: «Liebe für die
Familie = Homophobie; Liebe für das Vaterland = Xenophobie; Liebe für
die Zivilisation = Rassismus; Liebe für die eigene Tradition =
Islamophobie!»


So wie in der Provinz auch in der Millionenstadt

Die Vorkommnisse in Torri di Quartesolo sind somit kein Zufall, sie
sind mit dem rassistischen Konsens in der Gesellschaft erklärbar.
Genauso wie der Vorfall in der Weltmetropole Mailand vom 26. Dezember
2018. Im Fussballtempel San Siro trifft vor 64.000 ZuschauerInnen
Inter Mailand auf den SSC Neapel. Es ist das Spitzenspiel der Serie A,
der höchsten italienischen Spielklasse. Kalidou Koulibaly, der
gebürtige Franzose mit senegalesischen Wurzeln und Verteidiger bei
Neapel, wird bei jeder Ballberührung von Zehntausenden im ganzen Rund
mit den Affenlauten «Uh Uh Uh» provoziert und beleidigt. Zehn Minuten
vor Schluss des Spiels lässt sich Koulibaly von der hektischen,
aufgeheizten Stimmung im San Siro zu einer Unbeherrschtheit
hinreissen: Für ein Foul an Matteo Politano sieht er die gelbe Karte.
Er reagiert mit Applaus in Richtung des Schiedsrichters und wird
entsprechend dem Reglement wegen Unsportlichkeit mit Gelb-Rot vom
Platz gestellt. Koulibaly, der 80 Minuten lang die infamen
Beleidigungen ertragen musste, wurde wegen seinem Fehlverhalten für
zwei Spieltage gesperrt - wie paradox. Vor allem auch deswegen, weil
Artikel 62 der Normen des Italienischen Fussballverbandes vorschreibt,
dass bei wiederholten rassistischen Zwischenfällen das Spiel
abzubrechen ist. Mit dieser Regelung will der Verband den Rassismus
innerhalb der Stadien bekämpfen. Der Entscheid liegt dabei beim
Sicherheitsverantwortlichen, der direkt vom Innenministerium gestellt
wird und das Spiel vor Ort mitverfolgt. Warum bricht der Abgesandte
der Regierung das Spiel Inter gegen Neapel nicht ab? Auch der
sozialdemokratische Bürgermeister von Mailand, Giuseppe Sala, ein
bekennender Fan der Schwarzblauen Mailänder, ist im Stadion. Er bleibt
auf seinem Logenplatz sitzen und schweigt. So wie alle anderen, die
nicht «Uh Uh Uh» schreien. Später erklärte er in einem Tweet: «Ich
habe mir überlegt, das Stadion zu verlassen.». Er tat es nicht, weil
«es an der Situation nichts geändert» hätte. Doch beim nächsten Mal,
werde «ich aufstehen und gehen», fügte er an. Ja, beim nächsten Mal
dann, Herr
Bürgermeister ...


Innenminister gegen Antirassismusnorm

Die Vorfälle in Mailand und Torri di Quartesolo sind Resultat und
Ausdruck eines rassistischen, faschistoiden Gedankenguts, das sich von
Norditalien aus über den ganzen Stiefel der Halbinsel scheinbar
unaufhaltsam wie eine Seuche am Verbreiten ist. Tragende politische
Kraft dabei ist die Lega Nord: Seit Mitte der 1990er Jahre wütet die
rechtspopulistische Partei mit ihrer Fremdenfeindlichkeit. Zuerst
hetzte sie im Norden des Landes, vor allem in den Regionen Lombardei
und Venetien, gegen die «Terroni». Seit einigen Jahren sind in ganz
Italien die MigrantInnen Zielscheibe der rassistischen Politik von
Salvinis Bande. Heute hat die Lega praktisch in allen Provinzen und
Regionen Norditaliens das Sagen; sie ist in vielen lokalen Parlamenten
und Regierungen stärkste Kraft und stellt BürgermeisterInnen in
grossen, mittleren und kleinen Städten. Und in Mittel- und Süditalien
findet sie laufend neue AnhängerInnen. Seit Juni 2018 regiert die Lega
gemeinsam mit der 5-Sterne-Bewegung das ganze Land. Mateo Salvini,
unangefochtener Führer der Lega, ist Vize-Premierminister und
Innenminister. In einer Pressekonferenz vom 7. Januar spricht sich
Innenminister Salvini allgemein gegen den Abbruch der Spiele wegen
rassistischen Vorfällen aus. Schliesslich, so Salvini, werden auch
weisse Spieler ausgebuht und ausgepfiffen und so sei es «objektiv
gesehen schwer, das Kriterium der Diskriminierung bestimmen zu
können.». Sicher, auch weisse Spieler werden beleidigt und beschimpft,
aber nie wegen ihrer Hautfarbe. Ein wesentlicher Unterschied Herr
Salvini!


Wäre Salvini Pinocchio ...

Zum «Fall Koulibaly» gibt der Lega-Chef zu Protokoll: «Ich teile den
Entscheid des Sicherheitsverantwortlichen, das Spiel nicht
abzubrechen. Nicht etwa, weil ich die Affenlaute unterstütze, aber
weil es durch einen Abbruch zu grösseren Problemen vor dem Stadion
hätte kommen können.» Wäre Salvini Pinocchio ... Die Antwort des
mittelinks stehenden Bürgermeisters von Neapel, Luigi de Magistris,
kommt postwendend per Twitter: «Hätte dieses Spiel abgebrochen werden
können? In einem Land, dessen Innenminister noch vor wenigen Jahren
selbst in der Kurve stand und selbst rassistische Lieder sang?», fragt
er rhetorisch. Salvini ist seit seiner Kindheit begeisterter Anhänger
der Rotschwarzen in Mailand, des AC Milan. Es ist bekannt, dass er die
Spiele seines Vereins in der Fankurve der Ultras mitverfolgte. Am 15.
Dezember 2018 nahm er am Fest der AC-Ultras teil. Dabei wurde er
fotografiert, wie er einen Capo (Anführer) der Fankurve
freundschaftlich begrüsst und umarmt. Der Capo ist Luca Lucci, der
gerade zu 18 Monaten Haft wegen Drogenhandel verurteilt wurde. Lucci
musste auch schon wegen schwerer Körperverletzung eine längere
Haftstrafe absitzen. Er hatte mit einem Faustschlag einen Inter-Fan so
schwer verletzt, dass dieser ein Auge verlor. Für Innenminister
Salvini anscheinend alles kein Problem. Er distanzierte sich auch im
Nachhinein nicht von Lucci.


Den Ernst der Lage erkennen

Die fremdenfeindlichen Vorfälle in Torri die Quartesolo, die 40
Prozent Stimmanteile für rassistische, rechtsextreme und
neofaschistischen Parteien in der Provinz Vicenza, Zehntausende in
Mailand, die mit den Affenlauten «Uh Uh Uh» einen farbigen Spieler
beschimpfen, die politische Vorherrschaft der Lega von Salvini, ein
Innenminister, der sich gegen eine antirassistische Norm ausspricht
und einen verurteilten Drogenhändler und Schläger freundschaftlich
begrüsst, all dies zeigt eins: In Italien ist die Lage ernst, sehr
ernst!

 * 
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MELDUNG/969: Der STERN schenkt der Bayerischen Staatsbibliothek Fotoarchiv (idw)


Bayerische Staatsbibliothek - 30.01.2019

15 Millionen Bilder für die Ewigkeit: Der STERN schenkt der Bayerischen
Staatsbibliothek Fotoarchiv



Der Verlag Gruner + Jahr übergibt das analoge Fotoarchiv des STERN der
Bayerischen Staatsbibliothek (BSB) in München, um dessen langfristige
Existenz zu sichern und es für die Öffentlichkeit und die Forschung
zugänglich zu machen. Die Schenkung umfasst mehr als 15 Millionen Fotos
aus den Jahren 1948 bis 1997 in Form von Abzügen, Negativen und Dias.

Das Archiv stellt eine der größten Fotosammlungen im deutschsprachigen
Bereich dar. Es gilt als visuelles Gedächtnis der Bundesrepublik und als
eines der international bedeutendsten Dokumente des Fotojournalismus. Mit
seinen vielfach ausgezeichneten bildstarken Reportagen entwickelt der
STERN eine einzigartige visuelle Kraft und setzt seit über 70 Jahren
Maßstäbe im Magazinjournalismus. Mit der BSB übernimmt eine der weltweit
führenden Gedächtnisinstitutionen die Verantwortung für dieses
einzigartige Kulturgut. Der Schenkungsvertrag umfasst neben der
konservatorischen Betreuung des Fotoarchivs auch seine schrittweise
Digitalisierung durch die Bibliothek und die rechtliche Klärung seiner
Nutzungsbedingungen.

Frank Thomsen, STERN-Publisher und Gruner + Jahr-Unternehmenssprecher:
"Mit der BSB als Partner wissen wir unser Fotoarchiv in den besten Händen,
um diese gewaltige Sammlung langfristig zu bewahren und nutzbar zu machen.
Wir freuen uns, dass sie nun ein neues Zuhause in einer Institution
gefunden hat, die seit mehr als 450 Jahren für die Sammlung und
Kuratierung kulturellen Erbes steht."

"Für eine Universalbibliothek wie die BSB", so Klaus Ceynowa,
Generaldirektor der Bayerischen Staatsbibliothek, "gehören das Sammeln und
Bewahren über lange, sehr lange Zeiträume hinweg - letztlich für die
Ewigkeit - zum Kerngeschäft ihres Kulturauftrags. Wir sind stolz darauf,
diesen faszinierenden Bilderschatz für zukünftige Generationen zu erhalten
und ihn sukzessive der Öffentlichkeit zugänglich zu machen, gerade auch in
digitaler Form."

Bernd Sibler, Bayerischer Staatsminister für Wissenschaft und Kunst: "Ich
danke dem Verlag Gruner + Jahr ausdrücklich für seine Entscheidung, das
STERN-Bildarchiv, eine der bedeutendsten und größten fotojournalistischen
Sammlungen, in die Hände der BSB zu legen. Sie bestätigt einmal mehr den
Rang und das Renommee unserer Bibliothek. Dass wir diese beeindruckenden
zeithistorischen Dokumente in Zukunft in Bayern zugänglich machen können,
freut mich sehr!"

Bei einem Pressetermin im Frühsommer in München wird das STERN-Fotoarchiv
durch Gruner + Jahr offiziell an die BSB übergeben.


Über die Bayerische Staatsbibliothek

Die Bayerische Staatsbibliothek, gegründet 1558 durch Herzog Albrecht V.,
genießt als internationale Forschungsbibliothek Weltrang. Mit mehr als
10,6 Millionen Bänden, rund 58.000 laufenden Zeitschriften in
elektronischer und gedruckter Form und 136.000 Handschriften gehört die
Bibliothek zu den bedeutendsten Wissenszentren und Gedächtnisinstitutionen
der Welt. Mit 2,3 Millionen digitalisierten Werken verfügt die Bayerische
Staatsbibliothek über den größten digitalen Datenbestand aller deutschen
Bibliotheken. Die Bibliothek bietet vielfältige Dienste im Bereich
innovativer digitaler Nutzungsszenarien.

Über den STERN

Große Geschichten, die die Menschen bewegen, eine klare Haltung zu den
relevanten gesellschaftlichen Fragen und seine vielfach ausgezeichnete
Optik machen den STERN seit über 70 Jahren einzigartig in der deutschen
Medienlandschaft. Woche für Woche erreicht das Magazin rund 5,8 Millionen
Leser (ma 2019 Pressemedien I) und ist damit die meistgelesene frei
verkäufliche Zeitschrift Deutschlands. Zur Marke STERN gehören neben den
digitalen Angeboten auch die Magazine DR. v. HIRSCHHAUSENS STERN GESUND
LEBEN, CRIME, VIEW, NIDO und JWD sowie NEON.DE.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1304

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bayerische Staatsbibliothek, 30.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FEATURE/1187: Das Junge Rheinland - eine Künstlergruppe zwischen den Weltkriegen, 2.+3.2.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 29. Januar
2019

Das Junge Rheinland - eine Künstlergruppe zwischen den Weltkriegen

von Johanna Schenkel

Produktion: WDR 2019

WDR 3 Kulturfeature

02.02.2019, 12.04 - 13.00 Uhr | WDR 3

03.02.2019, 15.04 - 16.00 Uhr | WDR 3



100 Jahre nach der Gründung des "Jungen Rheinland" - der Rückblick auf
eine fast vergessene Künstlergruppe und ihr Erbe.

Der 1. Weltkrieg hat die alte Welt zerstört. Im Rheinland malen die
jungen Künstler, von denen viele als Soldaten gekämpft haben, Bilder
über ihre neue Zeit - wild, in schrillen Farben und teilweise
abstrakteren Formen. Sie wollen damit in die große Öffentlichkeit und
gleichzeitig den Kunstmarkt erobern. 1919 wird der Versailler
Friedensvertrag unterschrieben und in Weimar die erste demokratische
Verfassung in Deutschland verabschiedet. In Düsseldorf, wo aufgrund
der traditionsreichen Kunstakademie immer viele Maler, Bildhauer und
Kunststudenten leben, organisiert sich jetzt "Das Junge Rheinland" als
ein Künstlerverein mit mehr als hundert Mitgliedern. Anlässlich der
ersten Ausstellung des Vereins in der Düsseldorfer Kunsthalle reagiert
die Presse allerdings auf die Modernität der ausgestellten Bilder
ablehnend. Allmählich aber werden Maler wie Otto Dix, Gert Wollheim,
Jankel Adler, Otto Pankok, Robert Pudlich oder Karl Schwesig bekannt.
Eine Zeit lang gehört sogar Max Ernst zum Verein.

Die jungen Maler treffen sich im Laden von Johanna Ey. Bei ihr darf
man anschreiben, wenn man den Kaffee gerade nicht bezahlen kann.
Johanna Ey wird mit ihrem Verkaufstalent auch zu einer wichtigen
Kunstvermittlerin, die nicht nur die Werke der jungen Talente in
Kommission nimmt, sondern sogar selbst als Händlerin verkauft. Als die
Nationalsozialisten an die Macht kommen, wird die Kunst der "jungen
Rheinländer" verboten, verschwindet in privaten Sammlungen oder wird
ins Ausland verkauft.

Eine Ausstellung in Düsseldorf erinnert zum 100. Jahrestag ihrer
Gründung an die Künstlervereinigung "Das junge Rheinland".

Redaktion: Imke Wallefeld

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 29. Januar 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MELDUNG/1832: Deutschlandfunk - Wien und sein Benimm, 2.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Etikettenschwindel: Wien und sein Benimm

Von Markus Dichmann

Deutschlandfunk 2018

Gesichter Europas

Samstag, 2. Februar 2019, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



"Bei der Etikette zeigen die Österreicher all ihre Leidenschaften",
konstatierte die englische Lady Wortley Montagu einst. Das war
allerdings im 18. Jahrhundert, zu Hochzeiten der Donaumonarchie. Und
heute? "Ihr könntet's ein bisschen weniger g'schissn sein", findet
Autor Markus Lust mit Blick auf seine grantelnden österreichischen
Landsleute. Roman Svabek, Zeremonienmeister des Wiener Opernballs,
fürchtet gar: "Wir haben die Etikette verloren." Unter dem strengen
Regelkorsett brodelt es: Rechtsradikale in Nadelstreifen,
Feministinnen im Vollwichs, Punkrocker in Buntfaltenhose. Die
"Gesichter Europas" machen sich auf die Suche nach der
österreichischen Etikette.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 22. Januar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1831: Deutschlandfunk Kultur - Lange Nacht mit Elke Heidenreich und Sven Regener, 2.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Sag Bescheid, wenn du mich liebst


Eine Lange Nacht mit Elke Heidenreich und Sven Regener

Von Monika Künzel

Lange Nacht

Samstag, 2. Februar 2019, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Sven Regener und seiner Berliner Band Element of Crime gelingt seit
1985 das Unwahrscheinliche: Alltagsdinge derart genau zu spiegeln,
dass wir sie ebenso vertraut wie überraschend erleben. "Ganz leicht,
ganz leicht/muss es nicht sein" - dieser Regener-Song wurde gleichsam
zum Lebensmotto der Schriftstellerin und Moderatorin Elke Heidenreich.
Seit 1993 ("Weißes Papier") kennt und liebt sie die Texte und die
Musik von Element of Crime. Das zackige Intro von "Mehr als ihr
erlaubt" wurde Jahre später die Erkennungsmusik ihrer legendären
Literatursendung "Lesen!" im ZDF. Eine "Lange Nacht" mit Elke
Heidenreich und Sven Regener, die beide das Wort über alles lieben und
die Musik und das Leben - und trefflich darüber streiten.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 22. Januar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2822: BR-KLASSIK - "Oper, unsere Leidenschaft", 2.-10.2.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 28. Januar 2019

BR-KLASSIK-Schwerpunkt

"Oper, unsere Leidenschaft"

ab Samstag, 2. Februar 2019



"Oper, unsere Leidenschaft" - unter diesem Motto feiert BR-KLASSIK im
Hörfunk und online auf br-klassik.de ab Samstag, 2. Februar 2019, gut
eine Woche lang das Musiktheater in allen Facetten. Höhepunkt sind
drei Live-Übertragungen aus München und New York. Dazu gibt es die
berühmtesten Opernchöre, Gespräche mit Sängern und Dirigenten sowie
Berichte aus der Opernwelt. Außerdem können HörerInnen der Sendungen
"Allegro" und "Leporello" Konzert-Tickets gewinnen.

Am Freitag, 8. Februar ist ab 17.00 Uhr als erste von drei
Opernübertragungen Richard Wagners "Walküre" in einer konzertanten
Aufführung im Münchner Herkulessaal live am Radio mitzuerleben: Das
Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunks spielt unter der Leitung
von Sir Simon Rattle.

Am Samstag, 9. Februar, folgt um 18.59 Uhr ein außergewöhnliches Opern-
Doublefeature aus der New Yorker Metropolitan Opera: Tschaikowskys
"Iolanta" und Bartóks "Herzog Blaubarts Burg".

Und schließlich können die Hörerinnen und Hörer am Sonntag, 10.
Februar, ab 17.30 Uhr bei der Premiere von Ernst Kreneks monumentalem
Geschichtsdrama "Karl V." aus der Bayerischen Staatsoper live dabei
sein.


"Fuoco di gioia" - die schönsten Opernchöre

In der Woche zuvor, am Sonntag, 3. Februar, präsentieren der Chor des
Bayerischen Rundfunks und das Münchner Rundfunkorchester mit seinem
Chefdirigenten Ivan Repusic unter dem Titel "Fuoco di gioia" die
schönsten Opernchöre, BR-KLASSIK sendet live aus dem Münchner
Herkulessaal und überträgt auch per Video-Livestream auf
br-klassik.de/concert.

Außerdem wird im Programm der 100. Geburtstag der Schweizer
Sopranistin Lisa della Casa musikalisch gefeiert, in der Sendung
"KlassikPlus" wiederum ist der Münchner Publikumsliebling Anja
Harteros zu Gast.


Die Sendungen vom 2. bis 10. Februar 2019 in
BR-KLASSIK/Hörfunk im Überblick:


Samstag, 2. Februar

Zum 100. Geburtstag von Lisa della Casa

10.30 Uhr: ZOOM

13.05 Uhr: Cantabile

19.05 Uhr: Opernabend mit W.A. Mozarts "Don Giovanni" und Lisa della
Casa als Donna Elvira. Aufnahme von 1955 mit den Wiener
Philharmonikern unter Leitung von Josef Krips


Sonntag, 3. Februar, 19.00 Uhr

Sonntagskonzert live: "Fuoco di gioia" - Berühmte Opernchöre

Mit dem Münchner Rundfunkorchester und dem Chor des Bayerischen
Rundfunks

Leitung: Ivan Repusic

Live-Übertragung aus dem Münchner Herkulessaal

In der Pause Gespräche mit Ivan Repusic und Stimmgruppenführern des
BR-Chors

Video-Livestream auf br-klassik.de/concert (nach Ausstrahlung
unbegrenzt abrufbar)


Montag, 4. bis Freitag, 8. Februar, 12.05 Uhr

Mittagsmusik - Thema der Woche: "Opernberufe hinter den Kulissen"

Beiträge zum Nachhören auf br-klassik.de/mittagsmusik


Montag, 4. bis Freitag, 8. Februar, jeweils 6.05 Uhr und 16.05 Uhr 

Allegro / Leporello - mit Kartenverlosung

Verlost werden Karten für Aufführungen in der Bayerischen Staatsoper, Konzerte des
BR-Symphonieorchesters und Übertragungen aus der New Yorker MET im Kino.

Morgens kann in "Allegro" beim "Musikbattle" auf Facebook und Twitter
jeweils zwischen zwei Stücken abgestimmt werden, nachmittags in
"Leporello" (16.05 Uhr) gibt es täglich ein Opernquiz zum Anrufen und
Mitspielen.


Montag, 4. Februar, 19.05 Uhr

con passione: "Glanz und Elend der Macht"

Herrscherfiguren auf der Opernbühne

Nachzuhören auf br-klassik.de: nach Ausstrahlung 7 Tage


Donnerstag, 7. Februar, 19.05 Uhr

KlassikPlus: Fridemann Leipold im Gespräch mit der Sopranistin Anja
Harteros

Nachzuhören auf br-klassik.de: nach Ausstrahlung 7 Tage


Freitag, 8. Februar, 17.00 Uhr

Live: Richard Wagner: "Die Walküre"

Übertragung aus dem Münchner Herkulessaal mit dem
BR-Symphonieorchester

Leitung: Sir Simon Rattle

In der Pause Gespräche mit Simon Rattle und den Solisten Michael Volle
(Wotan) und Irene Theorin (Brünnhilde)

Nachzuhören auf br-klassik.de: nach Ausstrahlung 6 Monate


Samstag, 9. Februar, 18.59 Uhr

Peter Tschaikowsky: "Iolanta" / Béla Bartók: "Herzog Blaubarts
Burg"

Zeitversetzte Liveübertragung aus der MET in New York

Nachzuhören auf br-klassik.de: nach Ausstrahlung 7 Tage


Sonntag, 10. Februar, ab 17.30 Uhr

Live: Premiere von Ernst Kreneks Zwölftonoper "Karl V."

Übertragung aus der Bayerischen Staatsoper

Vor Beginn und in der Pause Gespräche mit dem Dirigenten Erik Nielsen,
der Sopranistin Gun-Brit Barkmin und dem Regisseur Carlus Padrissa.
Ebenso gibt es in der Pause einen Bericht zur Entstehungsgeschichte
der Oper

Nachzuhören auf br-klassik.de: nach Ausstrahlung 30 Tage

Auch online auf www.br-klassik.de wird der Schwerpunkt
"Opernleidenschaft" mit vielen Beiträgen und Angeboten gefeiert.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 28. Januar 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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AUSLAND/8963: Aus aller Welt - 31.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Antrag auf Offenlegung von Vorwürfen gegen Assange abgewiesen

Die genauen Anschuldigungen der USA gegen Wikileaks-Gründers Julian
Assange bleiben weiterhin unklar. Bundesrichterin Leonie Brinkema aus
Alexandria im Bundesstaat Virginia wies am Mittwoch einen Antrag auf
Offenlegung der Organisation Reporters Committee for Freedom of the
Press zurück. Das Reporterkomitee habe nicht hinreichend
nachgewiesen, daß eine Anklage gegen Assange vorliege, heißt es in
dem 10seitigen Urteil der Richterin. Die US-Justizbehörden
bestreiten, daß sie gegen Assange ermitteln und bereits eine Anklage
gegen ihn vorbereitet haben. Vor zwei Monaten kam durch eine
versehentliche Offenlegung in Zusammenhang mit einem anderen Fall
jedoch heraus, daß die Anklagepunkte gegen den 47jährigen Australier
offenbar bereits ausgearbeitet wurden. Der 2012 in die
ecuadorianische Botschaft in London geflüchtete Wikileaks-Gründer
hofft darauf, daß ihn eine Offenlegung der Vorwürfe vor einer
Festnahme in Großbritannien schützen könnte.

31. Januar 2019
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JUSTIZ/8963: Kriminalität und Rechtsprechung - 31.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bundeswehrsoldat klagt gegen Haar- und Barterlaß

Die Länge der Kopfbehaarung ist bei Bundeswehrangehörigen eindeutig
geregelt: Männer müssen ihr Haar so kurz tragen, daß es nicht auf dem
Hemdkragen liegt. Für Frauen sind längere Haare erlaubt, wenn sie
zurückgebunden oder nach oben gesteckt werden. Ein Stabsfeldwebel
hält die Dienstvorschrift für diskriminierend und reichte eine Klage
ein. Das Verteidigungsministerium will dagegen an dem Haar- und
Barterlaß festhalten. Daß Soldatinnen längere Haare tragen dürfen,
stelle eine zulässige Maßnahme zur Förderung von Frauen in der
Bundeswehr dar, heißt es in einer Ministeriumsmitteilung. Das
Bundesverwaltungsgericht in Leipzig will am Donnerstag darüber
entscheiden.

31. Januar 2019
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MILITÄR/8960: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 31.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



US-Geheimdienstchef warnt: Der IS ist noch nicht besiegt

Nach Kenntnissen von US-Geheimdiensten ist die Dschihadistenmiliz
Islamischer Staat (IS) trotz großer Verluste immer noch mit Tausenden
Kämpfern in Syrien und im Irak präsent. In einer Lagebewertung für
den Kongreß schreibt der Leiter der 17 US-Geheimdienstbehörden, Dan
Coats, daß es weiterhin acht Untergrundorganisationen und mehr als
ein Dutzend Netzwerke gebe. Der Geheimdienstdirektor warnte, daß ein
Nachlassen im Anti-Terrorkampf den IS wieder stark machen werde.
US-Präsident Donald Trump hatte im Dezember den vollständigen Abzug
der rund 2.000 US-Soldaten aus dem Bürgerkriegsland Syrien
angekündigt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8962: Aus Parlament und Gesellschaft - 31.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Juso-Chef Kühnert will für zweite Amtszeit kandidieren

Ende 2019 wird der Vorstand der Jungsozialisten in der SPD neu
gewählt. Der seit November 2017 die Nachwuchsorganisation anführende
29jährige Kevin Kühnert verspürt große Lust, noch einmal anzutreten.
Die Jusos seien gerade einer der spannendsten Orte, um Politik zu
machen, sagte er der Parteizeitung Vorwärts. In dem Gespräch forderte
Kühnert von seiner Partei ein klares Bekenntnis zum Kohleausstieg. Es
gehe um nicht weniger als unsere Lebensgrundlagen, betonte der
Juso-Chef. Mit dem Klima könne man nicht verhandeln.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8961: Tragisches und Kurioses - 31.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Arktische Kälte überzieht weite Teilen der USA

Eine extreme Kältewelle mit Temperaturen von fast minus 40 Grad
Celsius überzieht den Mittleren Westen der USA. Betroffen sind ein
Dutzend Bundesstaaten von North Dakota bis Ohio. Die Behörden in
Illinois, Wisconsin und Michigan riefen den Katastrophenfall aus. Der
Sender ABC berichtete bereits von acht Kältetoten. Am härtesten
betroffen ist die Stadt Chicago am Lake Michigan in Illinois. Der
Bahn- und Flugbetrieb wurde wegen der arktischen Kälte eingestellt
und Schulen und Behörden geschlossen. Für die zahlreichen Obdachlosen
in der Stadt richteten die Behörden mehr als 270 Wärmestuben ein. Der
Nationale Wetterdienst (NWS) warnte die Bewohner der betroffenen
Gebiete davor, sich ungeschützt im Freien aufzuhalten. Unbedeckte
Körperstellen könnten innerhalb von fünf Minuten Erfrierungen
erleiden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8046: Aus Forschung und Technik - 31.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Neues russisches ISS-Modul Nauka soll in diesem Jahr starten

Die russische Raumfahrtbehörde Roskosmos wird in diesem Jahr
voraussichtlich drei Progress MS-Nachschubschiffe und drei bemannte
Sojus MS-Raumschiffe zur Internationalen Raumstation ISS entsenden.
Das berichtete die Agentur Tass unter Berufung auf Informationen aus
der Raumfahrtindustrie. Demnach ist der erste bemannte Start mit dem
russischen Kosmonauten Alexej Owtschinin und den NASA-Astronauten
Nick Hague und Christina Koch für den 14. März geplant. Außerdem will
Rußland die Zahl seiner Kosmonauten auf dem Orbitalkomplex im Herbst
von zwei auf drei erhöhen. Der Generalkonstrukteur für bemannte
Raumschiffe, Jewgeni Mikrin, begründete die Personalverstärkung mit
der Erweiterung des russischen ISS-Segments. Demnach soll das 13
Meter lange und 4,10 Meter durchmessende Mehrzwecklabormodul (MLM)
Nauka noch in diesem Jahr in die Umlaufbahn gebracht werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8059: Aus aller Welt - 31.01.2019 (SB)




VOM TAGE



EU-Parlament erkennt selbsternannten Präsidenten Venezuelas an

Das Europäische Parlament hat den selbsternannten Interimspräsidenten
Juan Guaidó in Venezuela anerkannt, bis in dem südamerikanischen Land
"freie, transparente und glaubwürdige Präsidentschaftswahlen"
abgehalten wurden. 439 Abgeordnete stimmten am Donnerstag für die
entsprechende Entschließung bei 104 Gegenstimmen und 88 Enthaltungen.
Das EU-Parlament beruft sich auf Artikel 233 der venezolanischen
Verfassung, wonach Guaidó, der Vorsitzende der Nationalversammlung
Venezuelas, rechtmäßiger Übergangspräsident wäre. Weil das
Europäische Parlament in außenpolitischen Fragen der EU kein
Mitbestimmungsrecht hat, werden die EU-Staaten in seiner
Entschließung aufgefordert, sich geschlossen der Initiative
anzuschließen. Die Regierungen von Deutschland, Frankreich, Spanien
und Großbritannien wollen Guaidó anerkennen, falls der amtierende
Präsident Nicolás Maduro bis kommenden Sonntag keine Neuwahlen
angesetzt hat. Maduro wertete das Ansinnen als Frechheit. Allerdings
ist er bereit, Parlamentswahlen abzuhalten, da die
Nationalversammlung wegen illegal aufgenommener Mitglieder sowieso
der Verfassungsgebenden Versammlung untersteht. Sein Amt will der
sozialistische Präsident bis zum Ende seiner zweiten Amtszeit, zu der
er erst im Januar angetreten ist, beibehalten. Am
Donnerstagnachmittag wollten sich die Außenminister der EU-Staaten
bei einem informellen Treffen in Bukarest hinsichtlich einer
abgestimmten Haltung zur Staatskrise in Venezuela beraten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8018: Medizin und Gesundheitswesen - 31.01.2019 (SB)




VOM TAGE



DKMS vermittelte mehr als 75.000 Knochenmarkspenden

Es ist eine Erfolgsgeschichte. Vor gerade einmal 32 Jahren gelang die
erste unverwandte Knochenmarktransplantation. Vier Jahre später wurde
die DKMS (ehemals Deutsche Knochenmarkspenderdatei) gegründet. Wie
das Deutsche Ärzteblatt meldete, wurden seit der Gründung 1991 mehr
als 75.000 Spenden an Blutkrebs erkrankte Menschen in alle Welt
vermittelt. Inzwischen sind fast 8,7 Millionen Spender bei der DKMS
registriert, fast 5,9 Millionen davon allein in Deutschland. Und mit
jedem, der sich als Spender registrieren läßt, wachsen die Chancen
der Leukämiekranken.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8047: Kriminalität und Rechtsprechung - 31.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Texas richtet Mann nach 30 Jahren in Todeszelle hin

Im Gefängnis von Huntsville im US-Bundesstaat Texas ist der 61jährige
Robert Mitchell Jennings per Giftspritze hingerichtet worden. Der
Schwarze war wegen der Ermordung eines Polizisten im Verlauf eines
Raubüberfalls vor dreißig Jahren zum Tode verurteilt worden. Vor dem
Überfall war Jennings zehn Jahre wegen eines anderen Überfalls
inhaftiert gewesen. Zum Zeitpunkt der Tat war er auf Bewährung
freigelassen worden. Während des Überfalls wurde er von einem
Komplizen angeschossen, so daß er in ein Krankenhaus gebracht werden
mußte. Seine Anwälte hatten in dieser Woche Rechtsmittel gegen die
Hinrichtung ihres Mandanten eingelegt, doch wurden diese vom
zuständigen Gericht zurückgewiesen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7970: Sprache, Kunst und Medium - 31.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Thüringer Bratwurst-Museum platzt aus allen Nähten

Das von einem Trägerverein in Holzhausen im Ilmkreis betriebene 1.
Deutsche Bratwurstmuseum ist derart erfolgreich, daß der zuletzt
erlebte Besucheransturm nicht mehr bewältigt werden konnte. Um zu
expandieren, sieht sich der Verein nach einem neuen Standort um, der
mit Mühlhausen vermutlich gefunden wurde.

Laut MDR Thüringen wird der Umzug nötig, weil zuletzt jährlich rund
50.000 auswärtige Besucher den kleinen Ort überrannten. Nicht nur das
Museum selbst ist zu klein geworden, es fehle auch an Parkplätzen, was
zu Spannungen in der Gemeinde führte.

Nun will der Verein versuchen, den Umzug bis Ende des kommenden Jahres
zu schaffen. Dafür soll der Neubau groß genug werden, um ein
"Thüringer Bratwurstministerium" und ein "Institut für
Bratwurstologie" zu integrieren. Selbstverständlich wird der Zugang
barrierefrei sein. Auch eine Kindererlebniswelt sei geplant. Da es
sich um ein Wintersportgebiet handelt, soll der Betrieb auch keine
Winterpause mehr einlegen. Finanzieren wollen den Komplex zwei
Investoren aus dem Fleischereigewerbe.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8037: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 31.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Keine Annäherung USA-Rußland im Streit um INF-Abrüstungsvertrag

Rußlands Außenminister Riabkow hat sich bei einem Treffen in Peking
mit US-Staatssekretärin Thompson nicht auf eine Beilegung des
bilateralen Streits um den INF-Abrüstungsvertrag verständigen können.
Es gebe keine Fortschritte, meldete Riabkow der Nachrichtenagentur
RIA Nowosti zufolge. Die US-Regierung wirft Rußland vor, mit einem
neuen Marschflugkörper gegen den Vertrag zur Begrenzung
bodengestützter, atomarbestückbarer Mittelstreckenraketen zu
verstoßen. Russische Militärs haben wiederholt versichert, daß die
Reichweite des Marschflugkörpers maximal 480 Kilometer beträgt, so
daß der INF-Vertrag, der eine Grenze bei 500 Kilometern zieht, nicht
verletzt wäre. Andererseits wirft Rußland den USA vor, mit der
Stationierung von Raketenabwehrsystemen in westlichen Nachbarstaaten
gegen den Vertrag zu verstoßen. Die mobilen Einheiten können nämlich
leicht zu Angriffswaffen umgerüstet werden. US-Präsident Trump will
den mit der Sowjetunion geschlossenen INF-Vertrag einseitig
aufkündigen, wenn Rußland die fraglichen Marschflugkörper nicht in
einer in den nächsten Tagen auslaufenden Frist verschrottet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8051: Aus Parlament und Gesellschaft - 31.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Landtag in Brandenburg führt Frauenquote ein

Der Landtag in Brandenburg hat mit den Stimmen der
Regierungsfraktionen von SPD und Der Linken sowie der
antragstellenden Oppositionsfraktion der Grünen die Einführung einer
Frauenquote bei Parlamentswahlen beschlossen. Demnach werden die
Parteien ab Mitte nächsten Jahres, also nach der Landtagswahl im
Herbst, ebenso viele Frauen wie Männer nominieren müssen. Auf diese
Weise soll das Verhältnis von weiblichen und männlichen Abgeordneten
im Landtag ausgeglichener werden. Zur Zeit liegt der Frauenanteil bei
39 Prozent. Die Quote gilt nicht für die Aufstellung von
Direktkandidaten und -kandidatinnen. Gegen das sogenannte
Parité-Gesetz hatten die Oppositionsfraktionen von CDU und AfD
gestimmt und ihre Haltung mit der mutmaßlichen Verfassungswidrigkeit
begründet. Auch weil sich hinsichtlich der Novelle viele
verfassungsrechtliche Fragen stellen, sprach Bundesjustizministerin
Katarina Barley von einem mutigen Schritt. Die Grünenvorsitzende
Annalena Baerbock wünscht sich eine ähnliche Regelung auf
Bundesebene. Die Grünen in Brandenburg hatten bereits im Mai eine
Frauenquote ins Wahlrecht einfügen wollen. Demnach hätten
Direktmandate mit jeweils einer Frau und einem Mann besetzt werden
müssen. Das aktuelle Gesetz beruht weitgehend auf den damaligen
Vorschlägen. Damals hatte die Landesregierung verfassungsrechtliche
Bedenken angemeldet und auf freiwillige Empfehlungen statt einer
verpflichtenden Quote gesetzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8020: Tragisches und Kurioses - 31.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Kaum Straßenbenennungen nach Ex-Kanzlern Kohl und Schmidt

Obwohl Helmut Schmidt (SPD) und Helmut Kohl (CDU) erfolgreiche
Bundeskanzler waren, haben sich viele Städte und Gemeinden geweigert,
Straßen oder Plätze nach ihnen zu benennen. Häufig scheiterte das nach
Befragungen am Widerstand der Anwohner.

Kohl, der 2017 starb, findet sich bislang nur viermal, Schmidt nach
seinem Tod 2015 nur fünfmal auf Straßenschildern, berichtete die
Nachrichtenagentur AFP unter Berufung auf eine Auswertung des
Datenanbieters Digital Data Services.

Unter allen verstorbenen Altkanzlern liegt demnach Konrad Adenauer/CDU
mit 380 Straßen und Plätzen mit weitem Abstand vorn. Bei Willy
Brandt/SPD seien es 183, bei Ludwig Erhard 126 und bei Kurt Georg
Kiesinger/beide CDU mit elf schon deutlich weniger.

Vor allem Firmen und Betriebe wollen den großen Aufwand vermeiden, der
mit einer Umbenennung ihrer bei Geschäftspartnern und Kunden bekannten
Adresse verbunden ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8048: Arbeit, Soziales und Familie - 31.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Über 12.000 junge Klimaschützer in Brüssel

In Belgien sind am Donnerstag erneut Schüler und Schülerinnen dem
Unterricht fern geblieben, um in Brüssel für einen besseren
Klimaschutz zu demonstrieren. An der vierten derartigen Kundgebung in
Folge beteiligten sich laut Polizei mindestens 12.500 junge Leute. In
anderen Städten des Landes fanden kleinere Kundgebungen statt. In
Deutschland werden seit Wochen ähnliche Aktionen meist für die
Freitage organisiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8029: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 31.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Weniger Wintervögel in deutschen Gärten

Jetzt liegen die Zahlen auf dem Tisch. In Deutschlands Gärten
befinden sich diesen Winter weniger Vögel als früher. Wie afp
meldete, zählten Naturfreunde im Januar bei der vom Naturschutzbund
Deutschland organisierten Aktion "Stunde der Wintervögel" unter
anderem weniger Meisen und Amseln. Die Gesamtzahl der pro Garten
gemeldeten Vögel lag mit 37,1 unter dem langjährigen Mittel.
Lediglich 2017 war die Zahl mit 34,4 noch niedriger gewesen. Im
Gegensatz dazu waren 2011 noch fast 46 Vögel pro Garten gemeldet
worden. Allerdings kann aus den niedrigen Zahlen kein Rückgang der
Wintervögel abgeleitet werden. Schließlich sorgte der warme Winter
dafür, daß viele Vögel auf den Feldern genug Nahrung finden können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8036: Märkte und Finanzen - 31.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Europäische Finanzgesellschaft für den Iranhandel

Deutschland, Frankreich und Großbritannien haben die
Zweckgesellschaft INSTEX (Instrument in Support of Trade Exchanges)
gegründet, welche den Zahlungsverkehr bei Geschäften mit dem Iran
abwickeln soll, wenn Banken davon abgeschreckt werden, weil ihnen die
US-Regierung mit Sanktionen droht. INSTEX soll den Zahlungsverkehr
zunächst beim Handel mit Lebensmitteln, Medikamenten und anderen
Medizinprodukten erleichtern. Die Gesellschaft soll ihren Sitz in
Paris haben. Großbritannien stellt den Aufsichtsratvorsitzenden,
Deutschland den Geschäftsführer. INSTEX soll verhindern, daß sich der
Iran wie zuvor die USA aus dem internationalen Atomabkommen
zurückzieht. Die EU-Außenbeauftragte Mogherini drückte beim
informellen EU-Außenministertreffen in Bukarest am Donnerstag die
Erwartung aus, daß die Gründung der Finanzgesellschaft einen
legitimen Handel mit dem Iran ermöglicht und die transatlantischen
Beziehungen nicht verschlechtern wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8052: Aus Forschung und Technik - 31.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Samsung setzt auf 1-TByte-Flash-Speicher

Es ist soweit. Samsung hat mit der Serienproduktion von 1 TByte
großen Flash-Speichern begonnen. Wie heise online meldet,
sind die eUFS-Speichermodule für Mobilgeräte wie Smartphones
konzipiert worden. Gegenüber den seit November 2018 verfügbaren
512-GByte-Modulen steigt die Übertragungsrate bei den neuen Speichern
um bis zu 38 Prozent. Dabei nimmt das 1-TByte-Modul die gleiche
Fläche wie das 512-GByte-Modul ein. Möglich wird das durch die
Verdoppelung der NAND-Flash-Chips: Statt 8 liegen nun 16 Chips mit
einer Kapazität von 512 GBit übereinander. Außerdem kommt bei den
neuen Modulen Samsungs hauseigener 3D-NAND-Flash der fünften
Generation (V-NAND) zum Einsatz. Dieser verfügt über 96 Schichten.
Experten rechnen mit dem neuen Speichermodul bei Samsungs Galaxy S10,
das Mitte Februar vorgestellt wird. Das dort verbaute SoC Exynos 9820
unterstützt UFS 3.0. Allerdings könnten die von Samsung nun
gefertigten eUFS-2.1-Module in einem Sondermodell des S10 ihren
Platz finden. Das soll neben einer Rückseite aus Keramik auch 1 TByte
Flash-Speicher bieten.
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MELDUNG/562: Ein kleiner Fisch gewährt Einblicke in die genetische Grundlage der Evolution (idw)


Universität Basel - 30.01.2019

Ein kleiner Fisch gewährt Einblicke in die genetische Grundlage der
Evolution



Eine Erbgutanalyse bei Stichlingen zeigt, dass sich isolierte
Populationen in einer ähnlichen Umgebung vergleichbar entwickeln. Die
Grundlagen dazu sind bereits im Erbgut der genetischen Vorfahren angelegt.
Dies berichten Evolutionsbiologen der Universität Basel und der Universität
Nottingham in der Zeitschrift «Evolution Letters».

In der Natur sind viele Beispiele zu finden, bei denen die Evolution
mehrfach und unabhängig voneinander dieselben Eigenschaften hervorgebracht
hat. Die gleichartige Anpassung an ähnliche Umweltbedingungen ist bei
vielen Tier- und Pflanzenarten dokumentiert, wenn oft auch nur auf der
Ebene der äusseren Merkmale. In welchem Mass ähnliche Populationen im Lauf
ihrer Entstehung auch dieselben Genvarianten benutzt haben, ist jedoch
noch kaum bekannt.

Eine neue Studie gewährt nun neue Einblicke in die genetischen Grundlagen
einer solchen parallelen Evolution. Dafür haben Forschende der Universität
Basel und der Universität Nottingham das Erbgut von Dreistachligen
Stichlingen untersucht.

Dieser Fisch ist bei Evolutionsbiologen beliebt, da er sich vielseitig an
verschiedene Lebensräume angepasst hat. Hinzu kommt, dass der gemeinsame
Vorfahre von Süsswasserpopulationen - der ursprünglich im Meer lebende
Stichling - heute noch existiert, was einen Blick auf die genetische
Ausgangslage ermöglicht.

Isolierte Populationen entwickeln dieselben Eigenschaften

Auf der schottischen Insel North Uist kommen die Stichlinge in Gewässern
vor, deren pH-Werte sich stark unterscheiden. Während die im Westen
gelegenen Seen basisches Wasser enthalten, sind die Hochmoorseen im Osten
sauer und nährstoffarm.

Untersuchungen an je fünf Populationen aus den westlichen und östlichen
Seen zeigten, dass sich die Fische unabhängig voneinander, aber auf
vergleichbare Weise an ihren basischen oder sauren Lebensraum angepasst
haben. So weisen etwa alle fünf Populationen in den sauren Seen ein stark
reduziertes Skelett und Zwergwuchs auf - wahrscheinlich als Anpassung an
Nährstoffmangel.

Varianten im Erbgut des Vorfahren angelegt

Neben den gemeinsamen äusserlichen Merkmalen konnten die Forscher auch
nachweisen, dass die Veränderungen im Genpool sehr ähnlich verlaufen sind:
Die Populationen desselben Lebensraumtyps zeigten in Dutzenden von
Regionen des Erbguts die gleichen genetischen Varianten. Damit lässt sich
auch absehen, wo im Erbgut es unter dem Einfluss eines bestimmten Habitats
zu Veränderungen kommt - die Evolution wird gleichsam vorhersagbar.

Genanalysen des marinen Urahns zeigten weiter auf, dass die Genvarianten,
die für die Anpassung an saure oder an basische Gewässer von Vorteil sind,
durchwegs schon im Vorfahr vorhanden sind. Ähnliche Lebensformen
entstanden hier also nicht zufällig, sondern unabhängig voneinander durch
eine zu erwartende Sortierung von vorteilhaften genetischen Varianten, die
bereits im Genom zur Verfügung standen.


Originalpublikation:

Quiterie Haenel, Marius Roesti, Dario Moser, Andrew D. C. MacColl, and
Daniel Berner

Predictable genome-wide sorting of standing genetic variation during
parallel adaptation to basic versus acidic environments in stickleback
fish

Evolution Letters (2019),

doi: 10.1002/evl3.99

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution74

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Basel, 30.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UMWELTLABOR/298: Der wahre Preis - Scharade mit dem Durst ... (SB)




Im September 2015 hat die UN in New York die globalen
nachhaltigen Entwicklungsziele (Sustainable Development Goals - SDGs)
verabschiedet: 17 Hauptziele mit teilweise zehn weiteren
"Zielvorgaben" sollen "die Welt in eine transformieren, in welcher der
Schutz des Planeten und Wohlstand für alle Menschen gewährleistet sein
wird. Eines der elementarsten Ziele, SDG 6, betrifft die
"Verfügbarkeit und nachhaltige Bewirtschaftung von Wasser und
Sanitärversorgung für alle", und soll bis 2030 weltweit durchgesetzt
werden. Bisher hat sich diesbezüglich jedoch wenig getan. Noch immer
haben weltweit zwischen 1,5 und 2 Milliarden Menschen keinen Zugang zu
 ausreichend sauberem und trinkbarem Süßwasser oder sie leben in
Gebieten mit Wassermangel, in denen die verfügbaren Ressourcen in
manchen Zeiten des Jahres nicht ausreichen, um den Bedarf zu decken.

Zudem ist gerade das Erreichen dieses Ziel die grundlegende
Voraussetzung für weitere Nachhaltigkeitsziele, wie "Keine Armut (SDG
1)", "Hunger beenden (SDG 2)", "Ein gesundes Leben" (SDG 3)
"Menschenwürdige Arbeit und Wirtschaftswachstum (SDG 8)", die
ebenfalls auf der UN-Agenda für 2030 stehen. Darüber hinaus sind auch
die Ziele 11 und 13, d.h. "nachhaltige Städte und Gemeinden (SDG 11)
und das Handeln für den Klimaschutz (SDG 13) wasserbezogene Ziele.
Weiter steht eine der vordringlichen Zielvorgaben des SDG 6 im
Widerspruch zu den wenig wasserschonenden Praktiken der Industrie:
"Bis 2020 wasserverbundene Ökosysteme schützen und wiederherstellen,
darunter Berge, Wälder, Feuchtgebiete, Flüsse, Grundwasserleiter und
Seen". [1]

Eine der naheliegendsten Lösungen, Entsalzungs- und
Aufbereitungsanlagen zur Aufbereitung des reichlich vorhandenen
Meerwassers auf unserem "blauen Planeten" zu nutzen, läßt sich das
globale Wasserproblem ebensowenig lösen wie dieser letzte Punkt, denn
die Großtechnik weist immer noch eine äußerst negative Ökobilanz auf,
wie eine kürzlich veröffentlichte und von den Vereinten Nationen
geförderte Studie ergab. Zwar räumt die Studie selbst ein, daß unter
Einhaltung bestimmter Bedingungen die Nutzung von aufbereitetem
Meerwasser unabdingbar ist. Und sie fordert die Entwicklung von
umweltfreundlichen, klimaneutralen und kostengünstigeren Ansätzen, die
auch in ärmeren Ländern Wasser für alle erschwinglich macht. Doch wie
man es auch dreht und wendet, bzw. von welcher Seite man versucht,
einen nachhaltigeren Ansatz zu entwickeln, scheint sich die Schlange
in den Schwanz zu beißen. Die Probleme potenzieren sich. Es besteht
kaum Aussicht, dieses wichtige Ziel bis 2030 noch zu erreichen.


Es ist tatsächlich so paradox, wie es sich darstellt: Zwei Drittel der
Erdoberfläche sind mit Wasser bedeckt, doch nur 2,5 Prozent davon sind
Süßwasser. Davon sind wiederum gut zwei Drittel in Gletschereis
gebunden, das durch den fortschreitenden Klimawandel möglicherweise
sehr viel schneller abschmelzen und dem globalen Trinkwasserreservoir
verloren gehen wird. Dafür gewinnt das salzige Meerwasser an Volumen
dazu. Letzteres kann jedoch kein Mensch trinken, es sei denn, er
verfügte über bestimmte Gene von Möwen oder Pinguinen, mit deren Hilfe
diese ihren Flüssigkeitsbedarf über das Meerwasser abdecken können,
weil sie mittels spezieller Drüsen das überschüssige Salz einfach
ausscheiden. Für alle anderen Lebewesen ist es gesundheitsschädlich
und oft sogar tödlich, Meerwasser zu trinken. Um das überschüssige
Salz über die Nieren wieder aus dem Körper zu entfernen, brauchen
diese salzfreies Wasser, das sie dem Körper aus allen Zellen
entziehen. Man vertrocknet quasi von innen. Im schlimmsten Fall kann
eine Salzvergiftung infolge von Atem- und Herzstörungen zum Tode
führen.

In den vergangenen 50 Jahren ist der weltweite Süßwasserverbrauch
doppelt so schnell gestiegen wie die Weltbevölkerung. Nach
UNO-Schätzungen wird der Bedarf an Süßwasser bis 2030 die vorhandenen
Ressourcen um 40 Prozent übersteigen. Fast die Hälfte der Menschen
könnten dann unter Wassermangel leiden. Sofern die Hochrechnungen für
das Bevölkerungswachstum zutreffen, ginge es um nicht weniger als
4,275 Milliarden Menschen, die dann ohne Wasser dastehen würden.
Darüber hinaus sinkt die Wasserqualität durch den Eintrag von
Chemikalien und Mikroschadstoffen, die aus Abwässern, ländlichen
Einträgen oder durch die Luft in offene Gewässer getragen werden oder
durch die Bodenfiltration ins Grundwasser geraten. [2]

Es ist also nur logisch, daß Länder in Küstennähe auf die 97,5 Prozent
der weltweit verfügbaren Vorräte an Meerwasser und Brackwasser
zurückgreifen und Techniken entwickeln, diese in trinkbares Wasser
aufzubereiten. Damit könnten aber im besten Fall nur etwa drei
Milliarden Menschen, die weniger als 200 Kilometer von den Ozeanen
entfernt wohnen, mit Wasser versorgt werden.

Die erste und einfachste Methode ist hier seit jeher die Verdampfung.
Meerwasser wird erhitzt, bis es verdampft und das Salz sich vom
Wasserdampf trennt. Das Verfahren wurde bereits in der Antike von
Seefahrern realisiert, die Meerwasser in Bronzegefäßen aufkochten und
den entweichenden reinen Wasserdampf als Trinkwasser in Schwämmen
auffingen. 1869 wurde von den Briten im Golf von Aden eine der ersten
Meerwasserverdampfungsanlage gebaut, mit der sie ihre Kolonialflotte
mit Trinkwasser aus dem Roten Meer versorgten. Das extrem
energieaufwendige Verfahren ist inzwischen von technisch viel
subtileren Methoden abgelöst worden. Dennoch wird immer noch die
Hälfte der weltweit aus Meerwasser gewonnenen Trinkwassermenge über
ein Verdampfungsverfahren produziert.




[image: Ein gewaltiger Industriekomplex vor der arabischen Küste in RAK (Ras Al Khaimah, Vereinigte Arabische Emirate). - Foto: 2006 by Octal [CC BY 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/2.0)], via Wikimedia Commons]

Wasserindustrie mit Meeresanbindung. 

Die Hälfte der Meerwasserentsalzung beruht auf Verdampfung. 

Foto: 2006 by Octal [CC BY 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/2.0)], via Wikimedia Commons



Die derzeit bevorzugte Methode ist die Wasseraufbereitung per
Umkehrosmose. Unter hohem Druck von 60 bis 80 bar wird Meerwasser
durch eine feine Membran gepreßt, die das Salz zurückhält. Beide
Methoden teilen jedoch einige Probleme: Große Anlagen verbrauchen
extrem viel Energie. In der Regel wird ein eigenes Kraftwerk für den
Betrieb von Verdampfungsanlagen oder alternativ für die
Hochdruckpumpen benötigt. Dies aber auch die Wartung der Membranen,
Konstruktion, Bau und Instandhaltung der Anlagen sind äußerst
kostenintensiv. So gab der Leiter einer Entsalzungsanlage in Palma de
Mallorca, Luis Zubia, in einem Interview mit Eva Carolin Ulmer
(Mallorca Magazin) an, daß man etwa 3,7 Kilowattstunden Strom für die
Gewinnung von 1.000 Liter Trinkwasser benötige. Bei einem Strompreis
von 10 Cent pro Kilowattstunde komme man schnell auf 40 Cent pro
Kubikmeter (= 1.000 Liter). [3] Das ist allerdings noch nicht der
Preis, den der Verbraucher für das kostenintensiv gewonnene Wasser
zahlen muß. Dieser liegt bei mindestens 60 Cent pro Kubikmeter.
Aufbereitetes Wasser ist damit doppelt so teuer als das aus Stauseen
gewonnene Wasser. Nur kann selbst die größte
Meerwasserentsalzungsanlage Europas, die in der Nähe von Barcelona für
230 Millionen Euro errichtet wurde, nur ein Viertel des Bedarfs in
ihrem Einzugsbereich decken. [4] Das entsalzte Wasser sei nicht so
rein, daß man es gleich trinken könnte, gab der Leiter der Anlage von
Palma zu. Um Trinkwasser zu erhalten, müsse noch "etwas Kalk,
Kohlensäure und Chlor" hinzugefügt werden. [3]

Meerwasserentsalzung ist bislang also vor allem etwas für reiche
Länder oder Touristenregionen, die über die ausreichenden Mittel
verfügen. Zudem wird die benötigte Energie oft aus fossilen
Brennstoffen bezogen - zum Schaden der Umwelt und der Klimabilanz.
Dieser Schaden wurde letztlich auch von den meisten
Umweltorganisationen als geringer Preis für den möglichen Nutzen der
Wasserbeschaffung für trockene Regionen wie dem Nahen Osten,
Nordafrika, aber auch Spanien betrachtet. Er wurde allerdings nie ganz
genau berechnet.

So trägt beispielsweise diese Art der Wasseraufbereitung im weitesten
Sinne sogar zu weiterem Wassermangel bei. Denn bei jeder Verbrennung
von fossilen Energieträgern entsteht CO₂, das in die Atmosphäre
geblasen wird und dort als Treibhausgas ebenso zur globalen
Temperaturerhöhung beiträgt wie zu den damit verbundenen
wasserbezogenen Umweltfolgen wie das Abschmelzen der Gletscher oder
der Schwund an Süßwasserressourcen.

Zwar sind immer wieder technologische Entwicklungen mit geringeren
Betriebskosten im Gespräch, die mit erneuerbaren Energien oder der
Ausnutzung von Sonnenenergie arbeiten und auch eine ärmere Zielgruppe
bedienen sollen. Sie können jedoch in den seltensten Fällen
ausreichend große Mengen an aufbereitetem Wasser liefern. Andere, wie
die kontinuierliche Entsalzung durch "kapazitive Deionisierung" [5],
die immer wieder im Gespräch aber bis heute nicht ausgereift ist,
versagen bei Meerwasser mit hoher Salzkonzentration. Letztere kann
energieeffizienter und mit sehr hohem Wirkungsgrad nur geringfügig
salziges Brackwasser reinigen.

Ganz gleich welche Energieeffizienz sich mit der Nutzung neuer
Technologien noch erwirtschaften läßt, eine Frage, die bislang nie in
Rechnung gestellt wurde, taucht bei jeder Gewinnung von reinem Wasser
aus salzhaltigem auf: Wohin mit der aufkonzentrierten Salzsole, die
dabei anfällt?

In dem zuvor erwähnten Interview mit dem Betreiber einer
Aufbereitungslage in Palma, wird angedeutet, daß diese Sole, von der
laut Luis Zubia auf 450 Liter reines Wasser, 550 Liter anfällt,
einfach ins Meer "zurückgeführt wird". Man habe zwar von
Umweltschützern gehört, daß der erhöhte Salzgehalt den Organismen im
Meer schaden könne, insbesondere der empfindlichen Posidonia
(Neptungras)", erklärte er im Interview, doch man habe festgestellt,
daß die Salzlake in weniger als 200 Metern Entfernung vor der Küste
nicht mehr als erhöhter Salzgehalt im Wasser nachweisbar wäre. Das
zeigten die Umweltverträglichkeitsstudien, die jedes Jahr durchgeführt
würden. Und Neptungras wachse an dieser Stelle ohnehin nicht, aufgrund
anderer, noch gravierenderer Schadstoffe im Meer. Daß die Salzlauge
neben den aus dem Meerwasser stammenden, aufkonzentrierten Mineralien
(Magnesium, Calcium, Natrium, Lithium) auch giftige Chemikalien und
Schwermetalle aus dem Entsalzungsprozeß enthalten und darüber hinaus
zum Sauerstoffschwund eines Gewässers beitragen kann, wird hier nicht
erwähnt. [6]

Ein von der UN unterstütztes internationales Forscherteam fand nun vor
kurzem in der Studie "The state of desalination and brine production:
A global outlook" [Über den Stand der Entsalzung und der
Soleproduktion: Ein globaler Ausblick] heraus, [7] daß genau diese
Rückleitung von Salzlake in bisherigen Umweltverträglichkeitsstudien
nie in ihrem vollständigen Umfang berechnet worden und die
Soleproduktion von 1 bis 1,2 Liter pro Liter Süßwasser (z.B. s.o.)
unterschätzt worden ist. Im Fazit der Studie fassen die Forscher, die
der Süßwasserproduktion mit Hilfe von Entsalzungsanlagen immer noch
positiv zugewandt zu sein scheinen, folgendes zusammen: Weltweit sind
nach den Daten des Teams 15.906 Entsalzungsanlagen in 177 Ländern in
Betrieb. Ihre Zahl hat sich damit seit den 1980er Jahren fast
verzehnfacht. Diese produzieren jeden Tag 95 Millionen Kubikmeter
Süßwasser, was dem halben Tagesdurchfluß der Niagarafälle entspricht.
Die Hälfte der Anlagen konzentrieren sich auf Standorte im Mittleren
Osten, in Nordafrika und Spanien. Allein Saudi-Arabien, die Vereinten Arabischen Emirate und Kuweit zusammen
erzeugen 29,3 Prozent des durch Entsalzung gewonnenen Trinkwassers.
Ostasien und Nordamerika haben einen Anteil von 18,4 und 11,9 Prozent.
In Europa ist Spanien mit 5,7 Prozent der größte Entsalzungs-Nutzer.




[image: Planskizze einer Umkehrosmoseanlage - Grafik: by Togo [CC BY-SA 3.0 (http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)], via Wikimedia Commons]

Hochdruck- und andere Pumpen nehmen den größten Raum der Anlage ein.

Sie benötigen ein eigenes Kraftwerk.

Grafik: by Togo [CC BY-SA 3.0 (http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)], via Wikimedia
Commons
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Einblick in die Produktionshalle einer Wasseraufbereitungsanlage
mittels Umkehrosmose. 

Foto: by James Grellier [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia
Commons



Gemeinsam produzieren sie täglich 142 Millionen Kubikmeter Salzbrühe,
50 Prozent mehr, als frühere Schätzungen angeben. Dabei fällt der
Löwenanteil der Salzlaugenproduktion den Anlagen im Mittleren Osten
zu, die mit ineffektiven thermischen Verfahren arbeiten und viermal
mehr Lauge als andere modernere Anlagen erzeugen. Zudem sei die Brühe
in hohem Maße mit Chemikalien wie Antikorrodantien, Antiscaling- oder
Antifouling-Mitteln aus dem Betrieb der Anlage belastet, die u.a.
Ablagerungen auf den Membranen verhindern sollen. Aber auch
metallische Giftstoffe wie Rubidium, Bor, radioaktive Stoffe wie Uran
oder Halogenide wie Brom werden von 80 Prozent der Anlagen im Meer
verklappt, weil sie in Küstennähe positioniert sind. Von dieser
bislang nie erwähnten Meeresverschmutzung sind somit die Ökosysteme im
Europäischen Mittelmeer am stärksten betroffen, die ohnehin schon
unter den Einleitungen von Abwässern der Industrie und der
Landwirtschaft vor allem in Po und Nil leiden. Unter anderem ist mit
einer Zunahme der sauerstoffverarmten, sogenannten marinen Todeszonen
zu rechnen, in denen nichts mehr gedeiht.

Das vom Forscherteam der UN in Aussicht gestellte Potential,
entsprechende Techniken für die Rückgewinnung der Chemikalien und
Rohstoffe zu entwickeln, um quasi Profit aus der schlechten
Umweltbilanz zu ziehen, hat reine Feigenblattfunktion. Fällt es doch
schwer zuzugeben, daß man mit Meerwasserentsalzung keine nachhaltige
Methode gefunden hat, den Wasserbedarf zu decken und auch die immer
noch vorherrschende Wasserverschwendung zu bedienen.

Versuche zur Rückgewinnung von wertvollen Rohstoffen sind schon in
anderen Zusammenhängen wie der Rückgewinnung von Seltenen Erden aus
Handys, Smartphones, Computern und anderem Elektroschrott gescheitert.
Sie erwiesen sich letztlich als extrem zeitraubend, unergiebig und mit
hohen Energiekosten verbunden, so daß laut den Autoren der Studie an
dieser Option noch gearbeitet werden muß. Sie schlagen hingegen
ernsthaft das Verdünnen der Sole vor ihrer Einleitung ins Meer vor,
was an einen Schildbürgerstreich denken läßt, denn womit sollte man
Sole verdünnen als mit Wasser!

Eine weitere ebenfalls wenig appetitliche Lösung, welche die
UN-Forscher vorschlagen, ist die Nutzung von anfallender Sole für
Fischzucht und Aquakulturen. Es seien damit in speziellen Formen der
Aquakultur schon Fischbiomasse-Zuwächse von 300 Prozent erreicht und
auch für die Zucht der als Lebensmittelzusatz beliebten Alge Spirulina
ließe sich die Lauge einsetzen". [6] Doch welcher Markt sollte mit
diesem schadstoffbelasteten Fischfleisch bedient werden?




[image: Junge Frau kratzt Wasser aus einem schlammigen Wasserloch in Afrika. - Foto: by Bob Metcalf [Public domain], via Wikimedia Commons]

Wird der Mangel durch Meerwasserentsalzung noch größer? 

Bis 2030 sollen alle Menschen ausreichend mit Wasser versorgt sein.

In Tanzania (Afrika) kann Wasser oft nur über Löcher, die in trockene
Flußbetten gegraben werden, gewonnen werden. Diese Aufgabe wird meist
Mädchen aufgetragen, die deshalb keine Schulbildung erhalten können.

Foto: by Bob Metcalf [Public domain], via Wikimedia Commons



Die kostspielige Meerwasserentsalzung ist somit keine Lösung für jene
Regionen, die am meisten unter Wasserknappheit zu leiden haben. Diese
sensiblen Bereiche könnten aber unter den Umwelt- und Klimafolgen, die
mit der Entsalzung in Kauf genommen werden müssen, insbesondere durch
den dadurch weiter angekurbelten Wassermangel, besonders leiden.
Daneben stehen die privilegierten Regionen der Welt, in denen die
Trinkwasserknappheit ein hausgemachtes Problem ist, das von einer
zahlungskräftigen Elite durch Verschwendung im großen Stil veranlaßt
wird. So versickern in Spanien, das Europa ganzjährig mit Obst und
Gemüse versorgt, große Mengen an Süßwasser aus maroden Leitungen,
ungenutzt in den Boden, ehe sie die Bewässerungsanlagen erreichen. In
anderen Touristenregionen mit Wassermangel werden Golfplätze und
Parkanlagen bewässert. Last but not least darf auch der ungemein hohe
Verbrauch an "virtuellem Wasser" für die Produktion von Rindfleisch
(ein Kilo braucht 15.000 Liter) oder Kaffee (140 Liter Wasser für eine
Tasse) nicht unerwähnt bleiben. Sollte nicht der Zugriff auf das
Problem zuallererst an diesen Stellen mit einem generellen Umdenken
beginnen?


Anmerkungen:


[1] https://nachhaltigkeit.bvng.org/die-globalen-ziele-fuer-nachhaltige-entwicklung/sdg-ziel-6-sauberes-wasser-und-sanitaere-einrichtungen/

[2] http://www.schattenblick.de/infopool/umwelt/wasser/uwasc165.html

[3] https://www.mallorcamagazin.com/nachrichten/tourismus/2016/02/10/44837/funktioniert-die-meerwasser-entsalzungsanlage-von-palma.html

[4]https://www.heise.de/tp/news/Groesste-Meerwasserentsalzungsanlage-Europas-eingeweiht-2032683.html

[5] http://www.schattenblick.de/infopool/umwelt/wasser/uwafo472.html

[6] https://www.scinexx.de/news/geowissen/ozean-groesste-todeszone-der-erde-waechst/

[7] https://www.researchgate.net/publication/329476006_The_state_of_desalination_and_brine_production_A_global_outlook

Quelle: (Science of the Total Environment, 2019; doi:10.1016/j.scitotenv.2018.12.076)

[8] Antiscaling-Mittel bestehen meist aus Phosphonaten, Polycarboxylaten und speziell modifizierten Polymeren, die kristalline
Ausfällungen verhindern. 

Antifouling-Mittel sind giftige Breitbandbiozide, die den mikrobiellen Bewuchs auf Schiffsrümpfen verhindern. Die bekannteste toxische
Verbindung aus dieser Gruppe ist das in der Schifffahrt inzwischen verbotene Tributylzinn (TBT).
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WETTER/258: Deutschlandwetter im Januar 2019 (Deutscher Wetterdienst)


Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 30.01.2019

Deutschlandwetter im Januar 2019

Viel Schnee im Alpen- und Mittelgebirgsraum - insgesamt
nasskalt



Offenbach, 30. Januar 2019 - Im Januar dominierten in Mitteleuropa
meist Tiefdruckgebiete. Immer wieder drückten dabei Wolken und
Niederschlagsfelder gegen die Nordränder der Mittelgebirge und der
Alpen und führten dort teilweise zu extremen Dauerschneefällen.
Zeitweise herrschten winterliche Temperaturen, während sonst eher
milde Witterungsabschnitte überwogen. In der zweiten Monatshälfte
gelangte ganz Deutschland für etwa eine Woche unter Hochdruckeinfluss.
Dieser sorgte allgemein für viel Sonnenschein und auch im Flachland
für einige kalte Nächte. Insgesamt ergab dies einen vergleichsweise
milden, aber niederschlagsreichen Januar bei durchschnittlicher
Sonnenscheindauer. Das meldet der Deutsche Wetterdienst (DWD) nach
ersten Auswertungen der Ergebnisse seiner rund 2000 Messstationen.

Temperaturen im Süden meist durchschnittlich, im Norden recht
mild

Mit 0,6 Grad Celsius (°C) lag im Januar der Temperaturdurchschnitt um
1,1 Grad über dem Wert der international gültigen Referenzperiode 1961
bis 1990. Gegenüber der Vergleichsperiode 1981 bis 2010 betrug die
Abweichung nach oben 0,2 Grad. Im Bereich der Mittelgebirge und Alpen,
wo wiederholt anhaltende Schneefälle auftraten, wichen die
Temperaturen im Januar 2019 kaum vom vieljährigen Mittel ab.
Hauptsächlich im Norddeutschen Tiefland sowie in einigen
Flussniederungen verlief der Monat dagegen mild. Am 27. stieg dabei
das Quecksilber mit gemessenen 11,0 °C in Rheinfelden am Hochrhein am
höchsten. Vom 18. bis zum 25. bestimmte vorübergehend Hoch "Brigida"
mit kälterer Luft das Wettergeschehen, so dass man in fast ganz
Deutschland ein paar Tage mit Dauerfrost zählen konnte. Obwohl der
Himmel im Süden Deutschlands in Gebieten mit dicker Schneedecke nachts
immer nur für kurze Zeit aufklarte, wurden dort die tiefsten
Temperaturen gemessen: Am 22. meldete Oberstdorf 18,1 °C, am 21.
Deutschneudorf-Brüderwiese im Erzgebirge sogar -18,6 °C.

Insgesamt niederschlagsreich - ungewöhnlich viel Schnee im
Alpenraum

Der Januar erreichte mit knapp 80 l/m² etwa 127 Prozent seines Solls
von 61 Litern pro Quadratmeter (l/m²). Dauerschneefälle zwischen dem
6. und 15. im Nordstau der Mittelgebirge und der Alpen sorgten dort
für chaotische Verhältnisse. Vor allem im Chiemgau versanken einige
Orte völlig im Schnee. Einsatzkräfte, Bundeswehr und freiwillige
Helfer waren im Dauereinsatz, um einsturzgefährdete Dächer von den
Schneemassen zu befreien. Am 11. lagen in Ruhpolding-Seehaus 210 cm
Schnee, am 13. in Anger-Stoißberg bei Bad Reichenhall 240 cm. An
zahlreichen Stellen gab es neue Stationsrekorde. Ruhpolding-Seehaus
meldete im Zeitraum vom 1. bis 15. die unglaubliche Niederschlagsmenge
von 436,7 l/m². In einigen Gebieten blieb der Januar dagegen zu
trocken. Nordthüringen und die Oberrheinische Tiefebene erhielten
örtlich weniger als 20 l/m² und der Norden Schleswig-Holsteins etwa
ein Drittel seines Niederschlagssolls.

Beim Sonnenschein kaum Abweichung vom vieljährigen Mittel

Der Sonnenschein erreichte bundesweit mit rund 45 Stunden sein Soll
von 44 Stunden. Sonnenscheinreiche Messstellen mit örtlich fast 70
Stunden lagen diesmal verstreut in ganz Deutschland, meist aber im Lee
von Gebirgen. Im Nordschwarzwald und entlang der Schwäbischen Alb
schien dagegen die Sonne teilweise weniger als 25 Stunden.


Das Wetter in den Bundesländern im Januar 2019

(In Klammern stehen jeweils die vieljährigen Mittelwerte der
intern. Referenzperiode)

Schleswig-Holstein und Hamburg: Im Januar 2019 war
Schleswig-Holstein mit rund 45 l/m² (64 l/m²) das trockenste
Bundesland. Mit fast 55 Stunden (39 Stunden) gehörte es zu den
sonnigen und mit 2,1 °C (0,3 °C) zu den milden Bundesländern. Auch
Hamburg zählte mit 2,1 °C (0,5 °C) zu den milden Bundesländern, bei
knapp 65 l/m² (61 l/m²). Es erreichte aber mit etwa 40 Stunden (39
Stunden) vergleichsweise wenig Sonnenschein. Am 2. und 9. richteten
Sturmfluten an der Ostseeküste große Schäden an.

Niedersachsen und Bremen: Der Januar kam in Niedersachsen auf
2,0 °C (0,6 °C), gut 70 l/m² (62 l/m²) und beinahe 50 Sonnenstunden
(38 Stunden). Bremen war mit 2,6 °C (0,9 °C) das insgesamt mildeste
Bundesland - bei gut 65 l/m² (59 l/m²) und rund 45 Sonnenstunden (39
Stunden). Am 2. geriet ein Schiff nordwestlich von Borkum in das
Sturmfeld des Tiefs "Zeetje" und verlor etwa 270 Container.

Mecklenburg-Vorpommern: Der DWD registrierte für
Mecklenburg-Vorpommern 1,5 °C (-0,6 °C), etwa 50 l/m² (45 l/m²) und
aufgerundet 50 Sonnenstunden (41 Stunden).

Brandenburg und Berlin: Brandenburg meldete durchschnittlich
1,2 °C (-0,8 °C), über 50 l/m² (40 l/m²) und gut 50 Sonnenstunden (44
Stunden). Für Berlin ermittelten die DWD-Experten 1,6 °C (-0,5 °C).
Berlin war dabei mit knapp 50 l/m² (42 l/m²) das zweittrockenste und
mit etwa 55 Stunden (43 Stunden) das zweitsonnigste Bundesland.

Sachsen-Anhalt: Dort betrug die Temperatur 1,1 °C (-0,3 °C) und
die Niederschlagsmenge fast 60 l/m² (39 l/m²). Sachsen-Anhalt war mit
über 55 Stunden (43 Stunden) das sonnenscheinreichste Bundesland.
Große Schneemengen mit Verwehungen ließen die Brockenbahn am 9. nahezu
komplett im Schnee verschwinden. Fahrgäste mussten einige Stunden
ausharren, bis sie befreit werden konnten.

Sachsen: Sachsen war im Januar 2019 mit -0,4 °C ( 1,2 °C) das
zweitkälteste und mit nahezu 95 l/m² (49 l/m²) ein
niederschlagsreiches Bundesland. Die Sonne zeigte sich gut 45 Stunden
(50 Stunden). Von Nordwesten heranziehende Niederschlagsgebiete
stauten sich besonders in der ersten Monatshälfte immer wieder am
Erzgebirge und führten zu riesigen Schneemassen. In Carlsfeld erhöhte
sich die Schneedecke am 9. von 59 auf 92 cm. Dadurch war der Ort
abends nicht mehr zu erreichen. Am 29. lagen dort 106 cm. Der alte
Rekord aus dem Jahr 2006 mit 102 cm wurde damit gebrochen.
Deutschneudorf-Brüderwiese im Erzgebirge meldete am 21. ein Minimum
von -18,6 °C und damit die bundesweit tiefste Temperatur im Januar
2019.

Thüringen: Thüringen gehörte im Januar 2019 mit -0,1 °C (-1,3
°C) zu den kälteren Bundesländern. Die Niederschlagsmenge summierte
sich auf über 80 l/m² (51l/m²) und die Sonnenscheindauer auf fast 50
Stunden (43 Stunden).

Nordrhein-Westfalen: Nordrhein-Westfalen kam auf 1,6 °C (1,2
°C) und war mit mehr als 100 l/m² (77 l/m²) das niederschlagsreichste
Bundesland. Die Sonne schien etwa 45 Stunden (42 Stunden).

Hessen: Hessen verzeichnete im Januar eine
Monatsmitteltemperatur von 0,5 °C (-0,4 °C), eine Niederschlagsmenge
von knapp 75 l/m² (63 l/m²) und eine Sonnenscheindauer von gut 40
Stunden (36 Stunden).

Rheinland-Pfalz: Für Rheinland-Pfalz verbuchten die
DWD-Experten im Januar 0,8 °C (0,2 °C), aufgerundet 75 l/m² (67 l/m²)
und knapp 45 Sonnenstunden (41 Stunden).

Saarland: Das Saarland erreichte 0,9 °C (0,5 °C), gut 80 l/m²
(86 l/m²) und war diesmal mit etwa 40 Stunden (40 Stunden) das
zweitsonnenscheinärmste Bundesland.

Baden-Württemberg: Baden-Württemberg war mit -0,3 °C (-0,7 °C)
ein kaltes, mit etwa 90 l/m² (75 l/m²) ein niederschlagsreiches und
mit weniger als 40 Stunden (49 Stunden) das sonnenscheinärmste
Bundesland. Mit 11,0 °C, gemessen am 13. in Rheinfelden am Hochrhein,
kletterte das Quecksilber im Januar bundesweit am höchsten. Während
der äußerste Südwesten im Lee des Schwarzwaldes teilweise kaum 20 l/m²
erhielt, fielen an den Nordrändern der Gebirge örtlich fast 300 l/m².
Die bundesweit höchste Tagessumme meldete Freudenstadt-Kniebis am 13.
mit 78,1 l/m². Die großen Mengen gingen vielfach als Schnee nieder: Am
12. lagen in Lindau am Bodensee 42, am 13. in Wangen im Allgäu 72 und
am 29. in Freudenstadt-Kniebis sogar 120 cm.

Bayern: Hier schien die Sonne rund 45 Stunden (50 Stunden).
Bayern war mit -0,9 °C (-1,9 °C) das kälteste und mit etwa 95 l/m² (66
l/m²) das zweitniederschlagsreichste Bundesland. Niederschlagsgebiete
aus Nordwest stauten sich vor allem in der ersten Monatshälfte immer
wieder an der Alpenkette und führten dort zu gewaltigen Mengen an
Schnee. Am 6. meldete Holzkirchen 49 cm, Aschau-Stein am 10. sogar 64
cm Neuschnee. Insgesamt lagen am 10. in Balderschwang 176 cm, am 11.
in Kempten 47 cm, in Oberstdorf 84 cm, in Ruhpolding-Seehaus 210 cm,
am 12. in Nesselwang 108 cm und am 13. in Anger-Stoißberg bei Bad
Reichenhall sogar 240 cm. Viel Schnee lag auch im Bayerischen Wald,
wie z. B. am 13. in Sankt Englmar mit 87 cm. Zahlreiche Orte versanken
regelrecht im Schnee und meldeten neue Stationsrekorde. In den
Landkreisen Berchtesgadener Land, Traunstein, Miesbach, Bad
Tölz-Wolfratshausen und Garmisch-Partenkirchen wurde der
Katastrophenfall ausgerufen. Bundeswehr und freiwillige Helfer mussten
gefährdete Dächer von den Schneemassen befreien. Mehrere Schulen
blieben für einige Tage geschlossen. In den Wäldern brachen Bäume
unter der Schneelast zusammen. In Aying bei München wurde so am 10.
ein Junge erschlagen. Am 14. traf eine Lawine ein Hotel in
Balderschwang - verletzt wurde zum Glück niemand. In
Ruhpolding-Seehaus fielen in den ersten beiden Januarwochen
beeindruckende 436,7 l/m² - das ist mehr als ein kompletter
Jahresniederschlag anderswo.

Alle in dieser Pressemitteilung genannten Monatswerte sind
vorläufige Werte. Die für die letzten zwei Tage des Monats verwendeten
Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss standen nicht alle
Messungen des Stationsnetzes des DWD zur Verfügung.

© DWD 2019
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FORSCHUNG/1567: Wie sieht ein Quantenteilchen die Welt? (idw)


Universität Wien - 30.01.2019

Wie sieht ein Quantenteilchen die Welt?



ForscherInnen der Universität Wien und der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften haben nachgewiesen, dass es vom Bezugssystem abhängt, ob
ein Objekt wie der Ball Quanteneigenschaften aufweist. Die physikalischen
Gesetze sind allerdings weiterhin davon unabhängig. Die Ergebnisse
erscheinen aktuell in Nature Communications.

Eines der grundlegendsten Prinzipien der Physik besagt, dass ein auf einem
Bahnsteig hüpfender Ball von einem Beobachter in einem vorbeifahrenden Zug
und einem am Bahnsteig wartenden Beobachter mit denselben Gesetzen
beschrieben wird - die Naturgesetze sind unabhängig von der Wahl eines
Bezugssystems. Bezugssysteme wie der Zug und der Bahnsteig sind
physikalische Systeme und unterliegen letztlich quantenmechanischen
Gesetzen. Daher können sie sich beispielsweise im Prinzip auch in einer
Quantensuperposition befinden. Wie würde jedoch die Beschreibung des Balls
für einen Beobachter auf einem solchen "Quanten-Bahnsteig" aussehen?
ForscherInnen der Universität Wien und der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften haben nachgewiesen, dass es vom Bezugssystem abhängt, ob
ein Objekt wie der Ball Quanteneigenschaften aufweist. Die physikalischen
Gesetze sind allerdings weiterhin davon unabhängig. Die Ergebnisse
erscheinen aktuell in Nature Communications.

Physikalische Systeme werden immer relativ zu einem Bezugssystem
beschrieben. So kann beispielsweise ein auf einem Bahnsteig hüpfender Ball
entweder vom Bahnsteig selbst oder von einem vorbeifahrenden Zug
beobachtet werden. Ein Grundprinzip der Physik - das Prinzip der
Allgemeinen Kovarianz - besagt, dass die physikalischen Gesetze, die die
Bewegung des Balls beschreiben, nicht vom Bezugssystem des Beobachters
abhängen. Dieses Prinzip war seit Galileo entscheidend für die
Beschreibung von Bewegung und zentral für die Entwicklung von Einsteins
Relativitätstheorie. Es beinhaltet Informationen über Symmetrien der
physikalischen Gesetze aus der Sicht verschiedener Bezugssysteme.

Bezugssysteme sind physikalische Systeme, die letztlich
quantenmechanischen Gesetzen unterliegen. Eine ForscherInnengruppe um
Časlav Brukner von der Universität Wien und dem Wiener Institut für
Quantenoptik und Quanteninformation der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften (ÖAW) stellte sich die Frage, ob es möglich sei, die
Gesetze der Physik aus der Sicht eines am Quantenteilchen "klebenden"
Beobachters zu formulieren und ein Quantenbezugssystem einzuführen. Sie
konnten zeigen, dass man jedes Quantensystem als Quantenbezugssystem
betrachten kann. Insbesondere stellten sie fest, dass - wenn ein
Beobachter im fahrenden Zug den Bahnsteig in einer Quantenüberlagerung
verschiedener Positionen zugleich sieht - eine auf dem Bahnsteig wartender
Beobachter den Zug in einer eben solchen Quantenüberlagerung sieht.
Folglich hängt es vom Bezugssystem des Beobachters ab, ob ein Objekt wie
der Ball Quanten- oder klassische Eigenschaften aufweist.

Darüber hinaus bewiesen die ForscherInnen, dass sich das Prinzip der
Kovarianz auch auf Quantenbezugssysteme ausweitet. Das bedeutet, dass die
Gesetze der Physik unabhängig von der Wahl des Quantenbezugssystems ihre
Form behalten. "Unsere Ergebnisse deuten darauf hin, dass die Symmetrien
der Welt auf eine grundlegendere Ebene erweitert werden müssen", sagt
Flaminia Giacomini, die Hauptautorin der Publikation. Diese Erkenntnis
könnte im Zusammenspiel von Quantenmechanik und Gravitation relevant
werden - ein Gebiet, das größtenteils noch unerforscht ist. Denn dort wird
erwartet, dass der klassische Begriff des Bezugssystems nicht ausreicht
und dass Bezugssysteme grundsätzlich Quanten sein müssen.


Originalpublikation:

Publikation in Nature Communications

"Quantum mechanics and the covariance of physical laws in quantum
reference frames",

F. Giacomini, E. Castro-Ruiz, and Č. Brukner,

Nature Communications (2019),

DOI: 10.1038/s41467-018-08155-0

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien, 30.01.2019

WWW: http://idw-online.de
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BUNDESTAG/7989: Heute im Bundestag Nr. 123 - 31.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 123

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 31. Januar 2019, Redaktionsschluss: 15.13 Uhr

1. Über 2.000 Arbeitsplätze durch Ariane

2. Bessere psychotherapeutische Versorgung

3. Expertengremien für das Kanzleramt

4. Beschäftigtenzahl im öffentlichen Dienst

5. Türkische Musikgruppe Grup Yorum

6. Migrationsbericht 2016/2017 vorgelegt



1. Über 2.000 Arbeitsplätze durch Ariane

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/HLE) In Deutschland hängen rund 2.000 Arbeitsplätze in
über 50 Unternehmen direkt und indirekt von Entwicklung und Produktion
der Weltraumrakete Ariane ab. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/7253) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/6491)
mit. Hinzu kämen etwa 300 Arbeitsplätze in Forschungseinrichtungen und
Forschungsprogrammen. Ein Europa liege die Zahl der Beschäftigten, die
von der Ariane-Herstellung und -Entwicklung abhängen würden, bei rund
10.000.

Für den Fall einer Beendigung des Ariane-Programms wären die direkten
volkswirtschaftlichen Auswirkungen angesichts des damit verbundenen
gesamteuropäischen Umsatzes von derzeit jährlich rund einer Milliarde
Euro vergleichsweise gering, schreibt die Regierung. "Hingegen wären
alle europäischen zivilen und militärischen Satellitenprojekte im
Erdbeobachtungs-, Telekommunikations-, Navigations- und im
Forschungsbereich zukünftig auf den Start mit nicht-europäischen
Trägerraketen angewiesen", wird erläutert.

 * 

2. Bessere psychotherapeutische Versorgung

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die psychotherapeutische Versorgung ist nach Ansicht
der Bunderegierung besser geworden und wird durch das Terminservice-
und Versorgungsgesetz (TSVG) nochmals gestärkt. So seien durch die
psychotherapeutische Sprechstunde und die Akutbehandlung positive
Wirkungen feststellbar, heißt es in der Antwort (19/7316) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/6914) der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen.

Allerdings könnten die positiven Wirkungen nur dann vollständig zum
Tragen kommen, wenn den Versicherten auch genügend Therapieplätze zur
Verfügung stünden. Insofern sei es wichtig, dass die Vermittlung von
Terminen für probatorische Sitzungen (zur Klärung einer Diagnose) und
Richtlinienpsychotherapien durch die Terminservicestellen intensiviert
würden. Dies werde sich auch positiv auf die Wartezeiten auswirken.

Das TSVG beinhalte einige neue Regelungen, die dazu beitragen könnten,
die Situation psychisch kranker Menschen zu verbessern, darunter die
höhere Mindestsprechstundenzeit für Psychotherapeuten und die Vorgabe
für die Wartezeit auf einen zu vermittelnden Termin für eine
psychotherapeutische Akutbehandlung.

 * 

3. Expertengremien für das Kanzleramt

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über derzeit vom Bundeskanzleramt unterhaltene
Expertengremien berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/7317) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/6944). Darin
erkundigte sich die Fraktion danach, welche Expertengremien, "die ganz
oder teilweise mit Sachverständigen besetzt sind, die nicht ohnehin
schon als Beamte oder Angestellte des öffentlichen Dienstes in
Bundesministerien oder nachgeordneten Bundesbehörden arbeiten und
hauptberuflich als Hochschullehrer oder Berater oder haupt- oder
ehrenamtlich im Rahmen des jeweiligen Gremiums im Namen von Verbänden
oder Kammern, Gebietskörperschaften oder Unternehmen auftreten", das
Bundeskanzleramt oder die ihm nachgeordneten Bundesbehörden
unterhalten.

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort ausführt, sind "der
Digitalrat, der Nationale Normenkontrollrat (NKR), der Rat für
Nachhaltige Entwicklung (RNE) und der Innovationsdialog zwischen
Bundesregierung, Wirtschaft und Wissenschaft" Expertengremien für das
Bundeskanzleramt im Sinne der Fragestellung, da diesen Gremien
teilweise Hochschullehrer angehören. Den Räten gehörten keine
hauptberuflichen Berater oder Personen an, die "haupt- oder
ehrenamtlich im Rahmen des jeweiligen Gremiums im Namen von Verbänden
oder Kammern, Gebietskörperschaften oder Unternehmen auftreten".Das
sogenannte Karenzzeit-Gremium sei "kein Expertengremium im Sinne der
Fragestellung, da ihm keine Hochschullehrer, Berater oder Vertreter
von Verbänden etc. angehören".

 * 

4. Beschäftigtenzahl im öffentlichen Dienst

Haushalt/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes
in Deutschland ist laut Bundesregierung von gut 4,32 Millionen zur
Jahresmitte 2008 auf mehr als 4,57 Millionen zur Jahresmitte 2017
gestiegen. Wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/7314) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/6907) weiter hervorgeht, war
die Zahl zuvor von knapp 4,88 Millionen zur Jahresmitte 1998 auf die
genannten 4,32 Millionen Mitte 2008 gesunken.

Dabei wird der öffentliche Dienst in Deutschland laut Vorlage "als
Gesamtheit mit dem Personal von Bund, Ländern mit Gemeinden und
Gemeindeverbänden, der rechtlich selbstständigen Einrichtungen in
öffentlich-rechtlicher Rechtsform sowie der Sozialversicherungsträger
(einschließlich der Bundesagentur für Arbeit) verstanden". Zugleich
weist die Bundesregierung darauf hin, dass der Begriff "Beschäftigte"
als Oberbegriff für Beamte, Richter und Arbeitnehmer verwendet wird,
während Soldaten nicht mit umfasst werden.

 * 

5. Türkische Musikgruppe Grup Yorum

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Den "Umgang mit der türkischen Band Grup Yorum"
thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/7336). Darin schreibt die Fraktion, die 1985 gegründete Band Grup
Yorum sei "die wohl populärste linksgerichtete Musikgruppe der Türkei,
wo ihre Mitglieder aber massiver politischer Verfolgung ausgesetzt
sind". Wissen will die Fraktion unter anderem, welche Kenntnis die
Bundesregierung über die derzeitige Situation der Bandmitglieder von
Grup Yorum hat, wie viele der Musiker sich in der Türkei in
Untersuchungs- oder Strafhaft befinden, wie viele aus der Türkei
geflohen sind und wie viele mit welchem Aufenthaltstitel in
Deutschland leben.

 * 

6. Migrationsbericht 2016/2017 vorgelegt

Inneres und Heimat/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der Zuzüge nach Deutschland ist in den
Jahren 2016 und 2017 im Vergleich zum jeweiligen Vorjahr deutlich
gesunken. Dies geht aus dem als Unterrichtung durch die
Bundesregierung vorliegenden "Migrationsbericht 2016/2017" (19/7470)
hervor. Danach gingen die Zuzugszahlen nach etwa 2,14 Millionen
Zuzügen im Jahr 2015 in den beiden Folgejahren klar zurück.

Im Jahr 2016 sind dem Bericht zufolge insgesamt 1,87 Millionen Zu- und
1,37 Millionen Fortzüge über die Grenzen Deutschlands erfasst worden.
Damit seien die Zuzüge um 12,7 Prozent gesunken und die Zahl der
Fortzüge um 36,9 Prozent gestiegen. 2017 habe sich der rückläufige
Trend mit 1,55 Millionen Zuzügen und 1,13 Millionen Fortzügen
fortgesetzt. Damit sei sowohl bei den Zuzügen als auch bei den
Fortzügen ein Rückgang um 16,9 Prozent verzeichnet worden.

Laut Vorlage ist der Rückgang der Migration nach Deutschland
insbesondere auf die gesunkene Fluchtmigration zurückzuführen. Suchten
den Angaben zufolge 2015 noch 890.000 Menschen Schutz in Deutschland,
ging die Zahl 2016 auf gut 280.000 und 2017 auf 186.644 zurück.

Im Jahr 2017 zogen 67,0 Prozent aller Zugewanderten aus einem anderen
europäischen Staat einschließlich der Türkei und Russland nach
Deutschland (2016: 56,3 Prozent), wie die Autoren weiter ausführen.
Davon seien 53,4 Prozent aus Staaten der EU gekommen und 13,6 Prozent
aus dem übrigen Europa (2016: 45,6 Prozent beziehungsweise 10,7
Prozent). Weitere 15,4 Prozent der Zugezogenen sind aus einem
asiatischen Staat zugewandert (2016: 25,2 %). Lediglich 4,3 Prozent
(2016: 4,9 Prozent) seien aus afrikanischen Ländern nach Deutschland
gezogen und 5,3 Prozent aus Amerika, Australien und Ozeanien (2016:
1,2 Prozent). Wie bereits im Vorjahr war der Unterrichtung zufolge
2017 Rumänien das Hauptherkunftsland von Zuwandernden vor Polen.

 * 
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BUNDESTAG/7988: Heute im Bundestag Nr. 122 - 31.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 122

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 31. Januar 2019, Redaktionsschluss: 14.07 Uhr

1. Antrag zu Medienprivileg im Datenschutz

2. FDP-Fraktion will Bürokratieabbau

3. Klimabilanz von Pelletheizungen

4. Kosten der Regelenergie

5. Stromrabatte für energieintensive Firmen

6. Maßnahmen zur Wohnungspolitik

7. Fragen der Linken zur Istanbul-Konvention



1. Antrag zu Medienprivileg im Datenschutz

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) "Freie Meinungsäußerung sicherstellen -
Rechtssicherheit der Datenschutz-Grundverordnung - Erweiterung des
Medienprivilegs auf Blogger, Fotografen und Tätige im Bereich der
Öffentlichkeitsarbeit" lautet der Titel einer Antrags der AfD-Fraktion
(19/7430), der am Donnerstagabend erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht. Darin wird die Bundesregierung aufgefordert,
"einen angemessenen Interessenausgleich zwischen Datenschutz-,
Äußerungs- und Öffentlichkeitsinteressen zu schaffen" und diese
Klarstellung im Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) umzusetzen.

So soll das Gesetz laut Vorlage um eine Generalklausel ergänzt werden,
dass die allgemeine Öffnungsklausel für ein Medienprivileg im Sinne
des Artikels 85 der Datenschutz-Grundverordnung" (DSGVO) vollständig
von den genannten Personengruppen im Sinne einer journalistischen
Berichterstattung genutzt werden kann. Artikel 85 der DSGVO regelt die
Verarbeitung und Freiheit der Meinungsäußerung und
Informationsfreiheit.

Ferner fordert die Fraktion, dass ein Verantwortlicher zu einer
Information der Betroffenen nach Artikel 13 und 14 der DSGVO nicht
verpflichtet sein soll, sofern überwiegende Interessen der freien
Meinungsäußerung und der Informationsfreiheit entgegenstehen. Dies
soll dem Antrag zufolge insbesondere für die Verarbeitung zu
journalistischen, wissenschaftlichen, künstlerischen oder
literarischen Zwecken gelten. "Der Verantwortliche ergreift geeignete
Maßnahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten sowie der berechtigten
Interessen der betroffenen Person, wozu auch die Bereitstellung dieser
Informationen für die Öffentlichkeit gehören kann", heißt es in der
Vorlage weiter.

Zudem soll nach dem Willen der Abgeordneten im Bundesdatenschutzgesetz
eine Klarstellung getroffen werden, "in dem Betroffenenrechte nach den
Artikeln 15 bis 22 DSGVO ausgeschlossen sind, soweit ein überwiegendes
Interesse der freien Meinungsäußerung und Informationsfreiheit
entgegensteht".

 * 

2. FDP-Fraktion will Bürokratieabbau

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion verlangt von der Bundesregierung
die Vorlage eines dritten Bürokratieentlastungsgesetzes. In einem
Antrag (19/7398) heißt es, die Bürokratie belaste die Bürger sowie die
deutschen Unternehmen und bremse die Wirtschaft. "Dies betrifft
insbesondere die rund 3,6 Millionen kleinen und mittleren Unternehmen
(KMU), die 99 Prozent aller Unternehmen in Deutschland darstellen und
35 Prozent des gesamten Umsatzes der deutschen Unternehmen
erwirtschaften. Diese Unternehmen beschäftigen knapp 60 Prozent der
sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
(zusammen mehr als 16 Millionen Beschäftigte), bilden 80 Prozent der
insgesamt 1,2 Millionen. Auszubildenden aus und zählen zu den
Innovationstreibern Europas", schreiben die Abgeordneten in dem
Antrag.

Die bisher ergriffenen Maßnahmen zum Abbau von Bürokratie werden als
nicht ausreichend beschrieben. Bestenfalls würden Maßnahmen wie "One
in, One out" dazu beitragen, den Status quo zu halten. Erreicht werden
kann ein wirkungsvoller Bürokratieabbau nach Ansicht der FDP-Fraktion
durch die Vereinheitlichung und Anpassung von Grenz- und
Schwellenwerten sowie eine Reduzierung von Dokumentations- und
Berichtspflichten. Darüber hinaus müssten Aufbewahrungsfristen
verkürzt, Steuerprüfungen zeitnah durchgeführt und Instrumente wie
"One in, One out"ausgebaut werden.

Denn der Nutzen der Bürokratiebremse "One in, one out" sei begrenzt,
argumentiert die FDP-Fraktion, "da sie weder die 1:1 Umsetzung von
Europarecht betrifft noch einmaligen Erfüllungsaufwand
berücksichtigt". Seit 2015 sei aus der 1:1 Umsetzung von Europarecht
eine zusätzliche - bislang unberücksichtigte - Belastung von 435
Millionen Euro für die Wirtschaft entstanden. In den vergangenen drei
Jahren habe der zusätzliche einmalige Erfüllungsaufwand 3,4 Milliarden
Euro betragen, schreibt die FDP-Fraktion unter Berufung auf Angaben im
Jahresbericht des Nationalen Normenkontrollrates 2018.

 * 

3. Klimabilanz von Pelletheizungen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion interessiert sich für die
Feinstaub- und Stickoxidemissionen von Pelletheizungen. In einer
Kleinen Anfrage (19/7303) erkundigen sich die Abgeordneten nach der
Entwicklung dieser Anlagen in den vergangenen zehn Jahren. Sie fragen
auch nach anderen Brennwertkesseln und nach dem Bestand an
verschiedenen Heizungsarten. Hintergrund der Anfrage sind Programme
und Förderrichtlinien der KfW zum energieeffizienten Sanieren.

 * 

4. Kosten der Regelenergie

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen stellt Fragen zu
Kosten und Marktentwicklung von Regelenergie. Die Abgeordneten möchten
in einer Kleinen Anfrage (19/7276) wissen, welche Rolle dezentrale
Anlagen bei der Kostenentwicklung spielen. Sie interessieren sich auch
für eine Einschätzung der Bundesregierung zur Funktion von
Regelenergie. Letztere umfasst der Bundesnetzagentur zufolge die
Energie, die ein Netzbetreiber benötigt, um unvorhergesehene
Leistungsschwankungen in seinem Stromnetz auszugleichen.

 * 

5. Stromrabatte für energieintensive Firmen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Energieintensive Industriekonzerne und ihre
Rabattmöglichkeiten beim Strombezug interessieren die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen. Die Abgeordneten möchten ganz genau wissen, welche
Bedingungen man erfüllen muss, um bestimmte Privilegien beim
Erneuerbare-Energien-Gesetz zu erhalten oder bei anderen Regelungen,
die Strompreise betreffen. Außerdem erfragen sie in einer Kleinen
Anfrage (19/7246) Zahlen zu den begünstigten Unternehmen in einzelnen
Industriesparten.

 * 

6. Maßnahmen zur Wohnungspolitik

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion stellt Nachfragen zu
wohnungspolitischen Beschlüssen der CSU-Landesgruppe. In einer Kleinen
Anfrage (19/7324) möchten die Abgeordneten erfahren, ob die
Bundesregierung der Forderung nach einem Bürgschaftsprogramm zur
Absicherung eines Teils des Kaufpreises oder der Baukosten bei
selbstgenutztem Wohneigentum nachzukommen gedenkt. Sie haken auch bei
Anpassungsgrenzen zur Wohnungsbauprämie nach sowie bei steuerlichen
Abschreibungsmöglichkeiten für den Mietwohnungsbau.

 * 

7. Fragen der Linken zur Istanbul-Konvention

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion fordert Auskunft über die Umsetzung
des "Übereinkommens des Europarates zur Verhütung und Bekämpfung von
Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt", das seit dem 1. Februar
2018 in Deutschland rechtlich bindend ist. In einer Kleinen Anfrage
(19/7134) will sie unter anderem wissen, für wann die Bundesregierung
einen Aktionsplan zur Umsetzung der sogenannten Istanbul-Konvention
plant, und ob eine spezielle Monitoringstelle ähnlich wie der
Behindertenrechtskonvention und der Kinderrechtskonvention der
Vereinten Nationen eingerichtet werden soll.

 * 
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BUNDESTAG/7987: Heute im Bundestag Nr. 121 - 31.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 121

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 31. Januar 2019, Redaktionsschluss: 13.12 Uhr

1. Neue Erbschaftsteuer-Richtlinien geplant

2. Ausgestaltung der Transaktionssteuer

3. Steuerbelastung von Teilzeitarbeitenden

4. Energielieferungen nach Belgien

5. Expansion von chinesischer Batteriefirma

6. Rüstungskooperationen mit der Türkei



1. Neue Erbschaftsteuer-Richtlinien geplant

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung plant neue
Erbschaftsteuer-Richtlinien. Dies teilt sie in ihrer Antwort (19/6774)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/6350) mit. Die
neugefassten Erbschaftsteuer-Richtlinien 2019 sollen die
Erbschaftsteuer-Richtlinien 2011 ersetzen. Die neuen
Erbschaftsteuer-Richtlinien sollen im Wesentlichen den
zwischenzeitlich erfolgten Rechtsänderungen, Änderungen der
Verwaltungsauffassung und der höchstrichterlichen Rechtsprechung
Rechnung tragen. "Dabei handelt es sich jedoch nicht um Änderungen am
Erbschaftsteuerrecht, sondern um eine Allgemeine Verwaltungsvorschrift
nach Artikel 108 Absatz 7 des Grundgesetzes, die Weisungen an die
Finanzbehörden zur einheitlichen Anwendung des Erbschaftsteuer- und
Schenkungsteuerrechts enthält", heißt es in der Antwort weiter.

 * 

2. Ausgestaltung der Transaktionssteuer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Warum der deutsche Finanzminister zusammen mit
seinem französischen Kollegen ein Modell zur Einführung einer
Finanztransaktionssteuer vorgelegt habe, das den bisher gefassten
EU-Ministerbeschlüssen diametral entgegensteht, will die FDP-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/7283) von der Bundesregierung erfahren.
Unter Berufung auf Presseberichte heißt es in der Vorbemerkung der
Kleinen Anfrage, als Vorbild für das deutsch-französische
Positionspapier diene das französische Besteuerungsmodell. Danach
würden sämtliche Transaktionen von im Inland emittierten Aktien
besteuert. Gefragt wird, warum die Bundesregierung ihre Position für
eine Finanztransaktionssteuer mit möglichst breiter
Bemessungsgrundlage aufgegeben habe und wie die Einführung einer
Steuer auf Aktien mit dem Ziel der Stärkung einer breiteren
Beteiligung der Bevölkerung am Produktivkapital - auch zur Stärkung
der eigenen Kapitalbasierten Altersvorsorge - vereinbar sei.

 * 

3. Steuerbelastung von Teilzeitarbeitenden

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Auswirkungen des Splittingtarifs für den
Zweitverdiener geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/7323). Unter Berufung auf ein Gutachten des Wissenschaftlichen
Beirats beim Bundesfinanzministerium schreiben die Abgeordneten, das
Ehegattensplitting führe aufgrund der Steuerprogression für den
Zweitverdiener in einer Ehe im Vergleich zur Einzelveranlagung zu
einem höheren Grenzsteuersatz. Dadurch würden die Erwerbsanreize des
Zweitverdieners verringert. Das wirke der Vereinbarkeit von Familie
und Beruf entgegen, habe der Wissenschaftliche Beirat beim
Bundesfinanzministerium festgestellt. Die Abgeordneten zitieren
außerdem eine im Auftrag des Bundesfamilienministeriums erstellte
Umfrage, wonach die meisten Frauen, die nicht Vollzeit arbeiten, dies
freiwillig tun würden und mit dieser Situation sehr zufrieden seien.
Die Bundesregierung soll zu dem Gutachten des Wissenschaftlichen
Beirats beim Bundesfinanzministerium Stellung nehmen und zudem zu
einer Studie des Zentrums für europäische Wirtschaftsforschung, wonach
die Progression in der Einkommensteuer besonders bei niedrigen
Einkommen anreizfeindlich wirke. Außerdem soll die Regierung zu den
Vorschlägen des Wissenschaftlichen Beirats beim
Bundesfinanzministerium Stellung nehmen, zum Beispiel zum Vorschlag
eines übertragbaren Grundfreibetrages.

 * 

4. Energielieferungen nach Belgien

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um Energielieferungen nach Belgien geht es in einer
Kleinen Anfrage (19/7333) der FDP-Fraktion. Unter Verweis auf defekte
oder sich in Wartung befindliche Atomreaktoren in dem Land erkundigen
sich die Abgeordneten nach konkreten Hilfestellungen der
Bundesregierung für Belgien. Sie möchten auch wissen, wie diese
konkret geregelt sind und wer dafür zahlt.

 * 

5. Expansion von chinesischer Batteriefirma

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Eine mögliche Expansion des chinesischen
Batteriezellenhersteller CATL steht im Mittelpunkt einer Kleinen
Anfrage (19/7159) der AfD-Fraktion. Zwischen dem Unternehmen und dem
Freistaat Thüringen sei eine Interessensvereinbarung (Memorandum of
Unterstanding) unterschrieben worden, erklären die Abgeordneten.
Daraus ergäben sich Fragen, etwa nach Inhalten dieser Vereinbarung.
Die Abgeordneten möchten auch mehr über das Geschäftsmodell von CATL
wissen.

 * 

6. Rüstungskooperationen mit der Türkei

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Linksfraktion möchte wissen, wie viele
Kriegswaffen im vergangenen Jahr tatsächlich in die Türkei geliefert
worden sind. In einer Kleinen Anfrage (19/7244) fragen die
Abgeordneten detailliert nach den Zahlen für bestimmte Waffenarten.
Außerdem interessieren sie sich für Einzel- und
Sammelausfuhrgenehmigungen für Kriegswaffen und sonstige
Rüstungsgüter.

 * 
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BUNDESTAG/7986: Heute im Bundestag Nr. 120 - 31.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 120

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 31. Januar 2019, Redaktionsschluss: 12.28 Uhr

1. Backstop beim Brexit-Abkommen

2. Ausbildung der G5-Sahel-Streitkräfte

3. Hilfe für Rohingya-Flüchtlinge

4. Entschädigung von NS-Opfern

5. Auswertung von Cyber-Krisenübung

6. Asylsuchende in Bosnien-Herzegowina

7. Vorwürfe zum Organhandel in China



1. Backstop beim Brexit-Abkommen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Das Nordirland-Protokoll des Brexitabkommens
("Backstop") soll den Frieden auf der irischen Insel wahren und
zugleich die Integrität des EU-Binnenmarktes und der EU-Zollunion
sicherstellen. Wie die Bundesregierung in der Antwort (19/7259) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/die Grünen (19/6840)
schreibt, garantierten die im Protokoll enthaltenen Bestimmung das
Fortbestehen einer offenen Grenze dauerhaft und unabhängig vom Ausgang
der Verhandlungen zu den zukünftigen Beziehungen. "Es geht darum, den
1998 mit dem Karfreitagsabkommen errungenen Frieden zu bewahren, indem
eine harte Grenze zwischen einem EU-Mitgliedstaat und einem
zukünftigen Drittstaat nach dem Brexit vermieden wird."

Durch die Vereinbarung von Rückschrittsverboten und Bestimmungen zu
Schutzstandards, beispielsweise in den Bereichen Soziales und Umwelt,
würden faire Wettbewerbsbedingungen sichergestellt, sollte das
Nordirlandprotokoll zur Anwendung kommen.

 * 

2. Ausbildung der G5-Sahel-Streitkräfte

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung zieht derzeit nicht in Erwägung,
die Unterstützung oder Ausbildung der Streitkräfte der
G5-Sahel-Staaten zu beenden oder auszusetzen. Das Engagement der
Bundesregierung zur Unterstützung der G5-Sahel-Staaten (Burkina Faso,
Mali, Mauretanien, Niger und Tschad) mit internationalen Partnern sei
auf eine Stärkung des Bewusstseins für den Respekt von Menschenrechten
sowie des Völkerrechts ausgelegt, heißt es in der Antwort (19/7038)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/6318).
Diese hatte unter anderem nach der militärischen Einsatzgruppe der
G5-Sahel-Staaten gefragt, der willkürliche beziehungsweise
außergerichtliche Tötungen von Zivilisten in Mali vorgeworfen werden.

Dazu heißt es in der Antwort, dass Verteidigungsministerin Ursula von
der Leyen (CDU) und Außenminister Heiko Maas in einem gemeinsamen
Brief an die malische Regierung auf die Notwendigkeit der umfassenden
Aufklärung hingewiesen und die deutsche Unterstützung dabei angeboten
hätten. Die Bundesregierung stehe zudem in engem Dialog mit der
malischen Regierung, um die juristische Aufarbeitung und
strafrechtliche Verfolgung mutmaßlicher Menschenrechtsverletzungen
auch durch malische Sicherheitskräfte zu unterstützen.

 * 

3. Hilfe für Rohingya-Flüchtlinge

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung will die Hilfsmittel für nach
Bangladesch geflüchteten Rohingya weiter erhöhen. Das geht aus einer
Antwort (19/6678) auf eine Kleine Anfrage (19/5997) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen hervor. Bangladesch beherberge derzeit an der
Grenze zu Myanmar circa eine Million Rohingya-Flüchtlinge; davon
allein 600.000 Menschen im Flüchtlingslager Kutupalong. Die
Bundesregierung habe in Bangladesch seit Ausbruch der Krise bereits
mehr als 30 Millionen Euro für humanitäre Hilfe und vier Millionen
Euro für entwicklungsfördernde und strukturbildende Übergangshilfe
bereitgestellt. In Myanmar seien 2018 zudem insgesamt gut 16 Millionen
Euro für Übergangshilfe bereitgestellt worden.

 * 

4. Entschädigung von NS-Opfern

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Entschädigungsforderungen ausländischer NS-Opfer
gegen Deutschland thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/7126). Die Bundesregierung soll unter anderem Auskunft
geben zu Entschädigungsforderungen griechischer und italienischer
Überlebender von Verbrechen der Wehrmacht und der Waffen-SS. Außerdem
fragen die Abgeordneten nach einem Bericht eines griechischen
Parlamentsausschusses, in dem eine Entschädigung in Höhe von 270
Milliarden Euro gefordert worden sei sowie nach einem Gutachten des
polnischen Sejm. Auf dieses stütze sich die polnische Regierung mit
ihren Entschädigungsforderungen. "Dabei wird unter anderem
hervorgehoben, dass der 1953 vom polnischen Ministerrat abgegebene
einseitige Reparationsverzicht nur gegenüber der DDR, nicht aber
gegenüber der BRD ausgesprochen wurde und darüber hinaus die Frage der
Reparationen im Zwei-plus-Vier-Vertrag nicht weiter angesprochen
wurde, wobei Polen ohnehin keine Vertragspartei gewesen sei."

 * 

5. Auswertung von Cyber-Krisenübung

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach einer "Auswertung der Krisenmanagementübung
'Hybrid Exercise Multilayer 18' der Europäischen Union und der Nato
gegen Cyberangriffe, Fake News und Migration" erkundigt sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/6983). Die
Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, welche Szenarien bei der
Übung durchgespielt worden sind und an welchen Übungskomplexen sich
Deutschland mit welchen Ministerien beteiligt hat.

 * 

6. Asylsuchende in Bosnien-Herzegowina

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Für die Lage von Asylsuchenden in
Bosnien-Herzegowina interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/6962). Die Bundesregierung soll
unter anderem Angaben machen zur Zahl der Asylsuchenden und ihrer
Unterbringung und Versorgung.

 * 

7. Vorwürfe zum Organhandel in China

Menschenrechte/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach "schweren Menschenrechtsverletzungen durch
Ermordung Inhaftierter zum Zwecke der Organentnahme in China"
erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/6733).
Die Bundesregierung soll unter anderen angeben, was ihr über
systematische Organentnahmen bei Sträflingen in Gefängnissen und
Arbeitslagern bekannt ist. Außerdem fragen die Abgeordneten, ob Organe
aus China nach Deutschland eingeführt werden und ob es einen
"Transplantationstourismus" von Deutschen nach China gibt.

 * 
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BUNDESTAG/7985: Heute im Bundestag Nr. 119 - 31.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 119

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 31. Januar 2019, Redaktionsschluss: 11.51 Uhr

1. Linke dringt auf Stärkung der OSZE

2. AfD fordert Subsidiaritätsrüge

3. Mehr Rechtssicherheit für NGOs gefordert

4. Forschung zu Rüstungspolitik

5. Linke wollen Obdachlosigkeit bekämpfen

6. AfD fordert Änderung bei Schiffsrouten

7. AfD: Diesel-Grenzwerte überprüfen



1. Linke dringt auf Stärkung der OSZE

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke dringt auf eine Stärkung der
Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE). "44
Jahre nach der Unterzeichnung der Schlussakte von Helsinki und 29
Jahre nach der Verabschiedung der 'Charta von Paris für ein neues
Europa' im Jahr 1990 hat sich die Sicherheitslage in Europa dramatisch
verschlechtert", schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/7121).
Das Risiko einer militärischen Konfrontation sei gestiegen und der
Kontinent laufe Gefahr, erneut in konkurrierende Machtblöcke mit
hochgerüsteten Armeen zu zerfallen.

Vor diesem Hintergrund fordert die Fraktion die Bundesregierung zum
Ausbau der OSZE als "zentraler politischer Struktur für eine
nachhaltige Friedens- und Sicherheitsordnung in Europa" auf. Neben
Initiativen zu Abrüstung, Rüstungskontrolle und -begrenzung sowie zur
Konfliktprävention und Konfliktbearbeitung sollen nach Vorstellung der
Linken auch sicherheitspolitische Alternativen zur Nato-Erweiterung
beziehungsweise zur Nato-Kooperation mit Anrainerstaaten Russlands
entwickelt werden.

 * 

2. AfD fordert Subsidiaritätsrüge

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Der Vorschlag der EU-Kommission, das
Mehrwertsteuersystem im Bereich der Betrugsbekämpfung neu zu ordnen
und zu ergänzen, verstößt nach Ansicht der AfD-Fraktion gegen die
Rechtsgrundlagen der Europäischen Union. Die Bundesregierung sollte
Kommission, Europäischem Parlament und dem Rat der Europäischen Union
daher eine Subsidiaritätsrüge übermitteln, fordert sie in zwei
Anträgen (19/7432, 19/7433), über die der Bundestag heute in erster
Lesung berät.

Der vorliegende Richtlinienentwurf ziele darauf ab, sämtliche in der
EU ansässigen Zahlungsdienstleister dazu zu verpflichten, zu jeder
Transaktion Name, Adresse und Bankverbindung des Zahlungsempfängers
sowie Zeitpunkt, Betrag, Ursprungsland und Zielland von
Zahlungsvorgängen und -erstattungen zu erfassen, diese Daten zwei
Jahre zu speichern und den Steuerbehörden Zugriff auf diese Daten zu
gewähren. Hierfür ziehe die Kommission Artikel 113 des Vertrages über
die Europäische Union (EUV) heran, der die Harmonisierung indirekter
Steuern regle.

Nach Ansicht der Antragsteller beruht das Vorhaben auf einer nicht
ausreichenden Rechtsgrundlage. "Mittel der Steuerharmonisierung gemäß
Art. 113 AEUV führen regelmäßig zu Eingriffen in die fiskalische
Souveränität der Mitgliedstaaten", schreiben sie. "Betroffen sein
müssten demnach Steuergesetzgebungshoheit, Steuerertragshoheit oder
Steuerrechtsprechungshoheit." Dies sei hier jedoch nicht der Fall.
Vielmehr gehe bei dem Richtlinienentwurf ganz überwiegend um
Kriminalitätsbekämpfung und nicht um Steuerharmonisierung.

 * 

3. Mehr Rechtssicherheit für NGOs gefordert

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Rechtsunsicherheiten für gemeinnützige
Nichtregierungsorganisationen (NROs) sollen beseitigt werden. Dies
fordert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einem Antrag (19/7434).
Daher müsse der Katalog an förderfähigen Zwecken durch Aufnahme
zivilgesellschaftlicher Themen wie den Einsatz für Frieden, für
Menschenrechte oder die Rechte von Homo-, Bi-, Trans- und
Intersexuellen, den Umwelt-, Natur- und Klimaschutz sowie den Einsatz
für eine gleichberechtigte Teilhabe an der digitalen Gesellschaft
durch Freifunk-Initiativen modernisiert werden. Außerdem soll eine
Bundesbehörde mit Zuständigkeit für das Gemeinnützigkeitsrecht
eingerichtet werden. Die Bundesregierung soll sich zudem jedem Versuch
von Regierungen oder Parteien entgegenstellen, bestimmte NROs in ihrer
Arbeit zu beschränken. "Die von staatlichen Einflüssen unabhängige
Selbstorganisation der Zivilgesellschaft ist eine der wesentlichen
Säulen eines liberalen, pluralen und demokratischen Rechtsstaats, wie
ihn die Europäische Union (EU) gewährleistet", heißt es in dem Antrag.

 * 

4. Forschung zu Rüstungspolitik

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Debatten um die Folgen von
rüstungsexportpolitischen Entscheidungen sollten nach Ansicht der
FDP-Fraktion auf eine fundiertere Wissensgrundlage gestellt werden.
Daher fordern die Abgeordneten in einem Antrag (19/7457),
systematisches Wissen über die Folgen von Rüstung und Rüstungsexporten
zu erlangen. "Die Entscheidungsfähigkeit Deutschlands muss bei diesem
Thema auf eine tragfähige Wissensgrundlage gestellt werden", schreiben
die Abgeordneten . Sie plädieren für ein Forschungsprogramm, das
Rüstungsexporte und seine Folgen aus außenpolitischer,
sicherheitspolitischer, volkswirtschaftlicher und technologischer
Sicht betrachtet. Außerdem gehe es um eine Länder- und
Regionalstrategie, die nach Sicherheitslage und -interessen
differenziert ist. Damit könnten Rüstungsexporte explizit als Mittel
politischer Einflussnahme sinnvoll in die deutsche Außen- und
Sicherheitspolitik integriert werden, so die Abgeordneten.

 * 

5. Linke wollen Obdachlosigkeit bekämpfen

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Wohnungslose oder von Obdachlosigkeit bedrohte
Menschen sollen nach dem Willen der Linksfraktion mit einem
Maßnahmenbündel besser und dauerhafter unterstützt werden. Der Umgang
mit Wohnungslosigkeit sei ein Gradmesser für eine soziale
Wohnungspolitik, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/7459).
Ziel müsse es sein, Betroffenen nicht nur ein vorübergehendes Obdach
zu bieten, sondern sie mit angemessenen Wohnungen zu versorgen. Die
Abgeordneten schlagen daher ein öffentliches Wohnungsbauprogramm im
Umfang von zehn Milliarden Euro vor. Damit soll ein Neustart im
gemeinnützigen Wohnungsbau erreicht werden. Das Wohngeld solle
regelmäßig und bedarfsgerecht angepasst, Leistungen für die Kosten der
Unterkunft müssten deutlich erhöht und Sanktionen für sozial Schwache
im Bereich der Wohnungspolitik gestrichen werden.

 * 

6. AfD fordert Änderung bei Schiffsrouten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Vor dem Hintergrund des Verlustes von
Gefahrgut-Containern des Frachtschiffs "MSC ZOE" in der Nacht vom 1.
auf den 2. Januar 2019 an zwei Stellen in der Nordsee fordert die
AfD-Fraktion eine Änderung der Anlaufbedingungsverordnung (AnlBV) für
die von Westen die Innere Deutsche Bucht ansteuernden oder sie
verlassenden Schiffe. Der dazu vorgelegte Antrag (19/7431) sieht vor,
die in der AnlBV geregelte Pflicht zur Benutzung des
Verkehrstrennungsgebietes (VTG) "German Bight Western Approach"
(Tiefwasserweg) auf "alle Fahrzeuge mit einem Tiefgang von mehr als
zehn Meter" zu erweitern. Der Antrag soll am Donnerstag ohne
Aussprache zur weiteren Beratung an den Ausschuss für Verkehr und
digitale Infrastruktur überwiesen werden.

Wie die Abgeordneten schreiben, bestimme die Anlage zu Paragraf 1
Absatz 1 der AnlBV in Nummer 6, für welche Fahrzeuge eine
Verpflichtung zur Benutzung des Tiefwasserweges bestehe. Dazu gehörten
bestimmte Tankschiffe mit gefährlicher Ladung und Gastankschiffe mit
einer Bruttoraumzahl (BRZ) von mehr als 10.000. "Es fehlt jedoch an
einer grundsätzlichen Regelung, die Bezug auf den spezifischen
Tiefgang der Schiffe nimmt", kritisiert die AfD-Fraktion.

Die "MSC ZOE", so heißt es zur Begründung des Vorstoßes der Fraktion,
habe auf ihrer Fahrt das küstennahe Verkehrstrennungsgebiet (VTG)
"Terschelling - German Bight" befahren, welches rund 20 km nördlich
der Ostfriesischen Inseln verlaufe. "Große Containerschiffe wie das
havarierte ULCV (Ultra Large Container Vessel) transportieren oft mehr
Gefahrgut in Containern als mittelgroße Tankschiffe", schreiben die
Abgeordneten. Trotz eines im Hafen abgelesenen Tiefgangs von 12,70
Meter sei es der "MSC ZOE" nicht verboten gewesen, das küstennahe
Verkehrstrennungsgebiet zu befahren. Eine Verpflichtung, den rund 60
km nördlich dieser Küsten verlaufenden Tiefwasserweg, mit einer
durchgehenden Wassertiefe von mehr als 30 Meter, zu nutzen, existiere
nur für die oben genannten Tankschiffe.

Das Befahren des küstennahen VTG verkürze die Fahrtzeit zu den
deutschen Häfen für die Containerschiffe um rund zwei Stunden,
schreibt die AfD-Fraktion. "Diese Einsparung für die Reedereien wird
mit einem unkalkulierbaren Risiko erkauft, das der Allgemeinheit
aufgebürdet wird", kritisieren die Abgeordneten.

Ohne die geforderte Ergänzung der AnlBV bleiben aus ihrer Sicht
weitere Havarien möglich. Nach Einschätzung der AfD hätte schon die
Havarie der "MSC ZOE" für die Nordsee-Strände und das Wattenmeer
weitaus gravierendere Folgen haben können. "Das parteiübergreifende
Ziel, die Küsten mit ihrer Meeresflora und -fauna zu schützen,
gebietet die Ergänzung der AnlBV", heißt es in dem Antrag.

 * 

7. AfD: Diesel-Grenzwerte überprüfen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion fordert in Reaktion auf einen Brief
von über 100 Lungenärzten eine wissenschaftliche Überprüfung des
NO2-Grenzwertes der EU-Luftqualitätsrichtlinie. Dazu soll die
Bundesregierung eine "Neubewertung der bisherigen, meist
epidemiologischen Studien zur Wirkung in Auftrag geben" sowie weitere
klinische sowie toxikologische Studien anschieben, schreibt die
Fraktion in einem Antrag (19/7471), der am Freitag im Bundestag
beraten werden soll. Zudem soll die Bundesregierung unter anderem
darauf hinwirken, dass die Anwendung der Richtlinie ausgesetzt wird.
Im Bundes-Immissionschutzgesetz soll zudem nach Willen der
AfD-Fraktion ein höherer Grenzwert von 100 Mikrogramm NO2 pro
Kubikmeter Luft festgeschrieben werden, der EU-Grenzwert liegt aktuell
bei 40 Mikrogramm/m�. Zudem sollen sämtliche Fahrverbote ausgesetzt
werden.

 * 
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BUNDESTAG/7984: Heute im Bundestag Nr. 118 - 31.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 118

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 31. Januar 2019, Redaktionsschluss: 11.17 Uhr

1. Aufarbeitung deutscher Kolonialgeschichte

2. Gefahr durch Islamisten in China

3. Seenotrettung im Mittelmeer

4. Sachverständige im Auswärtigen Amt

5. Unterstützung der syrischen Opposition



1. Aufarbeitung deutscher Kolonialgeschichte

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Förderung der kulturellen und politischen
Bildung durch die Bundesregierung enthält keine inhaltlichen Vorgaben.
"Formate und Inhalte der historischen und kulturellen Vermittlung
liegen in der Zuständigkeit der jeweiligen Einrichtungen", heißt es in
der Antwort (19/7109) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/6236) zur Aufarbeitung des kolonialen Erbes Deutschlands.

Die deutsche Kolonialzeit werde in Ausstellungen und Veranstaltungen
bundesgeförderter Museen und weiterer Einrichtungen wie der Stiftung
Deutsches Historisches Museum, der Stiftung Humboldt Forum, der
Stiftung Preußischer Kulturbesitz, dem Bundesarchiv oder der Akademie
der Künste kritisch aufgearbeitet und vermittelt. Die Stiftung
Humboldt Forum im Berliner Schloss betrachte es zudem als wichtige
Aufgabe, die deutsche Kolonialgeschichte stärker ins Bewusstsein der
Öffentlichkeit zu tragen. Die Aufarbeitung der deutschen
Kolonialvergangenheit sei insbesondere für das Ethnologische Museum,
dessen Sammlungen zum Teil aus ehemaligen deutschen Kolonien stammen,
ein Thema von hoher Relevanz. "Konkret plant das Ethnologische Museum
derzeit eine Zusammenarbeit mit Partnern aus Namibia, um die
Geschichte der Sammlung aus Namibia aufzuarbeiten", schreibt die
Bundesregierung. Ein weiteres Projekt des Ethnologischen Museums in
Kooperation mit der Stiftung Humboldt Forum im Berliner Schloss sei
das Provenienzforschungsprojekt: "Tansania-Deutschland: Geteilte
Objektgeschichten?" in Kooperation mit der Universität von Dar es
Salaam, dem Nationalmuseum Tansania und dem House of Culture, Dar es
Salaam, das seit Juli 2016 vom Kuratorium Preußischer Kulturbesitz
gefördert werde.

 * 

2. Gefahr durch Islamisten in China

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der "terroristischen Organisation Turkestan
Islamic Party" (TIP) erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/7124). Die uigurischen TIP-Dschihadisten streben
laut Fragestellern gewaltsam die Abspaltung des Uigurischen Autonomen
Gebiets Xinjiang von der Volksrepublik China und die Schaffung einer
Islamischen Republik Ostturkestan an. Die Bundesregierung soll in
diesem Kontext unter anderem Auskunft geben zum Uiguren-Konflikt in
China und eine Einschätzung zum Einfluss und zur Gefahr uigurischer
Dschihadisten, die auch in den Reihen von Terrororganisationen wie
Al-Qaida und IS in Afghanistan, Pakistan und Syrien kämpfen würden.

 * 

3. Seenotrettung im Mittelmeer

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Seenotrettung im Mittelmeer erkundigt sich
die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/6731). Die
Bundesregierung soll unter anderem darlegen, wie viele Einsätze der
EU-Mittelmeer-Mission EUNAVFOR MED und der der Nato-Mission SEA
GUARDIAN es zur Rettung von Menschen in Seenot in den Jahren 2017 und
2018 gegeben hat und wie viele Menschen dabei gerettet worden sind.
Außerdem fragen die Abgeordneten nach Maßnahmen, "um das Ertrinken von
Menschen im Mittelmeer in den kommenden Jahren wirksam zu verhindern
sowie den hohen Hürden für eine menschenrechtskonforme und schnelle
Rettung aller Betroffenen entgegenzuwirken".

 * 

4. Sachverständige im Auswärtigen Amt

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um "externen Sachverstand der Bundesregierung im
Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts" geht es in einer Kleinen
Anfrage (19/6948) der FDP-Fraktion. Die Bundesregierung soll unter
anderem Auskunft geben zu "Expertengremien, die ganz oder teilweise
mit Sachverständigen besetzt sind, die nicht ohnehin schon als Beamte
oder Angestellte des öffentlichen Dienstes in Bundesministerien oder
nachgeordneten Bundesbehörden arbeiten und hauptberuflich als
Hochschullehrer" auftreten. Außerdem wollen die Abgeordneten wissen,
auf welcher Rechtsgrundlage, mit welchem Auftrag und welcher Zeitdauer
diese Gremien berufen wurden.

 * 

5. Unterstützung der syrischen Opposition

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Unterstützung der Nationalkoalition
syrischer Revolutions- und Oppositionskräfte (ETILAF) durch die
Bundesregierung erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/6817). Die Abgeordneten fragen darin unter anderem nach
der politischen Ausrichtung der Organisation und ihrem tatsächlichen
Einfluss in Syrien. Die Bundesregierung soll auch begründen, warum sie
ETILAF weiterhin als einzige legitime Repräsentantin des syrischen
Volkes anerkenne.

 * 
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BUNDESTAG/7983: Heute im Bundestag Nr. 117 - 31.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 117

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 31. Januar 2019, Redaktionsschluss: 10.34 Uhr

1. Grüne fordern EU-Rechtsstaatskommission

2. FDP plädiert für EU-Grundwerteinitiative

3. Grüne fordern Stärkung der Bahn

4. Einführung von Evidence

5. Aufbau eines Antiterror-Justizregisters

6. Stärkung der Inklusion

7. MINT-Kompetenz in Deutschland



1. Grüne fordern EU-Rechtsstaatskommission

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will Demokratie
und Grundrechte in der Europäischen Union stärken und dafür unter
anderem eine unabhängige "Rechtsstaatskommission" bilden. Diese sollte
aus Verfassungsexperten bestehen, die durch die nationalen Parlamente
sowie das Europäische Parlament ernannt werden, schreibt sie in einem
Antrag (19/7436), über den der Bundestag heute ab 17.20 Uhr zusammen
mit einem Antrag (19/7423) der FDP-Fraktion in erster Lesung berät.

Die Kommission solle alle Mitgliedstaaten kontinuierlich auf die
Einhaltung von Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und Grundrechten
überprüfen und hierfür zu Beginn ihrer Arbeit Kriterien entwickeln,
fordern die Grünen. Regierungen in Mitgliedstaaten mit systemischen
Rechtsstaats-Defiziten sollten darüber hinaus keine EU-Mittel
erhalten.

Die heutigen EU-Instrumente zur Sicherung von Rechtsstaatlichkeit und
Demokratie in den Mitgliedstaaten sind nach Ansicht der Antragsteller
nicht ausreichend. Jenseits des Vertragsverletzungsverfahrens und des
Rechtsstaatsverfahrens habe die Europäische Union kaum Mittel zur
Verfügung, um Entwicklungen in den Mitgliedstaaten, die aus
rechtsstaatlicher Sicht problematisch sind, zu sanktionieren. Gerade
hinsichtlich der Ende Mai anstehenden Europawahlen seien jedoch mehr
abgestimmte Anstrengungen zum Schutz digitaler Infrastrukturen,
demokratischer Diskurse, Institutionen und Abstimmungsprozesse nötig,
heißt es in dem Antrag.

 * 

2. FDP plädiert für EU-Grundwerteinitiative

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung in
einem Antrag (19/7423) auf, eine europäische Grundwerteinitiative für
einen verbesserten Schutz von Rechtstaatlichkeit, Menschen- und
Bürgerrechten in der EU anzustoßen. Auch solle sie sich für die
Einführung eines Evaluierungsmechanismus einsetzen, der die Lage von
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Grundrechten in der Union
regelmäßig länderspezifisch analysiert.

Über den Antrag (19/7436) berät der Bundestag heute ab 17.20 Uhr
zusammen mit einem Antrag (19/7436) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
in erster Lesung.

Die FDP zeigt sich "besorgt über die mangelnde Achtung der
Rechtsstaatlichkeit und der Bürger- und Menschenrechte in Teilen der
Europäischen Union. Es bestehe das Pozential, die EU in ihrer
Funktionsfähigkeit und ihrer Glaubwürdigkeit dauerhaft zu beschädigen
und ihre Grundwerte zu untergraben, warnen sie. Zwar gebe es eine
Reihe von Instrumenten im Bereich der Rechtsstaatlichkeit in der
Europäischen Union. Diese seien jedoch auch wegen formaler Hürden
bisher nicht imstande gewesen, in einer vertretbaren Zeit
entsprechende Ergebnisse zu liefern.

 * 

3. Grüne fordern Stärkung der Bahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die Eisenbahn muss nach Ansicht der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen zum "Rückgrat der Verkehrswende" werden. In einem Antrag
(19/7452) verlangen die Abgeordneten von der Bundesregierung unter
anderem, bis 2030 eine "Angebotsoffensive Bahn" umzusetzen, mit der in
definierten Ausbaustufen ein Deutschland-Takt bundesweit eingeführt
wird, der für Fahrgäste kurze Fahrzeiten, günstige Umsteigebeziehungen
in Bahnhöfen und einen dichten, leicht merkbaren Takt bringt. Die
Bundesregierung müsse zudem faire Wettbewerbsbedingungen zwischen den
Verkehrsträgern schaffen sowie die Verkehrsinfrastrukturpolitik neu
ausrichten und eine "Investitionsoffensive Bahn" starten.

Korrekturen fordern die Grünen auch bei der Deutschen Bahn AG (DB AG).
Es müsse eine grundlegende Strukturreform des DB-Konzerns eingeleitet
werden, in deren Rahmen "die zuverlässige Beförderung von Fahrgästen
und der Transport von Gütern auf der Schiene das Kerngeschäft der
Deutschen Bahn darstellt", heißt es in dem Antrag. Um die Verlagerung
von Güterverkehr auf die Schiene zu fördern, wird die Regierung
aufgefordert, ein Gleisanschlussförderprogramm mit attraktiveren
Konditionen zu schaffen, mit dem bis 2030 mindestens 1.000 neue
Gleisanschlüsse reaktiviert und neu geschaffen werden können. Im
Rahmen einer "Forschungsinitiative Schiene" müsse das neu gegründete
Zentrum für Schienenverkehrsforschung umgehend mit zusätzlichen
Mitteln zum zügigen Beginn der Forschungsaktivitäten ausgestattet
werden, lautet ein weiterer Punkt im Antrag der Grünen.

Zur Begründung ihrer Initiative schreiben die Abgeordneten, wer die
Klimaziele im Verkehrssektor erreichen will, müsse jetzt die Weichen
für die Verkehrswende stellen und auf Verkehrsvermeidung und
Verkehrsverlagerung setzen. Rückgrat der Verkehrswende sei eine
moderne, leistungsfähige Bahn, die mit attraktiven Angeboten im
Personen- wie Güterverkehr neue Fahrgäste und Kunden gewinnt. Die
Schiene sei prädestiniert dafür, Leistungsträger einer ökologischen
Verkehrswende zu sein, urteilen die Grünen: Im Vergleich zum
Straßenverkehr würden schließlich Personen und Güter mit einem
Bruchteil der Energie, bei minimaler Flächeninanspruchnahme und einem
Maximum an Sicherheit bewegt.

25 Jahre nach der Bahnreform sei der Schienenverkehr in Deutschland
jedoch weit von überzeugenden Leistungen entfernt. Damit die Schiene
ihren Marktanteil im Personen- und Güterverkehr ausbauen kann, brauche
sie vor allem faire Wettbewerbsbedingungen im Verkehrsmarkt und ein
ausgebautes Schienennetz, das die Grundlage zunächst für die von der
Koalition beschlossene Verdoppelung der Verkehrsleistung im Personen-
und Güterverkehr bis 2030 hin zum klimapolitisch notwendigen Ausbau
schafft. "Verkehrspolitisches Ziel muss es sein, in Deutschland ein
Angebot zu gewährleisten, mit dem per Bahn jede Region des Landes
zuverlässig, bequem und preiswert erreicht werden kann", heißt es in
dem Antrag.

 * 

4. Einführung von Evidence

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die FDP-Fraktion hat einen Antrag mit dem Titel
"Grundrechte bei der Einführung von E-Evidence wahren" vorgelegt
(19/7422). Hintergrund ist der Vorschlag der Europäischen Kommission
für eine Verordnung über Europäische Herausgabeanordnungen und
Sicherungsanordnungen für elektronische Beweismittel in Strafsachen
(COM(2018) 225 final // 2018/0108 (COD)). Der Vorschlag sieht zwei
neue Instrumente zur EU-weiten Beschaffung und Sicherung von
elektronischen Beweismitteln vor. Vor dem Hintergrund der
Effektivierung der europaweiten Verfolgung und Bekämpfung schwerer
Kriminalität sei eine vereinfachende Regelung grundsätzlich zu
begrüßen, heißt es in dem Antrag. Gegenwärtig bestünden aber
erhebliche rechtsstaatliche Bedenken gegen die geplanten Regelungen.
Deswegen solle der Bundestag die Bundesregierung auffordern, einem
Inkrafttreten der Verordnung solange entgegenzutreten, bis eine
Evaluierung der Wirksamkeit der erst 2017 eingeführten Europäischen
Ermittlungsanordnung vorliegt und bis Schutzstandards und Vorbehalte
für die Erhebung beziehungsweise Abfrage von Verkehrsdaten bestehen,
die vergleichbar mit den Regelungen in der Bundesrepublik sind.

 * 

5. Aufbau eines Antiterror-Justizregisters

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Der Bundesregierung liegt keine statistische
Erhebung in Bezug auf die in den letzten fünf Jahren erfolgte
Einbindung der Agentur für justizielle Zusammenarbeit (Eurojust) als
koordinierende Agentur in abgeschlossene grenzüberschreitende
Ermittlungen zu Terrorismus vor. Wie es weiter in der Antwort
(19/7310) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/6593)
heißt, ergeben sich die Fallzahlen von Eurojust im Terrorismusbereich
insgesamt aus den jeweiligen Jahresberichten von Eurojust. Die Agentur
werde seitens des Generalbundesanwalts beim Bundesgerichtshof (GBA)
und der Staatsanwaltschaften regelmäßig zum Informationsaustausch mit
den anderen Mitgliedstaaten in Anspruch genommen. In Fällen
grenzüberschreitender Ermittlungen erleichtere die Zusammenarbeit mit
Eurojust bereits seit vielen Jahren den Informationsaustausch mit den
anderen Mitgliedstaaten. Diese Zusammenarbeit habe sich infolge der in
Europa erfolgten Terroranschläge seit 2015 nochmals intensiviert.

Die Anfrage thematisiert den geplanten Aufbau eines Europäischen
Antiterror-Justizregisters bei Eurojust. Dazu heißt es in der Antwort,
die effektive Bekämpfung des internationalen Terrorismus erfordere
eine enge Zusammenarbeit der Justizbehörden der Mitgliedstaaten. Das
sogenannte Europäische Antiterror-Justizregister sei kein neues
Register. Angestrebt werde vielmehr eine konsequentere Umsetzung der
Übermittlungsverpflichtung der Mitgliedstaaten.

 * 

6. Stärkung der Inklusion

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Der Bund unterstützt die inklusive Bildung deutlich
mehr als noch vor zwei Jahren. Der geplante finanzielle Umfang der
Förderung des Bundes für Forschungsvorhaben, die sich mit der Aus-,
Fort- und Weiterbildung pädagogischer Fachkräfte für inklusive Bildung
befassen, liegt für das Jahr 2019 bei knapp 7,98 Millionen Euro. In
den Jahren 2017 lag die Förderung noch bei 312.569 Euro, in 2018 bei
7,62 Millionen Euro. Im Vergleich zum Jahr 2017 entspricht der Ansatz
für das Jahr 2019 einem Plus von 96 Prozent, im Vergleich zum Jahr
2018 einem Plus von vier Prozent. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/7261) auf die Kleine Anfrage der FDP (19/6855). Die
Fraktion hatte unterstrichen, dass mit Inkrafttreten der
UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) die inklusive Bildung in
Deutschland immer wichtiger werde. Schulhelfer leisteten einen
wichtigen Beitrag für das Gelingen von Inklusion in der Schulbildung.

Die Bundesregierung betont, dass entsprechend der föderalen
Grundordnung allein die Länder für Fragen der Organisation schulischer
Bildung einschließlich des Personaleinsatzes an Schulenzuständig
seien. Ihnen obliege die konkrete Umsetzung des Artikels 24 der
UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK).

 * 

7. MINT-Kompetenz in Deutschland

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die FDP fragt nach dem Stand der Umsetzung zum
strategischen Gesamtkonzept beim Thema Mathematik, Informatik,
Naturwissenschaften und Technik (MINT) in einer Kleinen Anfrage
(19/7319). Dies sei insbesondere vor dem Hintergrund interessant, da
die Große Koalition einige Punkte aus dem Antrag (18/11164) vom 14.
März 2018 aufgenommen habe, darunter auch den Aufbau eines
MINT-E-Portals, die stärkere Förderung von Frauen im MINT-Bereich
sowie die Stärkung der MINT-Bildung im Allgemeinen.

 * 
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BUNDESTAG/7982: Heute im Bundestag Nr. 116 - 31.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 116

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 31. Januar 2019, Redaktionsschluss: 09.32 Uhr

1. Auf dem Weg zum digitalen Bürgerportal

2. Aufstockung von Frontex thematisiert

3. Aufenthalt ausländischer Fachkräfte

4. Treffen von Ex-BfV-Chef mit AfD-Politikern



1. Auf dem Weg zum digitalen Bürgerportal

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Fragen zum Sachstand sowie der weiteren
Meilensteinplanung für ein digitales Bürgerportal beschäftigten den
Ausschuss Digitale Agenda in seiner 24. Sitzung. Unter Vorsitz von
Hansjörg Durz (CSU) berichtete ein Vertreter aus dem Bundesministerium
des Inneren, für Bau und Heimat über die Einrichtung eines
Verwaltungs-Verbundsystems zwischen den drei Ebenen Bund, Ländern und
Kommunen. "Wir sind gerade bei der Umsetzung des
Onlinezugangsgesetzes, mithilfe dessen bis 2022 alle
Verwaltungsleistungen bundesweit auch digital angeboten werden
sollen", berichtete der Vertreter.

Begonnen werde für den Portalverbund in einer Pilotphase mit
Verwaltungsportalen aus fünf Bundesländern, darunter Hessen, Bayern
und Berlin. Weitere Portale der Bundesländer sollen stetig mit
aufgenommen werden. Bei der Einbindung der Kommunen übernehme
allerdings jedes Bundesland eigenständig die Einbindung in den
Verbund. 575 Verwaltungsleistungen hat das Ministerium ausgemacht, die
vordringlich digitalisiert werden sollen. 125 davon liegen in der
reinen Kompetenz des Bundes, 370 betreffen eine Kooperation zwischen
Bund und Länder und für 80 sind Länder und Kommunen zuständig. "Das
oberste Prinzip ist es, den Aufwand für den Nutzer so gering wie
möglich zu halten. Das beinhaltet auch ein Nutzerkonto mit Postfach,
Optionen für e-Payment und einem Statusmonitor", berichtete der
Vertreter des Innenministeriums von den Plänen.

Ein Vertreter der Unionsfraktion fragte nach der geplanten
Stellenbesetzung in dem Vorhaben, der Beteiligung der Bundesländer am
Vorhaben und bat um Details zur Interoperationalität. Eine Vertreterin
der SPD-Fraktion fragte nach der Registermodernisierung und nach
Details zum Authentifizierungskonzept. Wie der Zeitplan für die
Umsetzung aussehe und welche Leistungen von Consulting-Unternehmen
erbracht wurden wollte ein Vertreter der AfD-Fraktion wissen. Aus der
FDP-Fraktion kam die Nachfrage, wie die Lösungen auf Länderseite
aussehen würden, da deren genutzte Software oftmals sehr heterogen
sei. Des Weiteren wurde nach möglichen Ident- und Zahlungsverfahren
gefragt.

Eine Vertreterin der Fraktion Die Linke fragte nach der
Barrierefreiheit des Portals und danach, welcher
Verschlüsselungsstandard zum Einsatz kommen soll. Die Fraktion Bündnis
90/ Die Grünen interessierte, ob auch Apps als möglicher Zugang zum
Portal geplant seien und wie viele Nutzer man im ersten Jahr mit dem
Portal erreichen wolle. Ein fraktionsloses Mitglied des Ausschusses
interessierte sich bezugnehmend auf die Nutzerfreundlichkeit für die
optische Umsetzung des Portals.

 * 

2. Aufstockung von Frontex thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um "Pläne zur Aufstockung von Frontex" geht es in
einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/7320). Wie die Abgeordneten
darin schreiben, diskutierten die EU-Innenminister am 6. und 7.
Dezember 2018 "die Aufstockung der Zahl der von den EU-Mitgliedstaaten
abgeordneten Kräfte für von der Europäischen Grenz- und Küstenwache
(Frontex) geführte Einsätze zum Schutz der Außengrenzen". Die
Europäische Kommission atte der Fraktion zufolge eine Aufstockung der
für Frontex-Einsätze abgeordneten nationale Kräfte auf 10.000 bis 2020
vorgeschlagen. Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem, in
welchen Schritten nach den Plänen der Bundesregierung die EU-weite
Aufstockung der von den Mitgliedstaaten abgeordneten Kräfte für von
Frontex geführte Einsätze auf 10.000 Kräfte erfolgen soll.

 * 

3. Aufenthalt ausländischer Fachkräfte

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Zuwanderung und Aufenthalt ausländischer
Fachkräfte" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/7329). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, wie hoch nach
Kenntnis der Bundesregierung "gegenwärtig der Anteil der
qualifizierten beziehungsweise unqualifizierten Ausländer aus
Drittstaaten im Sinne der Fachkräftestrategie der Bundesregierung an
den qualifizierten beziehungsweise unqualifizierten Erwerbstätigen in
den einzelnen Bundesländern" ist. Auch will sie unter anderem
erfahren, wie hoch nach Kenntnis der Bundesregierung gegenwärtig und
zukünftig der Bedarf an qualifizierten beziehungsweise
unqualifizierten Arbeitnehmern in den einzelnen Bundesländern ist.

 * 

4. Treffen von Ex-BfV-Chef mit AfD-Politikern

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Treffen des früheren Präsidenten des Bundesamtes für
Verfassungsschutz (BfV), Hans-Georg Maaßen, mit AfD-Politikern sind
ein Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/7335).
Darin erkundigt sich die Fraktion danach, wie viele Treffen des
Ex-BfV-Präsidenten mit welchen AfD-Politikern "wann und wo und zu
welchem Anlass und mit welchen inhaltlichen Schwerpunkten
stattgefunden" haben. Auch will sie unter anderem wissen, von welcher
Seite jeweils der Wunsch nach einem Gespräch ausging.

 * 
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BUNDESTAG/7981: Heute im Bundestag Nr. 115 - 30.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 115

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 30. Januar 2019, Redaktionsschluss: 18.08 Uhr

1. Grütters: Keine Zerschlagung der SPK

2. Reisen: Siegeszug der Buchungsportale

3. Streit um Dopingopfer-Hilfe

4. Zahl von Cyberangriffen erfragt

5. Zahl der Flüchtlinge Ende 2018 erfragt



1. Grütters: Keine Zerschlagung der SPK

Kultur und Medien/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Kulturstaatsministerin Monika Grütters (CDU) hat
Befürchtungen zurückgewiesen, die Evaluierung der Stiftung Preußischer
Kulturbesitz (SPK) durch den Wissenschaftsrat könne auf deren
Zerschlagung hinauslaufen. Diese gelegentliche Darstellung in den
Medien entspreche nicht den Tatsachen, sagte Grütters am Mittwoch vor
dem Kulturausschuss. Der Wissenschaftsrat werde die Evaluierung von
Deutschlands größter Kultureinrichtung völlig unabhängig und ohne jede
Vorgabe durch ihr Haus vornehmen. Die Evaluierung der SPK sei auch
nicht die Folge eines "Konfliktes" zischen ihr und der Stiftung. Aber
60 Jahre nach Gründung der SPK sei eine Evaluierung der inhaltlichen
Arbeit und der Strukturen nötig. Der Wissenschaftsrat werde im Rahmen
der Evaluation, deren Ergebnis im Jahr 2020 vorgelegt werden soll,
unter anderem die gemeinsame Finanzierung der SPK durch Bund und
Länder und die vorhanden Doppelstrukturen auf den Prüfstand stellen,
ebenso die inhaltliche Arbeit der einzelnen Institutionen und Fragen
der Digitalisierung und der Forschung. Der Wissenschaftsrat verfüge
über die "höchste Kompetenz" für diese Aufgabe. Die Stiftung
Preußischer Kulturbesitz, unter deren Dach die Staatlichen Museen zu
Berlin mit ihren 15 Sammlungen und die Staatsbibliothek zu Berlin, das
Geheime Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz, das Staatliche Institut
für Musikforschung und das Ibero-Amerikanische Institut
zusammengefasst sind, wird zu 75 Prozent durch den Bund und zu 25
Prozent durch die Länder finanziert.

SPK-Präsident Hermann Parzinger bezeichnete auf Nachfragen aus den
Fraktionen eine "Zerschlagung" der Stiftung als "absurd". Vielmehr
müsse es darum gehen, die Arbeit der einzelnen Museen, Sammlungen und
Institutionen innerhalb der SPK besser miteinander zu verbinden,
beispielsweise durch eine verstärkte Digitalisierung. Darin liege ein
ungeheures Potenzial. Parzinger wies zudem die Kritik wegen
rückläufiger Besucherzahlen in den Museen der SPK zurück. Diese
Entwicklung sei wegen sanierungsbedingter Schließungen -
beispielsweise beim Pergamonmuseum - zu erklären. Die Sanierung der
Bauten der SPK sei derzeit eine der großen Herausforderungen. Neben
den alten preußischen Bauten müssten nun eben auch die Kulturbauten
der 1960er Jahre im ehemaligen West-Berlin saniert werden. Nach
Parzingers Angaben soll neben der Eröffnung des Humboldt-Forums in
diesem Jahr auch der erste Spatenstich für das neue Museum der Moderne
am Kulturforum erfolgen, zudem werde im Sommer die James-Simon-Galerie
auf der Museumsinsel eröffnet und im Herbst das gegenüberliegende Haus
Bastian als Zentrum für Bildung und Vermittlung.

 * 

2. Reisen: Siegeszug der Buchungsportale

Tourismus/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) In der Tourismuswirtschaft geraten traditionelle
Formen des Vertriebs trotz einer dynamischen Marktentwicklung immer
weiter ins Hintertreffen. Darauf hat am Mittwoch in einer Anhörung des
Tourismusausschusses der Vorstand des Verbandes der
Internet-Reisevermittler, Michael Buller, hingewiesen. Zwar hätten im
vergangenen Jahr die Reisebüros in Deutschland ihren Umsatz um sechs
Prozent steigern können. Doch habe gleichzeitig bei den
Buchungsportalen im Internet das Wachstum 24 Prozent betragen, sagte
Buller: "Es gibt keine Renaissance des Reisebürovertriebs." Wie aus
der Anhörung freilich auch deutlich wurde, sehen nicht alle
Marktteilnehmer diese Entwicklung mit ungemischt positiven Gefühlen.

Voraussetzung für den Erfolg der Online-Plattformen sei die
mittlerweile alle Generationen umfassende gesellschaftliche Reichweite
des Internets, sagte Buller. So sei es derzeit die Gruppe der über
70-Jährigen, in der der Internet-Zugang die stärksten Zuwächse
verzeichne. Besonders häufig würden Kurzreisen mit einer maximalen
Dauer von vier Tagen im Internet gebucht; der Anteil von
Online-Portalen in diesem Segment betrage 77 Prozent. Doch auch
längere Urlaube würden schon fast zur Hälfte, nämlich zu 45 Prozent,
über digitale Kanäle vermittelt. Insgesamt liege der Online-Anteil im
Reisegeschäft derzeit bei 61 Prozent. Buller kritisierte, dass die
Ausstattung der meisten Reisebüros dieser Entwicklung nicht angepasst
sei. Viele hätten sich zu lange auf den Misserfolg der
Digitalwirtschaft verlassen.

Die segensreichen Folgen des digitalen Siegeszuges hob Peter
Lochbihler hervor, der beim niederländischen Hotel-Buchungsportal
"Booking.com" die Öffentlichkeitsarbeit verantwortet. Er wies darauf
hin, dass allein durch die Plattform-Ökonomie in der deutschen
Reiseverkehrsbranche jährlich acht Millionen zusätzliche
Übernachtungen generiert würden, die es sonst nicht gäbe. Die meisten
dieser Buchungen kämen aus dem Ausland. Vor allem für die kleinen und
mittelgroßen unter den 80.000 bei Booking.com registrierten Hotels in
Deutschland sei die Plattform ein "Technologiepartner", der ihnen auch
mit Übersetzungsdiensten und Angeboten in 40 Sprachen "das Tor zum
weltweiten Internet" öffne.

Skeptischer ließ sich Markus Luthe vernehmen, Hauptgeschäftsführer des
"Hotelverbands Deutschland". Er sprach von einer "Hassliebe" seiner
Branche zu den Buchungsportalen. Zwar kämen die Hotels daran nicht
mehr vorbei. Derzeit würden 28 Prozent der Buchungen über Plattformen
vermittelt und nur zehn Prozent über die eigenen Webseiten der
Anbieter. Beklagenswert sei indes das Ausmaß der Marktkonzentration im
Online-Sektor. Drei große Portale teilten sich in 96 Prozent des
Gesamtumsatzes, wobei sich Booking.com mit 60 Prozent den Löwenanteil
sichere. Die Hoteliers sähen sich einem "großen Oligopol" gegenüber,
das seine Marktmacht rücksichtslos ausnutze. Eine Studie auf
europäischer Ebene habe 2017 gezeigt, "dass zwei Drittel der Portale
tricksen".

Eine gemischte Bilanz zog auch Otmar Lell vom "Verbraucherzentrale
Bundesverband". Er erkannte das Verdienst an, Anbieter und Verbraucher
unkompliziert zusammenzubringen. So würden "Märkte erschlossen, die es
ohne das Internet nicht gäbe". Problematisch sei aber, dass die
Portale eine komplette Marktabdeckung vorgaukelten, die sie nicht
leisten könnten, die Bewertung der Angebote durch Provisionen der
Anbieter beeinflusst und die Preisgestaltung intransparent sei.

 * 

3. Streit um Dopingopfer-Hilfe

Sport/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Die ehemalige Leichtathletin Claudia Lepping hat die
gemeinsam mit dem Molekularbiologen Werner Franke zuletzt auch
öffentlich geäußerte Kritik am Dopingopfer-Hilfeverein (DOH) und am
Zweiten Dopingopfer-Hilfegesetz (2. DOHG) am Mittwoch vor dem
Sportausschuss wiederholt. Der DOH überziehe bei der Zahl der
vermeintlichen Opfer des DDR-Dopingsystems, um seine Existenz zu
sichern und mache Sportler, die ganz bewusst Dopingmittel zur
Leistungssteigerung eingenommen hätten, zu Opfern, sagte Lepping.

Der DOH-Vorsitzende Lehnert wies die Vorwürfe zurück. Beim DOH handle
es sich um einen ehrenamtlichen Verein, "bei dem niemand auch nur
einen Cent verdient" und der sich um diejenigen kümmere, die Beratung
suchen. Es werde jedoch "nicht gegen das Gesetz beraten".

Hauptstreitpunkt zwischen Lepping und Lehnert war die Frage, inwieweit
die für die Bewilligung eines Antrages auf Leistungen nach dem 2. DOHG
mitentscheidenden Punkte der Verabreichung von Dopingsubstanzen "ohne
eigenes Wissen" und "gegen den Willen" der Sportler zu fassen sei. Es
habe auch im Staatsdopingsystem der DDR Sportler gegeben, die keine
Dopingmittel genommen hätten, sagte Lepping. Andere wiederum hätten
den Hals nicht voll bekommen. Was die Frage des unwissentlichen
Dopings angeht, so betonte die ehemalige Leichtathletin, es entgehe
Sportlern - insbesondere Sportlerinnen - nicht, wenn sie anabole
Steroide im Körper haben. Das sei knallharte Körperverletzung, die in
Kauf genommen werde.

Die Formulierung "gegen den Willen" sei selbstverständlich
Auslegungssache, sagte der DOH-Vorsitzende. Es sei aber die Frage, ob
in der DDR für Spitzensportler eine freie Willensäußerung überhaupt
möglich gewesen wäre. Er maße sich nicht an, zu sagen, wer vom Doping
gewusst hat und sich nicht aktiv dagegen gewehrt hat, sei ein Betrüger
und in keinem Falle ein Opfer, sagte Lehnert.

Unterschiedlich bewerteten Lepping und Lehnert auch den Fall des
ehemaligen Zehnkämpfers Christian Schenk. Der Olympiasieger von 1988
hatte zugegeben, während seiner aktiven Karriere wissentlich gedopt zu
haben. Schenk leidet inzwischen unter starken Depressionen.

Es sei verwunderlich, dass Schenk, der sich selbst keineswegs als
Opfer des DDR-Sportsystems ansehen würde, dennoch den Rat des DOH
erfahren habe, prüfen zu lassen, ob er Dopingspätfolgen erlitten hat,
sagte Lepping. Lehnert wollte sich zum Fall Schenk konkret nicht
äußern, weil dies eine Einzelfallbewertung sei. Aber auch wer spät zur
Einsicht komme, habe einen Anspruch darauf, dass seine damalige
Situation geprüft werde, sagte der DOH-Vorsitzende. Das gelte auch für
Christian Schenk.

Zu Beginn der Sitzung hatte der Parlamentarische Staatssekretär im
Bundesministerium des Innern, für Heimat und Bau, Stephan Mayer (CSU),
betont, das Dopingopfer-Hilfegesetz habe sich bewährt. Auch die
Verlängerung der Frist zur Antragsstellung um ein Jahr - von Ende 2018
auf Ende 2019 - sei richtig gewesen. Die Vorgehensweise des
Bundesverwaltungsamtes (BVA), das die Anträge zu prüfen habe, sei
gewissenhaft, sagte Mayer.

Eine BVA-Vertreterin sagte, ein wichtiger Bestandteil des Antrages sei
die Eigenerklärung des Opfers. Dies sei im Gesetz so vorgesehen. Gebe
es darin Unstimmigkeiten, nehme das BVA Ermittlungen auf. Auf
Nachfrage sagte sie, beim BVA habe man nicht den Eindruck, manipuliert
zu werden.

 * 

4. Zahl von Cyberangriffen erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der Cyberangriffe auf staatliche
Institutionen sowie auf öffentliche und private Unternehmen seit 2010
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/7321).
Auch will sie unter anderem wissen, in wie vielen Fällen die Identität
der Täter einwandfrei festgestellt werden konnte.

 * 

5. Zahl der Flüchtlinge Ende 2018 erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke möchte von der
Bundesregierung erfahren, wie viele Asylberechtigte Ende vergangenen
Jahres in der Bundesrepublik gelebt haben. In einer Kleinen Anfrage
(19/7334) erkundigt sie sich zudem danach, wie viele nach der Genfer
Flüchtlingskonvention anerkannte Flüchtlinge und wie viele Flüchtlinge
mit einem subsidiären Schutzstatus am 31. Dezember 2018 in Deutschland
lebten. Ferner fragt sie unter anderem nach der Zahl der zum
Jahreswechsel in Deutschland lebenden Menschen, denen eine Duldung
aufgrund einer Abschiebestopp-Anordnung nach Paragraf 60a des
Aufenthaltsgesetzes erteilt wurde.

 * 
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BUNDESTAG/7980: Heute im Bundestag Nr. 114 - 30.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 114

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 30. Januar 2019, Redaktionsschluss: 16.55 Uhr

1. Maßgabebeschluss zu Risikokosten

2. Oppositionsanträge gescheitert

3. Anhörung zu Befragungen im Bundestag

4. Datenschutz im Arzneimittelversandhandel



1. Maßgabebeschluss zu Risikokosten

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung soll künftig bei vorläufigen
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen im Straßenbaubereich die von
privaten Auftragnehmern zu tragenden Risikokosten zu 100 Prozent
ansetzen. Die Risikokosten sollen dazu im Rahmen eines Risikoworkshops
ermittelt werden. Dies sieht ein von CDU/CSU und SPD eingebrachter
Maßgabebeschluss vor, den der Haushaltsausschuss am Mittwochnachmittag
mit Stimmen der Koalition annahm. Die AfD stimmte gegen den Beschluss,
FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen enthielten sich. Der
Haushaltsausschuss fordert die Bundesregierung mit dem Beschluss zudem
weiter auf, "aus den verfügbaren Daten eine Datengrundlage zu
schaffen, um künftige Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bezüglich der
Risikobewertung auf realen Erfahrungswerten aufzubauen".

Hintergrund des verabschiedeten Maßgabebeschlusses ist die Diskussion
um das ÖPP-Projekt "A 49 AK Kassel-West - Anschluss A 5" und einen
Bericht des Bundesrechnungshofes (BRH) zum Umgang des
Bundesverkehrsministeriums mit einem früheren Maßgabebeschluss des
Haushaltsausschusses. Der Ausschuss hatte im Juni 2017 in Reaktion auf
einen früheren BRH-Bericht zur vorläufigen
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung eine qualifizierte Sperre der Mittel
für das Projekt mit unter anderem der Maßgabe aufgehoben, "die vom
privaten Auftragnehmer zu tragenden Risikokosten vollständig im
Kostenvergleich zu berücksichtigen". Diese und andere Vorgaben sieht
der Rechnungshof in seinem Bericht aus dem Oktober 2018 als nicht
erfüllt an.

Neben dem künftigen Umgang mit Risikokosten greift der
Maßgabebeschluss der Koalition zudem eine Forderung des
Bundesrechnungshofes zur abschließenden
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung für das A-49-Projekt auf. Bei der
abschließenden Wirtschaftlichkeitsuntersuchung soll die
Bundesregierung demnach "die durch die Gründung der
Infrastrukturgesellschaft des Bundes für Autobahnen und andere
Bundesstraßen geänderten Rahmenbedingungen bei der Eigenrealisierung"
berücksichtigen, heißt es in dem Beschluss.

Einen von der FDP-Fraktion eingebrachten Maßgabebeschluss lehnte der
Ausschuss mit Stimmen aller übrigen Fraktionen hingegen ab. In diesem
hatte die Fraktion neben der vollständigen Berücksichtigung der
Risikokosten im Rahmen von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei
ÖPP-Projekten unter anderem auch gefordert, im Zuge einer
grundlegenden Überarbeitung der Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen
Vorhalte- und Verwaltungskosten bei der Infrastrukturgesellschaft für
Autobahnen und andere Bundesfernstraßen "und weitere im Zusammenhang
mit der Eigenrealisierung stehenden Belastungen des Haushalts
nachvollziehbar und in voller Höhe zu berücksichtigen".

 * 

2. Oppositionsanträge gescheitert

Menschenrechte/Ausschuss

Berlin: (hib/AHE) Die Oppositionsfraktionen von FDP, Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen sind mit ihren jeweiligen Anträgen zum 70.
Jahrestag der Verabschiedung der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte gescheitert. Drei Entschließungsanträge (19/6455,
19/6456, 19/6457) fanden am Mittwoch im Ausschuss für Menschenrechte
und humanitäre Hilfe jeweils keine Mehrheit. Die FDP-Fraktion hatte
die Bundesregierung unter anderem aufgefordert, die Rolle eines
Vorreiters bei der Fortentwicklung der Menschenrechte im digitalen
Zeitalter einzunehmen. Die Linksfraktion setzte sich unter anderem
dafür ein, die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte auch
in Deutschland besser zu schützen. Die Forderungen der Grünen zielten
unter anderem auf eine Stärkung des Internationalen Strafgerichtshofs
und des UN-Menschenrechtsrats.

Eine Vertreterin der FDP-Fraktion sagte, dass Lauschangriffe und
anlasslose Überwachung durch Staaten heute leider "bittere Realität"
seien. Es müsse darum gehen, den Schutz der Privatheit auch im
digitalen Zeitalter zu bewahren. Eine Vertreterin der Linksfraktion
warb dafür, für das Menschenrecht auf Frieden weltweit zu streiten -
dies gehe nur in kritischer Position gegenüber der Nato-Mitgliedschaft
Deutschlands und nicht, wenn weiter Waffen in Länder wie Saudi-Arabien
exportiert werden. Die Fraktion der Grünen machte sich für eine
Weiterentwicklung des multilateralen Menschenrechtssystems stark: So
müssten neben dem Klimaschutz auch das Recht auf eine sauberer und
lebenswerte Umwelt in den Fokus genommen werden.

Ein Vertreter der Unionsfraktion unterstrich, dass es dem Anlass - 70
Jahre Menschenrechtserklärung - angemessen sei, im Bundestag die
Gemeinsamkeiten in den Vordergrund zu stellen, und nicht die
jeweiligen Parteistandpunkte. Aus diesem Grund hätte seine Fraktion
dafür geworben, keine Entschließungen einzubringen. Aus der 
SPD-Fraktion kam der Hinweis auf die bevorstehenden 70. Jahrestage des
Europarates und der Europäischen Menschenrechtskonvention: Auch dieses
Daten werde man nutzen, um auf Rückschritte bei den Menschenrechten
aufmerksam zu machen. Ein Sprecher der AfD-Fraktion sagte mit Blick
auf die Forderungen von FDP, Linken und Grünen, dass es dem Ei des
Kolumbus gleiche, der Menschenrechtserklärung aus dem Jahr 1949 -
"diesem großen Dokument" - noch etwas hinzufügen.

Die Entschließungsanträge der FDP und der Linken scheiterten an den
Gegenstimmen aller jeweils anderen Fraktionen. Für den
Entschließungsantrag der Grünen votierte die Linke. Union, SPD, AfD
und Liberale lehnten ihn ab.

 * 

3. Anhörung zu Befragungen im Bundestag

Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung/Anhörung

Berlin: (hib/fla) Die angepeilte größere Attraktivität von
Fragestunden und Regierungsbefragung im Bundestag ist im Grundsatz auf
Zustimmung der juristischen Sachverständigen gestoßen. Freilich fielen
die Bewertungen der Anträge der Fraktionen zu Änderungen der
Geschäftsordnung des Bundestags unterschiedlich aus. Dies ergab heute
(30. Januar 2018) eine Anhörung im Ausschuss für Wahlprüfung,
Immunität und Geschäftsordnung unter dem Vorsitz von Patrick Sensburg
(CDU).

Die Koalitionsfraktionen wollen die Fragestunden von 180 auf 90
Minuten kürzen, dafür die Regierungsbefragung von 30 auf 60 Minuten
verlängern. Ihr soll - bei Anwesenheit mindestens eines Ministers -
kein Thema vorgegeben werden. Dreimal jährlich, vor Ostern, vor der
Sommerpause und vor Weihnachten, soll die Bundeskanzlerin befragt
werden. Die Anträge der Opposition drängen vor allem auf eine
deutliche Ausweitung der Regierungsbefragung.

Ein Schwerpunkt der Anhörung war die unterschiedlich beantwortete
Frage, ob oder in welchem Umfang der Bundestag die Bundesregierung zu
seiner Gestaltung der Befragung verpflichten kann. Der frühere
Bundestagsdirektor Prof. Wolfgang Zeh meinte als einer der
Sachverständigen: Wenn bei der Diskussion über das neue Format
juristisch alle Möglichkeiten in Betracht gezogen würden, dann sei es
"schon vorbei".

Für Professor Jelena von Achenbach (Justus-Liebig-Universität Gießen)
ist die "direkte politische Interaktion zwischen verantwortlicher
Regierung und parlamentarischer Opposition" ein "wichtiger Aspekt des
offenen Wettbewerbs der unterschiedlichen politischen Kräfte, den das
Demokratieprinzip fordert". Sie verwies darauf, dass sich die
Opposition in der direkten Auseinandersetzung mit
Regierungsmitgliedern "sinnfällig und öffentlichkeitswirksam als
Alternative zur politischen Regierungsmehrheit zeigen" könne. "Mit
Blick auf die Wirkung der Regierungsbefragung in der Öffentlichkeit"
könnten sich die Regierungsmitglieder auch nicht durch
Parlamentarische Staatssekretäre vertreten lassen.

Professor Klaus Ferdinand Gärditz (Universität Bonn) verwies darauf,
dass den einzelnen Abgeordneten außerhalb der Regierungsbefragung
"bereits anderweitig Fragerechte zur Verfügung stehen" -
Interpellationsrecht, Kleine Anfrage, Große Anfrage. Bei einer
Fortentwicklung der Modalitäten für die Regierungsbefragung gehe es
"in erster Linie um die - durchaus wichtige - öffentliche Darstellung
parlamentarischer Arbeit".

Professor Ann-Katrin Kaufhold (Ludwig-Maximilians-Universität München)
stellte fest: "Regierungsbefragung und Fragestunden tragen in ihrer
jetzigen Form wenig bis nichts zur politischen Debatte bei." Sie seien
"dringend reformbedürftig". Die Anträge der Fraktionen zur
entsprechenden Änderung der Geschäftsordnung begegneten keinen
verfassungsrechtlichen Bedenken. Freilich könne der Bundestag dabei
die Regierung "nicht auf eine bestimmte Form der Regierungsbefragung
verpflichten". Die Geschäftsordnung binde nur Bundestagsabgeordnete.

Professor Christoph Möllers, (Humboldt-Universität zu Berlin) hält von
den Veränderungsvorschlägen der Fraktionen jene für "besonders
umsetzungswürdig", die "die Regierungsbefragung zeitlich ausdehnen,
die Teilnahme der Regierungsmitglieder und insbesondere der Kanzlerin
obligatorisch machen und das Hin und Her der Rede möglichst wenig
reglementieren, um so Raum für den politischen Wettbewerb zu lassen".
Die Regierungsbefragung diene dann "nicht nur der Information des
Bundestages durch die Mitglieder der Bundesregierung", sondern mache
"das parlamentarische Regierungssystem sicht- und hörbar". Mithin: "Es
könnte sich als wirklich relevanter Beitrag zur Verbesserung einer in
die Defensive geratenen Regierungsform erweisen."

Professor Martin Morlok (Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf) sieht
"das Hauptproblem einer Regelung der Regierungsbefragung in der
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestags" darin, "dass auf dieser
Grundlage keine Verpflichtung für die Mitglieder der Bundesregierung
an einer solchen Veranstaltung begründet werden kann". Deshalb müsse
"nach einer konsensuellen Regelung gesucht werden, welche von den
Mitgliedern der Bundesregierung freiwillig befolgt wird".

Professor Michael Sachs (Universität zu Köln) wies darauf hin, dass
das Grundgesetz keine "ausdrückliche Festlegung" dazu enthalte, "wie
der Bundestag sein Verlangen nach Anwesenheit eines
Regierungsmitglieds zum Ausdruck zu bringen hat". Sollte es Raum dafür
lassen, "für die Dauer der Legislaturperiode von allen Mitgliedern der
Bundesregierung zu verlangen, dass sie zu bestimmten Zeiten oder
Anlässen im Plenum anwesend sind, könnte es unschädlich sein, wenn ein
solches Verlagen auf diese Weise in der Geschäftsordnung ausgesprochen
würde". Sachs: "Die Zulässigkeit einer solchen
Anwesenheitsverpflichtung ist allerdings zu bezweifeln."

Professor Christoph Schönberger (Universität Konstanz) befand, die
Vorschläge von CDU/CSU und SPD "verfehlen das Ziel, die
Regierungsbefragung so zu reformieren, dass sie eine wirksamere und
lebendigere Kontrolle der Bundesregierung durch den Deutschen
Bundestag ermöglichen". Für ihn liegt "der Schlüssel für eine stärkere
und lebendigere Regierungsbefragung" in "der Anwesenheit der
Mitglieder der Bundesregierung bei der Befragung". Sollte bei
Mindestanwesenheit nur eines Ministers die Fragen auch von
Parlamentarischen Staatssekretären beantwortet werden können, würde
der Unterschied zwischen Fragestunde und Regierungsbefragung
"weitgehend eingeebnet". Dabei sei der "Kern der Regierungsbefragung"
die "mündliche und persönliche Interaktion zwischen Abgeordneten und
Regierungsmitgliedern, wodurch deren politische Verantwortlichkeit
unmittelbar und im parlamentarischen Verfahren konkret sichtbar in
Erscheinung tritt".

Für Zeh verspricht eine Festlegung von drei Kanzler-Befragungen auf
den Beginn der Oster-, Sommer- und Weihnachtspause "keine neue
Attraktivität" der Regierungsbefragung: "Bestenfalls entsteht eine Art
Regierungserklärung mit kurzer Aussprache." Wegen der dann folgenden
Sitzungspausen könne dabei "nicht der Eindruck entstehen, als wirke
der Bundestag aktiv auf anstehende Vorhaben und Orientierungen der
Bundesregierung ein". Nach seiner Einschätzung könnte "bei ungünstiger
Aufnahme seitens der Medien" eine solche Befragung als "Hochamt des
Kanzlers vor Weihnachten" oder als dessen "Entlassung des Parlaments
in die Sommerferien" karikiert werden.

(Grundlagen der Sitzung: Vorschlag der Fraktionen der CDU/CSU und der
SPD (A-Drs. 19-G-7), Vorschlag der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD
(A-Drs. 19-G-15), Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. (BT-Drs.
19/7), Antrag der Fraktion DIE LINKE. (A-Drs. 19-G-12), Antrag der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (BT-Drs. 19/240), Antrag der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (A-Drs. 19-G-10), Antrag der Fraktion der FDP
(A-Drs. 19-G-13), Antrag der Fraktion der FDP (A-Drs. 19-G-14).

 * 

4. Datenschutz im Arzneimittelversandhandel

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Fraktion Die Linke befasst sich in einer Kleinen
Anfrage (19/7367) mit dem Datenschutz im Versandhandel von
Arzneimitteln. Die Bestellung von Arzneimitteln im Internet sei
besonders sensibel, zumal Gesundheits- und andere Sozialdaten dabei
übermittelt würden. Versandapotheken gäben Daten zu Zwecken der
Werbung und des Marketing an große Internetfirmen weiter, wobei unklar
sei, welche Daten genau weitergegeben würden und ob Rückschlüsse auf
bestimmte Erkrankungen möglich seien.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun erfahren, welche
datenschutzrechtlichen Vorschriften im Einzelnen für Versandapotheken
gelten.

 * 
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BUNDESTAG/7979: Heute im Bundestag Nr. 113 - 30.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 113

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 30. Januar 2019, Redaktionsschluss: 16.22 Uhr

1. Experten loben Organspendenreform

2. FDP will Reform der Sicherheitsarchitektur



1. Experten loben Organspendenreform

Gesundheit/Anhörung

Berlin: (hib/PK) Gesundheitsexperten begrüßen die von der
Bundesregierung geplante Reform der Organspendenpraxis in
Krankenhäusern. Der Gesetzentwurf zur Verbesserung der Zusammenarbeit
und der Strukturen bei der Organspende (19/6915) beinhalte geeignete
Regelungen, um die Zahl der Spenden zu erhöhen, erklärten Experten bei
einer Anhörung am Mittwoch im Gesundheitsausschuss des Bundestages.
Die Sachverständigen äußerten sich auch in schriftlichen
Stellungnahmen. Kritik kam an einigen Detailregelungen.

Die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) erklärte, die Neuregelung,
wonach in Entnahmekliniken mit mehr als einer Intensivstation für jede
dieser Stationen mindestens ein Transplantationsbeauftragter bestellt
werden solle, könnte nicht immer eine Verbesserung bewirken. In
kleinen Kliniken könne eine Bündelung der Expertise und Erfahrung in
einer Person von Vorteil sein.

Zudem sollten Rechte und Pflichten des Transplantationsbeauftragten
eindeutig festgelegt werden, forderte die DKG. Auch müsse klargestellt
werden, dass eine Hirntodfeststellung zum Zweck der Organspende und
eine Meldung an die Koordinierungsstelle unterbleiben müsse, wenn dem
Arzt oder dem Krankenhaus ein Widerspruch gegen eine Organspende
bekannt sei.

Der Spitzenverband der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) forderte
eine Beteiligung der Privaten Krankenversicherung (PKV) an den Kosten
der Reform. Die Organspende sei eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe,
die von GKV und PKV gemeinsam finanziert werden müsse. Die PKV stellte
klar, die Privatversicherer beteiligten sich "wie bisher im
leistungsbezogenen Umlageverfahren" an den Kosten.

Die Deutsche Transplantationsgesellschaft (DTG) sprach sich für
weitergehende Spendenmöglichkeiten aus. Angesichts des dramatischen
Mangels als Spenderorganen stelle eine Lebendspende eine wichtige
Überlebenschance dar. Sogenannte altruistische Lebendspenden,
Cross-over-Lebendspenden zwischen Paaren und Kettentransplantationen
sollten auch ermöglicht werden.

Der Wirtschaftswissenschaftler Axel Ockenfels von der Universität zu
Köln sagte in der Anhörung, die Transplantationsregelungen in
Deutschland seien im internationalen Vergleich besonders restriktiv.
Er sprach sich dafür aus, die Möglichkeiten für Lebendspenden zu
erweitern. Sorgen vor einem möglichen Organhandel seien aus seiner
Sicht unbegründet.

Ein Sprecher der Lebertransplantierten Deutschland machte in der
Anhörung hingegen auf mögliche schwere Nebenwirkungen von
Lebendspenden aufmerksam und riet zur Zurückhaltung.

Mit veränderten Abläufen und Vorschriften will die Bundesregierung die
Organspendenpraxis effektiver gestalten. Die Novelle soll dazu
beitragen, potenzielle Organspender besser zu erkennen. Dazu wird vor
allem die Rolle des Transplantationsbeauftragten in Krankenhäusern
gestärkt.

 * 

2. FDP will Reform der Sicherheitsarchitektur

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion dringt auf eine Reform der
föderalen Sicherheitsarchitektur in Deutschland. Dazu sollen Bundestag
und Bundesrat eine gemeinsame Kommission einsetzen, "in die beide
Institutionen je 16 Mitglieder sowie je 16 stellvertretende Mitglieder
entsenden", fordert die Fraktion in einem Antrag (19/7424), der am
Freitag erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht.

Die Kommission soll dem Antrag zufolge bis Ende 2020 Vorschläge zur
Reform der föderalen Sicherheitsarchitektur erarbeiten "mit dem Ziel,
die Handlungs- und Entscheidungsfähigkeit von Bund und Ländern im
Sicherheitsbereich zu verbessern, die politischen Verantwortlichkeiten
deutlicher zuzuordnen sowie die Zweckmäßigkeit und Effizienz der
Aufgabenerfüllung zu steigern". Insbesondere soll sie nach dem Willen
der Fraktion Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten "zwischen Bund
und Ländern beim Verfassungsschutz" sowie "bei den Sicherheits- und
Polizeibehörden von Bund und Ländern sowie in Fragen der
Cybersicherheit" klarer und effizienter gestalten.

Ebenso soll sie laut Vorlage unter anderem Regeln für das
Trennungsgebot zwischen Polizei und Nachrichtendiensten erarbeiten,
"mit denen die Balance zwischen Freiheit und Sicherheit angesichts
neuer Entwicklungen in Kriminalität und Terrorismus gewahrt wird und
die den Bedürfnissen des Informationsaustausches gerecht werden",
sowie eine Grundlage für eine gemeinsame digitale
Sicherheitsarchitektur schaffen.

Zur Begründung schreiben die Abgeordneten, zu oft seien in Deutschland
bei neuen terroristischen Bedrohungen oder der Kriminalität im
Internet "zwar viele zuständig, aber wenn es darauf ankommt, keiner
verantwortlich". Es fehle "an effizient geordneten Kompetenzen und
Verantwortlichkeiten der über 40 Behörden, die in Fragen der Inneren
Sicherheit und der Terrorismusabwehr beteiligt sind". Die Folgen seien
zu oft Reibungsverluste, Doppelarbeiten sowie eine fehlende oder
unvollständige Informationsweitergabe.

 * 
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BILDUNG/930: Der Bildungsföderalismus hat nur eine Chance, wenn er modernisiert wird


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 30. Januar 2019

LINDNER-Statement: Der Bildungsföderalismus hat nur eine Chance,
wenn er modernisiert wird



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab zur ersten Sitzung
des Vermittlungsausschusses folgendes Statement ab:

"Wir gehen mit einer gewissen Spannung jetzt in die Sitzung des
gemeinsamen Ausschusses, des Vermittlungsausschusses. Für uns ist
klar: Es geht heute nicht nur um den Digitalpakt, sondern es geht um
eine Reform der Zusammenarbeit von Bund und Ländern. Wir wollen, dass
bei der Schlüsselaufgabe, der Bildung, es möglich wird, dass Bund und
Länder besser zusammenwirken, als es gegenwärtig der Fall ist. Über
den Digitalpakt hinaus geht es um die Förderung etwa
mathematisch-naturwissenschaftlicher Fächer in der Zukunft. Denkbar
ist, dass sich der Bund engagiert bei der Förderung von Kindern und
Jugendlichen mit Migrationshintergrund und anderem mehr. Es geht hier
wirklich um eine Reformbaustelle seit vielen Jahren, die einer
Mehrheit der Menschen in Deutschland ein Dorn im Auge ist. Wir
akzeptieren natürlich, dass es die Kultushoheit der Länder gibt. Aber
aus dem Zusammenwirken, mit den gesamtstaatlichen
Finanzierungsmöglichkeiten, können wir einfach zusätzliche
Handlungsfähigkeit entwickeln, die wir in dieser wichtigen Frage
brauchen. Anders gesagt: Der Bildungsföderalismus soll bleiben. Aber
er hat nur eine Chance, wenn er modernisiert wird. Und darüber wollen
wir gerne sprechen und uns einbringen."

 * 
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BAYERN/4983: CDU und Freie Wähler stehen bei Medizinfakultät für Passau auf der Bremse (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 30. Januar 2019

CSU und Freie Wähler stehen bei Medizinfakultät für Passau auf der Bremse

Hochschulpolitiker Christian Flisek: Gelegenheit verpasst - Niederbayern ist der einzige Regierungsbezirk ohne derzeitige oder künftige Möglichkeit zum Medizinstudium



Der SPD-Hochschulpolitiker Christian Flisek bedauert, dass CSU und
Freie Wähler im Landtag heute (30. Januar) gegen eine Medizinfakultät
in Passau gestimmt haben. "Die Staatsregierung hat eine wichtige
Gelegenheit verpasst, eine berechtigte Forderung aus der Region
aufzugreifen", bedauert Flisek. In einem zusammen mit der FDP
erarbeiteten Antrag (PDF, 254 kB), der dem Hochschulausschuss vorlag,
fordert Flisek die Staatsregierung auf, bis spätestens Ende 2019 ein
Konzept zur Weiterentwicklung der Hochschullandschaft im Bereich
Medizin vorzulegen.

Flisek verweist darauf, dass seine Forderung vor Ort
parteiübergreifend geteilt wird. "Wir lassen uns aber nicht entmutigen
und werden in der Region zusammen mit Experten ein Konzept
erarbeiten", erklärt Flisek. Niederbayern ist der einzige
Regierungsbezirk ohne staatliche Medizinstudienplätze. In Oberbayern,
der Oberpfalz, Mittel- und Unterfranken ist ein Medizinstudium schon
lange möglich, in Schwaben startet der erste Studiengang zum
Wintersemester 2019/20 und der Ministerrat hat bereits die Weichen für
einen Medizincampus im oberfränkischen Bayreuth gestellt. Der Passauer
Abgeordnete verweist auf den Koalitionsvertrag, in dem festgelegt
wurde, 2000 neue Medizinstudienplätze zu schaffen.

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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HAMBURG/4646: Enquete-Kommission "Kinderschutz und Kinderrechte stärken" setzt Maßstäbe (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 30. Januar 2019

Enquete-Kommission "Kinderschutz und Kinderrechte stärken" setzt hamburg- und bundesweit Maßstäbe



Nach zweijähriger Arbeit hat die Enquete-Kommission einstimmig 70
Empfehlungen für besseren Kinderschutz und gestärkte Kinderrechte
verabschiedet, die heute in die Hamburgische Bürgerschaft eingebracht
werden. Im Rahmen der Kommission sind erstmals Hilfe suchende Familien
und Mitarbeiter_innen in den Allgemeinen Sozialen Diensten (ASD) und
bei den freien Trägern selbst zu Wort gekommen. Dabei wurde deutlich,
dass in der Jugend- und Familienhilfe häufig sowohl die Perspektive
auf das Kindeswohl, den Kinderschutz und die Kinderrechte verlorengeht
als auch die Lebenslagen der Familien zu wenig Berücksichtigung
finden. Grund ist oftmals ein Übermaß an Regelungen und
Dokumentationspflichten.

"Die Empfehlungen der Enquete-Kommission sind eine gute Grundlage für
eine bezirkliche Jugendhilfeplanung, eine bedarfsgerechte Ausstattung
der sozialen Infrastruktur und eine konsequente Armutsbekämpfung",
sagte in der Debatte die Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, Sabine
Boeddinghaus. "Die Fachkräfte brauchen gute Arbeitsbedingungen und die
Kinder, Jugendlichen und ihre Eltern brauchen echte
Beteiligungsstrukturen - das fordert der Abschlussbericht ganz klar
ein. Die Arbeit geht also jetzt erst richtig los im Sinne der Rechte
der Kinder auf Schutz, Förderung und Beteiligung!"

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 30. Januar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4645: Unhaltbare Zustände in den Ausländerbehörden sofort beheben (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 30. Januar 2019

Unhaltbare Zustände in den Ausländerbehörden sofort beheben!



Die unhaltbaren Zustände in den bezirklichen Ausländerbehörden
thematisiert DIE LINKE heute in der Aktuellen Stunde der Hamburgischen
Bürgerschaft. "Wenigstens gesteht der Senat inzwischen ein, dass die
Situation untragbar ist: extrem lange Wartezeiten, oft vergeblichen
Anstehen, zum Teil in winterlicher Kälte, katastrophales
Terminmanagement, überlastete Mitarbeiter_innen und ein hoher
Krankenstand sind seit langem an der Tagesordnung", sagte in der
Debatte Christiane Schneider, innenpolitische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE. "Der Senat hat die Entwicklung 2015/2016 verschlafen. Er
hat es versäumt, die bezirklichen Ausländerämter rechtzeitig auf die
wachsende Zahl von Menschen ohne deutschen Pass und von zu
erbringenden Dienstleistungen einzustellen. Jetzt ist es sehr viel
schwerer, Abhilfe zu schaffen, denn Fachkräfte sind bundesweit
Mangelware."

DIE LINKE fordert als Sofortmaßnahmen eine Evaluation im Sinne
serviceorientierter Verbesserungen in allen Ausländerämtern, die
schnelle Verbesserung des Terminmanagements und die Erleichterung der
Wartesituation zum Beispiel durch frühere Öffnung der Wartezonen oder
beheizte Container sowie warme Getränke.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 30. Januar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4644: Brexit ist Ausdruck einer tiefen Krise der EU (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 30. Januar 2019

"Brexit ist Ausdruck einer tiefen Krise der EU"



An der Seite der britischen Bürger_innen in Hamburg auch bei einem
"harten Brexit" sehen sich die Grünen in der heutigen Aktuellen Stunde
der Hamburgischen Bürgerschaft. "Wer den Menschen in der EU und in
Großbritannien wirklich helfen will, muss alles dafür tun, den 'No
Deal'-Austritt zu verhindern", sagte in der Debatte Martin Dolzer,
europapolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE. "Gerade die
Verantwortlichen aus der Bundesrepublik könnten mit ihrer
Machtposition innerhalb der EU dafür wirken, den Briten ein 'Come
back, you are welcome, we are amenable to compromise' zuzurufen oder
zumindest dafür, die Artikel 50-Periode über den 30. März hinaus zu
verlängern."

Zudem müsse analysiert und benannt werden, dass der Brexit Ausdruck
einer tiefen Krise der EU sei, so Dolzer: "Insbesondere die
asymmetrische Machtverteilung zugunsten der Bundesrepublik und
Frankreich, die mangelnde Impulskompetenz des Europaparlaments und der
Sparzwang durch die Austeritätspolitik bringen die EU an den Rand
eines Abgrunds. Wer diese gefährliche Krise überwinden will, muss die
EU verändern und auf Grundlage eines neuen Vertrags friedlich,
demokratischer und sozialer gestalten."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 30. Januar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3260: SPD-Landtagsfraktion spricht Vorstand das Vertrauen aus (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 30. Januar 2019

SPD-Landtagsfraktion spricht Vorstand das Vertrauen aus



Im Rahmen ihrer Klausurtagung in Wismar hat die SPD-Landtagsfraktion
turnusgemäß ihren Vorstand neu gewählt.

Die Abgeordneten sprachen in geheimer Wahl den bisherigen
Vorstandsmitgliedern das Vertrauen aus. So wurde Thomas Krüger mit 13
Stimmen erneut zum Fraktionsvorsitzenden gewählt, ebenso wie Jochen
Schulte, der mit 11 Stimmen weiterhin das Amt des parlamentarischen
Geschäftsführers bekleidet. Stimmberechtigt waren 18 Abgeordnete. Zu
Stellvertretern wurden erneut Susann Wippermann (13 Stimmen), Martina
Tegtmeier (14 Stimmen), Andreas Butzki (11 Stimmen) und Tilo Gundlack
(15 Stimmen) gewählt. Stimmberechtigt waren in diesem Wahlgang 20
Abgeordnete. Thomas Krüger bedankte sich im Anschluss an die Wahl bei
den Abgeordneten für das ausgesprochene Vertrauen, man werde als
Vorstand intensiv weiterarbeiten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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RHEINLAND-PFALZ/5049: Rheinland-Pfalz ist beim Straßenbau auf der Überholspur (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
30.01.2019

Rheinland-Pfalz ist beim Straßenbau auf der Überholspur

Investitionen in Bundesfernstraßen erneut auf Rekordniveau



Auf Antrag der FDP-Fraktion hat der rheinland-pfälzische Landtag heute
über die Investitionen in den Straßenbau debattiert. Dazu sagt der
verkehrspolitische Sprecher der FDP-Fraktion im Landtag
Rheinland-Pfalz, Steven Wink:

"Bei den Investitionen in den Straßenbau haben wir im Jahr 2018 erneut
unsere eigenen Rekorde gebrochen. So wurden zuletzt insgesamt 444,44
Millionen Euro in die Autobahnen und Bundesstraßen in Rheinland-Pfalz
investiert. Damit haben wir den bisherigen Rekordwert aus dem Jahr
2017 um satte 40 Millionen Euro übertroffen. Im Vergleich zum Jahr
2015 wurden die Investitionen gar um rund 107 Millionen Euro erhöht.

Neben den Investitionen im Bereich der Fernstraßen haben wir auch die
Landesstraßen fest im Blick. In den Jahren 2019 und 2020 haben wir
insgesamt 250 Millionen Euro für das Landesstraßenbauprogramm
bereitgestellt.

Diese Summen belegen, dass wir den Ausbau, Erhalt und Neubau unserer
Straßen mit größtem Ehrgeiz vorantreiben. Es zeigt sich, dass auf die
Freien Demokraten und die Landesregierung Verlass ist. Wir haben
versprochen, dem Straßenbau in Rheinland-Pfalz eine neue Bedeutung zu
verleihen. Die Investitionen in die Infrastruktur zeugen davon, dass
wir liefern.

Um unsere ambitionierten Ziele zu realisieren, haben wir die Zahl der
Ingenieurinnen und Ingenieure beim Landesbetrieb Mobilität deutlich
erhöht. Damit sorgen wir dafür, dass alle Bauvorhaben zügig geplant
und schnell umgesetzt werden können. Rheinland-Pfalz ist beim
Straßenbau auf der Überholspur. Wir bewegen das Land."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Januar 2019

FDP Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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RHEINLAND-PFALZ/5048: Es braucht Wissen und Haltung, um für die Demokratie zu kämpfen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
30.01.2019

Brück: Es braucht Wissen und Haltung, um für die Demokratie zu kämpfen



In der Debatte zur heutigen Regierungserklärung "Demokratie macht
Schule" erklärte die bildungspolitische Sprecherin der SPD-Fraktion,
Bettina Brück: "Angesichts der spaltenden Tendenzen in Deutschland und
Europa muss Demokratiebildung weiter gestärkt, Erinnerungskultur
wachgehalten und Europa noch intensiver erfahrbar gemacht werden.
Demokratie ist mehr als nur eine Regierungsform. Demokratie ist eine
Gesellschaftsform, eine Frage wie wir miteinander umgehen wollen, wie
wir das Bewusstsein in unserer Gesellschaft bilden. Wir dürfen
Demokratie nicht als selbstverständlich ansehen: Wir müssen uns jeden
Tag neu um ein demokratisches Miteinander bemühen - dazu bedarf es
Wissen und Haltung, die wir fördern wollen und werden."

Brück betont: "Drei Themen, die untrennbar miteinander verbunden sind,
stehen im Fokus: Erstens müssen wir die Erinnerung an das dunkelste
Kapitel deutscher Geschichte als Mahnung wachhalten, damit sich die
Gräueltaten des Nationalsozialismus nie wiederholen.
Geschichtsrevisionistische Tendenzen und Aussagen à la Höcke oder
Gauland sind in aller Klarheit zurückzuweisen. Zweitens müssen wir in
der Bevölkerung und vor allem bei Schülerinnen und Schülern eine
Haltung fördern, die sich an Menschenwürde, Menschenrechten und
Chancengerechtigkeit orientiert. Es geht darum, ein kritisches
Urteilsvermögen zu fördern, so dass rassistische und
menschenverachtenden Tendenzen rechtzeitig erkannt werden und ihnen
entschieden entgegen getreten wird. Drittens müssen wir den
europäischen Gedanken vertiefen und die europäische Einigung
voranbringen. So kann verdeutlicht werden, welchen Wert friedliche
Konfliktlösungen, Gemeinschaft über Nationen hinweg, Frieden und
Freiheit haben."

Brück lobte die von Bildungsministerin Stefanie Hubig angekündigten
Änderungen: "Die Ankündigung, den Sozialkundeunterricht um zwei
Wochenstunden auszubauen, ist von zentraler Bedeutung. Überdies werden
etwa auch in der Oberstufe alle Schülerinnen und Schüler Sozialkunde
haben müssen - bisher war das je nach Fächerkombination nicht der
Fall. So können wir alle jungen Menschen nachhaltiger für Politik und
politische Zusammenhänge begeistern. Dass jede Schülerin und jeder
Schüler mindestens einmal in seiner Schulzeit eine Gedenkstätte oder
einen Gedenkort besucht oder mit Zeitzeugen gesprochen haben soll, ist
richtig. Es ist daher gut, dass über eine neue Richtlinie die heute
schon bestehenden Möglichkeiten für schulische Projekte vergrößert
werden. Folgerichtig und konsequent ist auch, dass die pädagogische
Gedenkarbeit in den Schulen künftig personell über das Pädagogischen
Landesinstitut besser unterstützt und dass das Thema in die
Lehramtsausbildung für alle angehenden Lehrerinnen und Lehrer
aufgenommen wird."

Brück sagt weiter: "Wir als Parlamentarier sollten weiterhin als gute
Vorbilder vorneweg gehen. Ich rege an, dass wir bald eine Sitzung des
Bildungsausschusses in einer unserer KZ-Gedenkstätten in Osthofen oder
Hinzert abhalten, um vor Ort zu erfahren, welche Bildungsarbeit am
besten angenommen wird. Wir sind davon überzeugt, dass wir unsere
Demokratiebildung stetig weiter entwickeln müssen. In diesem Sinne
soll gute und beitragsfreie Bildung immer Hebamme demokratischer
Haltungen und Prinzipien sein."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Januar 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz
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RHEINLAND-PFALZ/5047: Gemeinsam für mehr Demokratiebildung (Landtag Rheinland-Pfalz)


Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 30. Januar 2019

Landtagspräsident: Gemeinsam für mehr Demokratiebildung

Hendrik Hering lobt Initiative der Bildungsministerin



Zur heutigen Regierungserklärung von Bildungsministerin Stefanie Hubig
"Demokratie macht Schule: Rheinland-Pfalz stärkt Demokratiebildung,
Erinnerungskultur und europäisches Miteinander" teilt
Landtagspräsident Hendrik Hering mit:

"Die heutige Regierungserklärung von Bildungsministerin Stefanie Hubig
zeigt: bei der Demokratiebildung für junge Menschen gehen Regierung
und Landtag in Rheinland-Pfalz Hand in Hand voran. Das ist bei diesem
wichtigen Thema auch geboten. Ich freue mich sehr, dass das
Maßnahmenpaket für die Demokratiebildung des Ministeriums auch die
außerschulischen Projekte und damit auch die Initiativen des Landtags
in diesem Bereich fördert und unterstützt. Als außerschulischer
Lernort wollen wir als Landtag dabei nicht nur über demokratische
Spielregeln informieren, sondern mit altersgerechten Programmen für
die Demokratie begeistern.

Ich bin überzeugt: mit politischer Bildung und Demokratieerziehung
können wir in der Schule nicht früh genug beginnen. Das Erlernen
demokratischer Spielregeln und des respektvollen Umgangs miteinander
ist ein fortlaufender Prozess.

Eine Rückmeldung, die wir bei unseren verschiedenen Programmen immer
wieder von jungen Menschen erhalten haben war: Wir wollen mehr
Sozialkunde-Unterricht! Auch diese Forderung der Jugendlichen findet
nun im Maßnahmenpaket des Bildungsministeriums Verwirklichung. Junge
Menschen interessieren sich für Politik. Dies belegen nicht nur
Umfragen, sondern auch Bewegungen wie "Pulse of Europe" oder ganz
aktuell die Schüler-Demonstrationen "Fridays for future", bei denen
seit Dezember Schülerinnen und Schüler für wirksame Maßnahmen gegen
den Klimawandel auf die Straßen gehen.

Ich danke Bildungsministerin Stefanie Hubig deshalb dafür, dass sie
diesem Interesse gerecht wird. Ihre heute vorgestellten Initiativen
tragen maßgeblich dazu bei, unsere freiheitliche Demokratie zu stärken
und dafür zu sensibilisieren, dass jede und jeder von uns
Verantwortung für sie trägt.

Ebenso ausdrücklich begrüße ich das Vorhaben, dass jeder Schüler und
jede Schülerin in Rheinland-Pfalz mindestens einmal im Schulleben
einen Ort des Gedenkens an die Verbrechen des Nationalsozialismus
besucht haben soll. Dass dies notwendig ist, hat die bewegende
Gedenkveranstaltung am 27. Januar im Landtag erneut gezeigt. Wenn es
keine Zeitzeugen mehr gibt, die von den grausamen Verbrechen der Nazis
berichten können, brauchen wir verstärkt authentische, nachhaltige und
eindrückliche Formen des Gedenkens. Der verpflichtende Besuch einer
Gedenkstätte stellt für mich eine solche Form dar."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Januar 2019

Landtag Rheinland-Pfalz
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SAARLAND/2633: Bund kann Polizei und Justiz nicht im Regen stehen lassen (SPD)


SPD-Fraktion im Landtag des Saarlandes - Pressemitteilung vom 30. Januar 2019

Pauluhn: Bund kann Polizei und Justiz nicht im Regen stehen lassen

"Pakt für den Rechtsstaat" darf nicht zur Nullnummer verkommen!



Zum "Nein" der Bundesregierung zur Finanzierung von mehr
Polizeistellen im Saarland erklärt der Fraktionsvorsitzende der
SPD-Landtagsfraktion, Stefan Pauluhn:

"Die im Koalitionsvertrag des Bundes genährten Hoffnungen auf einen
Personalaufwuchs bei unseren Sicherheits- und Justizbehörden haben
einen gehörigen Dämpfer bekommen. Dabei ist ein funktionierender
Rechtsstaat für den Zusammenhalt in der Bevölkerung und die innere
Sicherheit so immens wichtig. Eine personell gut aufgestellte Polizei
ist eine motivierte Polizei."

Diese Hoffnungen dürfe man nicht mit vagen Äußerungen und leeren
Versprechungen enttäuschen. Gleiches gelte auch für unsere Richter,
Justiz- und Justizvollzugsbediensteten, führt Pauluhn weiter aus.

"Unser Innen- und Justizministerium sind jetzt gut beraten, an dieser
Stelle nicht locker zu lassen und nochmal deutliche Forderungen
Richtung Berlin zu formulieren", so Pauluhn abschließend.

 * 

Quelle:

SPD-Fraktion im Landtag des Saarlandes

Franz-Josef-Röder-Straße 7, 66119 Saarbrücken
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2238: Missbrauch in Heimen und Kliniken (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 04 / Dezember 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Opfer berichten von Schlägen und Elektroschocks

Missbrauch in Heimen und Kliniken



Tausende Menschen wurden in deutschen Kinderheimen, psychiatrischen
Kliniken und Behinderteneinrichtungen in den Jahrzehnten nach dem
Zweiten Weltkrieg misshandelt - unter staatlicher und kirchlicher
Obhut. Im Norden geschah dies beispielsweise in Schleswig und
Glückstadt. Das Schicksal der Opfer blieb lange unbeachtet. Ende
November boten Sozialausschuss und Sozialministerium den Betroffenen
ein Forum, um einer breiten Öffentlichkeit von ihren Erfahrungen zu
berichten und um Forderungen an Politik und Gesellschaft zu
formulieren.


Sieben ehemalige Heimkinder und Patienten ergriffen im
Plenarsaal das Wort, und ihre Schilderungen schockieren. Sie
berichteten von sexuellen Übergriffen, von Faustschlägen ins Gesicht
und Tritten in den Magen durch Pflegr und Jugendamtsmitarbeiter, von
Elektroschocks, vom Untertauchen in eiskaltes oder kochend heißes
Wasser, von Fesselungen, von Isolation im "Besinnungsstübchen", von
verschimmeltem Essen. Einige Kinder überlebten die Misshandlungen
nicht. Medikamente, etwa hochdosierte Beruhigungsmittel, seien
gewaltsam verabreicht worden, als Test für die Pharma-Industrie.

Bund, Länder und die großen Kirchen haben Anfang 2017 die Stiftung
"Anerkennung und Hilfe" gegründet. Betroffene können bis zu 9.000 Euro
Entschädigung beantragen. Weitere 5.000 Euro können gezahlt werden,
wenn Heimbewohner arbeiten mussten, ohne dass dafür Rentenbeiträge
entrichtet wurden. Ansprechpartner in Schleswig-Holstein ist das
Landesamt für soziale Dienste in Neumünster. Die Stiftung stieß bei
mehreren Geschädigten auf Kritik: Es sei entwürdigend, dass
komplizierte Formulare ausgefüllt und Zeugen benannt werden müssten.
Zudem sei die Antragsfrist zu kurz. Betroffene müssten sich bis Ende
2019 melden, sonst verfalle ihr Anspruch. Dieser Termin müsse um drei
Jahre verlängert werden, so eine Forderung. Auch sei die
Entschädigungssumme eine "Verhöhnung" der Opfer, die "ein zerstörtes
Leben" führen müssten. Der Staat, die Kirchen und die Pharma-Konzerne
kämen billig davon und müssten keine tiefgreifenden Konsequenzen
fürchten.

Sozialminister Heiner Garg (FDP) kündigte die wissenschaftliche
Aufarbeitung der Medikamentenversuche in Schleswig-Holstein an. Eine
Studie der Uni Lübeck soll 2020 vorliegen. "Wir können durch die
öffentliche Aufarbeitung dazu beitragen, dass Betroffene Gehör und
Wertschätzung finden", so Garg. Werner Kalinka, Vorsitzender des
Sozialausschusses, wandte sich an die Opfer: "Diese Tagung wird nicht
das Ende der Beratungen sein, sondern ein weiterer Anstoß, nach Wegen
für mehr Gerechtigkeit zu suchen."

 * 

Quelle:

Der Landtag, Nr. 4 / Dezember 2018, S. 13

Mit freundlicher Genehmigung des Herausgebers:
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LATEINAMERIKA/1856: Vorwahlen in Bolivien (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Vorwahlen in Bolivien



(La Paz, 30. Januar 2019, amerika21) - Am 27. Januar haben zum ersten
Mal in der Geschichte Boliviens parteiinterne Vorwahlen stattgefunden,
bei denen neun politische Organisationen ihre Kandidat*innen für die
Präsidentschaft und die Vize-Präsidentschaft bestimmten. Sie verliefen
ohne Zwischenfälle und waren von einer geringen Beteiligung
gekennzeichnet. Von insgesamt 1,6 Millionen registrierten
Parteimitgliedern hatten sich lediglich 25 Prozent beteiligt. Dennoch
sprach die Präsidentin des Obersten Wahltribunals von Bolivien (TSE),
María Eugenia Choque, von einem "demokratischen Fest". Vertreter*innen
der Institution erklärten die geringe Partizipation mit der
Freiwilligkeit der Stimmabgabe im Gegensatz zu Präsidentschafts- und
Parlamentswahlen. Laut dem bolivianischen Parteiengesetz reicht
bereits eine positive Stimme eines Parteimitglieds in den Vorwahlen,
damit die registrierten Kandidaten an den Präsidentschaftswahlen im
Oktober 2019 teilnehmen können. In jeder Partei stand lediglich ein
Kandidat*innen-Duo zur Wahl.

Die Kandidaten der Regierungspartei Bewegung zum Sozialismus (MAS),
der amtierende Präsident Evo Morales und sein Vizepräsident
Álvaro García Linera, erhielten [1] 406.301 Stimmen, was etwas
mehr als 41 Prozent der registrierten Parteimitglieder entspricht.
Bemerkenswert ist der hohe Anteil an ungültigen Stimmen und
Enthaltungen, die zusammen auf rund zehn Prozent kamen. Die Opposition
wertete dieses Resultat als "mangelnde Unterstützungsbereitschaft der
Parteibasis für die illegale Aufstellung" von Morales und García
Linera, die ihre Kandidatur zurückziehen sollten. Der amtierende
Kommunikationsminister der Regierung hingegen betonte, dass die MAS
"weiterhin eine der Parteien Lateinamerikas ist, die im Verhältnis zum
offiziellen Wähler*innenverzeichnis die höchste Anzahl an
Parteimitgliedern aufweist".

Die beiden aussichtsreichsten Oppositionsbündnisse hatten die
Einführung der Vorwahlen scharf kritisiert und zum Boykott aufgerufen,
um ein Zeichen des Protestes gegen die Nominierung des Duos
Morales/García Linera zu setzen. Nicht einmal sieben Prozent aller
Mitglieder der Allianz Bolivien sagt Nein stimmten ab. Auch die
Mitglieder der Allianz Bürgergemeinschaft folgten dem Boykott-Aufruf
von Ex-Präsident Carlos Mesa und seinem damaligen Minister für
nachhaltige Entwicklung Gustavo Pedraza. Nicht einmal sechs Prozent
der Parteimitglieder gaben ihre Stimme ab. Die verbleibenden sechs
Oppositionsparteien folgten diesem Trend [1].

Erklärtes Ziel der Opposition war es, lediglich das notwendige Minimum
an Stimmen zu erreichen, um an den Präsidentschaftswahlen teilnehmen
zu können. Nach ihrer Meinung hätten Morales und García Linera
ausgeschlossen werden müssen, denn der Artikel 168 der Verfassung legt
fest, dass der Präsident und sein Vize lediglich einmal wiedergewählt
werden dürfen. Bei einem Referendum am 21. Februar 2016 stimmte eine
knappe Mehrheit der Bevölkerung gegen eine Verfassungsänderung und
damit gegen eine erneute Kandidatur Morales'. Durch einen
darauffolgenden Entscheid des Verfassungsgerichts wurde jedoch die
unbegrenzte Wiederwahl bei Präsidentschafts-, Parlaments- und
Regionalwahlen erlaubt. Entsprechend ließ die Oberste Wahlbehörde die
Beteiligung des amtierenden Regierungsgespanns an den Vorwahlen zu.
Das Urteil stieß bei der Opposition und Teilen der Gesellschaft auf
Ablehnung.


Anmerkung:


[1] https://trep.oep.org.bo/#
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LATEINAMERIKA/1855: Brasilien - Nur noch drei Staatsbetriebe!? (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien: Nur noch drei Staatsbetriebe!?



(Montevideo, 30. Januar 2019, la diaria) - Salim Mattar, Geschäftsmann
und Sekretär für Privatisierung in der Regierung von Jair Bolsonaro,
gibt an, dass der Präsident angeordnet habe, nur drei staatliche
Unternehmen zu halten: Das Erdölunternehmen Petrobras und die
Finanzinstitute Banco do Brasil und Caixa Econômica Federal. "Wir
haben bereits die Unterstützung des Präsidenten, dass nur diese drei
Unternehmen übrig bleiben sollen. Wir werden alle
Tochtergesellschaften verkaufen", bekräftigte Mattar in der
Tageszeitung Folha de São Paulo. Der Sekretär nannte zwar
keinen Zeitpunkt für die Privatisierungen, aber er sagte, dass sich
diese Unternehmen in den kommenden vier Jahren von ihrem Vermögen
trennen und ihre Aktivitäten zurückfahren sollen.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/brasilien-nur-noch-drei-staatsbetriebe/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





LATEINAMERIKA/1854: Brasilien - Politiker verlässt wegen Morddrohungen das Land (poonal)
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Brasilien: Politiker verlässt wegen Morddrohungen das Land
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Jean Wyllys

Foto: Mídia NINJA from Brasil

[CC BY-SA 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0)], via
Wikimedia Commons



(São Paulo, 24. Januar 2019, Brasil de Fato) - Nachdem in den
Untersuchungen zum Mord an Marielle Franco Verbindungen in die Kreise
des Präsidenten Bolsonaro hergestellt werden konnten, kündigte der
Bundesabgeordnete Jean Wyllys die Niederlegung seines Amts an und
beschloss, das Land zu verlassen: "Ich will auf mich aufpassen und am
Leben bleiben".

Bereits drei Mal wurde Jean Wyllys für die Partei für Sozialismus und
Freiheit PSOL (Partido Socialismo e Liberdade) in Rio de Janeiro in
die Abgeordnetenkammer gewählt. Am 25. Januar kündigte er an, sein Amt
niederzulegen und das Land zu verlassen. Er sagte, er habe nicht die
Absicht zurückzukehren und werde sich im Ausland dem akademischen
Leben widmen. Wyllys, der seit der Ermordung seiner Parteikollegin
Marielle Franco im März 2018 unter Polizeischutz lebt, berichtete,
dass die Morddrohungen gegen ihn, die er schon vor Marielles Tod
erhalten hatte, in der letzten Zeit zugenommen hätten. "Es entsetzt
mich zu wissen, dass die Ehefrau und die Mutter des Auftragsmörders
Angestellte des Präsidentensohns waren", sagt Wyllys gegenüber der
Tageszeitung Folha de S. Paulo. "Der Präsident, der mich diffamiert,
mich öffentlich beleidigt und sich mir gegenüber immer homophob
geäußert hat. Das ist einfach keine sichere Umgebung für mich."

Wyllys stammt aus Bahia, sein Lebensmittelpunkt befand sich zuletzt
jedoch in Rio de Janeiro. Der offen schwul lebende Abgeordnete war der
erste, der Themen zu LGBT-Personen auf den Plan des Nationalkongresses
brachte. Damit zog er den Zorn konservativer Gruppen auf sich.
Kürzlich gewann Wyllys einen Prozess wegen Diffamierung gegen den
Bundesabgeordneten Alexandre Frota, der ihn in den Sozialen Medien als
Befürworter von Pädophilie verleumdet hatte.


"Wir haben viel für das Allgemeinwohl getan. Und wir werden
noch mehr tun, wenn eine neue Zeit anbricht"

"Das bedrohte Leben zu schützen, ist auch eine Strategie im Kampf für
bessere Zeiten. Wir haben viel für das Allgemeinwohl getan. Und wir
werden noch mehr tun, wenn eine neue Zeit anbricht. Danke an euch
alle, von ganzem Herzen. Alles Gute", verkündete der Politiker auf
Twitter. An seine Stelle tritt der Journalist und Stadtrat David
Miranda. Dieser erreichte etwa 15.000 Stimmen - zweitausend weniger
als Wyllys. Miranda beschreibt sich selbst als "schwarz, aus der
Favela stammend und ersten LGBT-Stadtrat in Rio de Janeiro, der sich
für Medienfreiheit und Tierrechte einsetzt". Mirandas Stelle im
Stadtrat wird durch Marcos Paulo ersetzt, der ebenfalls der PSOL
angehört.


Solidarität

Kolleg*innen der PSOL und anderer Parteien im Kongress solidarisieren
sich öffentlich mit Wyllys. Die Fraktion der Arbeiterpartei (PT)
reichte am 24. Januar eine schriftliche Aufforderung zur Untersuchung
der Drohungen durch die zuständigen Organe ein. Diese hatte der
Fraktionsvorsitzende Paulo Pimenta (PT) unterzeichnet. Die Partei
versteht die Drohungen gegen Wyllys als "Nötigung, nicht nur dieses
Abgeordneten der PSOL, sondern aller Menschenrechtsverteidigerinnen
und -verteidiger, egal ob mit oder ohne Mandat".


Übersetzung: Nadine Weber
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BERUF/1911: Auswertung zur beruflichen Anerkennung bei der Fachkräfte-Einwanderung (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 30.01.2019

Noch Luft nach oben - BIBB-Auswertung zur beruflichen Anerkennung bei der
Fachkräfte-Einwanderung



Fachkräfte, die keine EU-Bürger/-innen sind und zu Erwerbszwecken nach
Deutschland kommen möchten, müssen in der Regel schon vor der Einreise
einen Antrag auf Anerkennung ihrer beruflichen Qualifikationen stellen.
Eine Untersuchung des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) zeigt auf,
dass die Anerkennung bei der Antragstellung aus dem Ausland bereits gut
funktioniert. Es bleibt aber aus Sicht der beteiligten Akteure noch Luft
nach oben.

Von 2012 bis 2017 sind in der amtlichen Statistik 13.149 Anträge zu
bundesrechtlich geregelten Berufen verzeichnet, die aus dem Ausland
gestellt wurden - sogenannte Auslandsanträge. Die meisten dieser Anträge
(69 %) stammten aus der EU beziehungsweise dem Europäischen
Wirtschaftsraum oder der Schweiz, 31 Prozent aus einem Drittstaat. Ebenso
wie bei Inlandsanträgen kommen die zuständigen Stellen bei der
Gleichwertigkeitsprüfung auch hier überwiegend zu positiven Ergebnissen,
sei es in Form einer vollen oder teilweisen Gleichwertigkeit. So wurde im
Jahr 2017 bei insgesamt 1.701 Anträgen aus Drittstaaten zu 58 % eine volle
Gleichwertigkeit festgestellt, bei EU-Abschlüssen waren es bei 1.368
Anträgen sogar 88 %, wobei der weit überwiegende Anteil aller Anträge auf
den Gesundheitsbereich entfällt. In vielen Fällen wurde somit eine
Grundlage für qualifizierte Erwerbsmigration geschaffen. Zum Teil
absolvieren die Fachkräfte hierfür vorab Anpassungsqualifizierungen in
Deutschland.

Die vom Anerkennungsmonitoring im BIBB für die Untersuchung geführten
Interviews mit beteiligten Akteuren weisen aber auch darauf hin, wo der
Hebel künftig angesetzt werden sollte: von der Vielzahl zuständiger
Stellen mit ihren jeweils unterschiedlichen Anforderungen, dem nicht immer
einfachen Nachweis der örtlichen Zuständigkeit, den teilweise langen
Wartezeiten bis hin zur Schwierigkeit, in einigen Berufen geeignete
Anpassungsqualifizierungen zu finden. Auch im Einwanderungsprozess
insgesamt zeigt sich Optimierungspotenzial: Das Spektrum reicht von der
Ansprache über die Vorbereitung, die Visa-Erteilung, die berufliche
Anerkennung bis hin zur Integration in Deutschland.

Die BIBB-Untersuchung belegt zudem, dass sich die an Anerkennung
gekoppelte Einwanderung je nach Ausgangslage und Begleitumständen
unterschiedlich zügig vollzieht. Als hilfreich für diesen Prozess
erweisen sich sowohl staatliche Vermittlungsprojekte - zum Beispiel der
Bundesagentur für Arbeit - als auch private Vermittler. Eine
Beschleunigung des Prozesses beginnt mit einer guten Beratung und
entsprechender Vorbereitung der Unterlagen und setzt sich mit kürzeren
Wartezeiten bei Visastellen sowie beim direkten Kontakt zu zuständigen
Stellen fort.

Bei Anträgen aus dem Ausland werden der BIBB-Untersuchung zufolge unter
anderem einheitliche Anforderungen an die einzureichenden Unterlagen und
die Sprachniveaus angemahnt. Als hilfreich wird auch die Einrichtung einer
zentralen Stelle gesehen, die eine Weiterleitung der Anträge an dann
zuständige Stellen gewährleistet, ebenso wie eine zunächst elektronische
Antragstellung mit Nachreichen nötiger Belege zu einem späteren Zeitpunkt.



Zum Hintergrund: Das Anerkennungsgesetz des Bundes trat 2012 in Kraft, um
zum einen die Integration bereits in Deutschland lebender Personen mit
ausländischen Abschlüssen zu verbessern und zum anderen die Einwanderung
vor allem in Berufe mit ausgeprägten Fachkräfteengpässen zu stärken. Das
Anerkennungsmonitoring im BIBB begleitet im Auftrag des Bundesministeriums
für Bildung und Forschung (BMBF) die Umsetzung des Gesetzes.

Ausführliche Informationen bietet der Fachbeitrag "Berufliche Anerkennung
im Einwanderungsprozess - Stand und Herausforderungen bei der
Antragstellung aus dem Ausland. Ergebnisse des
BIBB-Anerkennungsmonitorings". Er kann als vorläufige Fassung unter
www.bibb.de/anerkennung-einwanderungsprozess kostenlos heruntergeladen
werden. Die Endfassung steht voraussichtlich ab April 2019 zur Verfügung.
Statistische Auswertungen zu den 13.149 Auslandsanträgen sind in einem
weiteren BIBB-Fachbeitrag "Anerkennung ausländischer
Berufsqualifikationen: Anträge aus dem Ausland im Spiegel der amtlichen
Statistik. Ergebnisse des BIBB-Anerkennungsmonitorings" veröffentlicht.
Die vorläufige Fassung kann ebenfalls kostenlos unter
www.bibb.de/anerkennung-auslandsantraege heruntergeladen werden.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 30.01.2019
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MARKT/2271: Ökologisierung des Mainstreams oder Konventionalisierung der Ökos? (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 426 - November 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Ökologisierung des Mainstreams oder Konventionalisierung der Ökos?


von Claudia Schievelbein



Veränderung ist wohl auch im Zusammenhang mit der nun vertraglich
beschlossenen und veröffentlichten Zusammenarbeit vom Bio-Anbauverband
Bioland und einem der beiden großen Discounter im
Lebensmitteleinzelhandel - Lidl - das meist benutzte Wort. In einer
sich verändernden Welt geraten Dinge in Bewegung. Und Dinge kommen
zusammen, die noch vor 15, 20 Jahren kaum jemand für zusammen gangbar
gehalten hätte. Speziell unter den Discountern herrscht ein
erheblicher Konkurrenzdruck - auch durch den wachsenden Onlinehandel -
um eine Verbraucherschaft, die zwar immer weniger selber kocht, aber
immer genauer wissen will, wo die Lebensmittel im Supermarktregal
herkommen und wie sie erzeugt werden. Bislang bedienten gerade die
Discounter ausschließlich das Bedürfnis der Kunden nach niedrigen
Preisen. Nicht, dass dieser Aspekt nun unwichtig geworden wäre, aber
ein zunehmender Teil der Gesellschaft - oft werden diese Entwicklungen
mit den sogenannten Millennials verbunden, der jetzt erwachsenen
Generation der von 1980 bis 2000 geborenen - räumt anderen Aspekten
einen ebenso großen oder größeren Stellenwert ein. Gleichzeitig gibt
es in der Landwirtschaft aus im Wesentlichen zwei Motivationen heraus
- schlechte konventionelle Erzeugerpreise und wachsende
gesellschaftliche Kritik an der Art der konventionellen Erzeugung -
ein großes Interesse an neuen landwirtschaftlichen Wegen.

Anspruch umzugestalten

Einer davon, den seit einigen Jahren zunehmend Betriebe beschreiten,
ist die Umstellung auf ökologischen Landbau. Parallel - so formuliert
es auch Jan Niessen von der TH Nürnberg, der zuvor als Bioländer über
weite Strecken bei den Verhandlungen mit Lidl dabei war - lässt sich
in den vergangenen Jahren ein Politikversagen beobachten dahingehend,
dass gesellschaftlich gewünschte Veränderungen in der Landwirtschaft
bzw. der Nutzung oder dem Schutz der natürlichen Ressourcen nicht über
einen verbindlichen Rechtsrahmen eingeleitet würden. Der Handel sage
dann einfach: "Wir machen es selber", so Niessen. Lidl ist auf Bioland
zugekommen, zwei Jahre wurde verhandelt, schließlich ein Vertrag
geschlossen, der Fair-play-Regeln und eine Ombudsstelle zur
Schlichtung von eventuellen Streitfällen beinhaltet. Bioland-Präsident
Jan Flagge betont in zahlreichen Interviews die große Ernsthaftigkeit,
mit der die Lidl-Vertreter den Bioländern begegnet seien. Im Verband
wurde ebenfalls gesprochen, auch gerungen, schließlich von der
Bundesdelegiertenversammlung festgelegt, dass unter Einhaltung
bestimmter Werte und Prinzipien mit allen Vertretern des Handels
gesprochen werden soll, nicht nur wie bislang mit dem
Naturkost-Fachhandel. "Natürlich wird da jetzt Neuland betreten, aber
es gibt keine andere Option, wenn wir den Anspruch haben, die
Landwirtschaft umzugestalten", sagt Niessen, "der entscheidende Dreh
ist, aufzupassen, dass man nicht so endet wie der Bauernverband und
nur noch den Industrieinteressen hinterherläuft." Wenn jetzt auf den
Naturkosthandel gepocht werde, werde verkannt, dass der Fachhandel
eben immer nur einen geringen Teil des Marktes bedienen könne.

Viel Gesprächskultur

Bioland sei ein Verein von Bauern und Bäuerinnen, die sich Hilfe zur
Selbsthilfe auf die Fahnen geschrieben hätten. Das sei wichtig, um den
vermeintlich übermächtigen Handelspartnern organisiert
gegenüberzutreten, so Niessen. "Es gibt das positive Beispiel aus
Südtirol, da arbeiten die Erzeuger schon seit Jahren in
Genossenschaften mit dem Handel zusammen - und reden auf Augenhöhe."
Er sieht als wichtigsten Fortschritt in dem Vertrag zwischen Lidl und
Bioland die Tatsache, dass heimische Erzeuger nicht mehr so leicht
austauschbar sind wie bislang. Denn: Schon seit Jahren liefern
Bioland-Bauern und andere Verbandsbetriebe in den großen Absatzkanal
Discounter, ohne dass die Ware als solche ausgelobt würde. Das ist
auch der Hauptgrund, warum Monika Tietke, Geschäftsführerin des
Biokartoffelerzeugervereins BKE, den Deal sehr positiv sieht. Gerade
bei Kartoffeln brauchte es in den vergangenen Jahren viel
Gesprächskultur, um unter dem Druck günstigerer Auslandsware dem
Handel einen anderen Umgang nahezubringen. Tietkes Erfahrung ist, dass
überall Menschen sitzen können, die gut oder schlecht agieren, im
Naturkosthandel wie im konventionellen LEH, bei den Abpackbetrieben
wie auch unter den Bauern. Viel laufe eben über persönliche
Beziehungen, das Entwickeln von Verständnis für den Partner und seine
Position. Vor sechs Jahren verschenkten BKE-Mitgliedsbetriebe vor
Lidl- und Aldi-Filialen ihre Kartoffeln im Frühjahr, weil die
Discounter dem vermeintlichen Kundenwunsch nach neuen Kartoffeln
entsprechend Ware aus Ägypten und Israel importierten, obwohl die
Lager hier noch voll waren. Das sei heute kein Thema mehr, nicht nur
weil Regionalität überall auf der Agenda stehe, sondern weil es
gebündelte Erzeuger in diesem intensiven Austausch mit dem LEH und
seinem Wunsch nach Veränderung gebe, ist sich Tietke sicher.
Hauptsache, der Handel überreiße es nun nicht über die Preise, gibt
sie auch zu bedenken. Die alten Maximen - der Verkaufspreis darf nicht
höher sein als bei der Konkurrenz, mach eine Ausschreibung, nimm das
billigste Angebot und schlage deine mehr oder weniger immer gleiche
prozentuale Marge drauf - sind ja nicht plötzlich ganz weg. Zumindest
im Interview mit der Lebensmittelzeitung betont Jan Bock,
Geschäftsleiter Einkauf bei Lidl, Bioland-Artikel nicht verramschen zu
wollen. Zwar werde der Liter Bioland-Milch so viel kosten wie die
Biomilch bei Aldi, die Preise für die Bauern sollten aber fair sein,
so dass Lidl im Zweifel bei der Marge Abstriche mache. Man wolle die
Wertigkeit kommunizieren, etwas neues für Lidl.

Welches Wertesystem

Für Michael Grolm, Bioland-Imker aus Thüringen, macht es einen
Unterschied, ob man die Vereinskriterien aufweiche, um industriellen
Strukturen entgegenzukommen oder ob man festhaltend an den eigenen
Verbandswerten in industrielle Strukturen liefere. Am liebsten wäre
ihm zwar eine Welt ohne Lidls und Aldis, aber die seien nun mal die
Realität, in die eine wachsende Erzeugung von Bioprodukten auch
abfließen können müsse. "Ich wünsche mir eine bäuerlich-ökologische
Landwirtschaft auf 100 Prozent der Fläche", so Grolm. Da müsse man
dann auch in solche Strukturen liefern, wenn die Konditionen so gut
seien wie jetzt ausgehandelt. Er sieht - wie es auch Bioland betont -
ein anderes Zielpublikum, das erreicht werde ohne dass weniger Leute
im Naturkosthandel kaufen würden. Aus den Discountern wird kein
Fachhandel entstehen, wie es Elke Röder vom
Naturkosthandel-Dachverband BNN in einem Kommentar auch nur rhetorisch
fragt. Sie thematisiert die Gefahren, die darin liegen, sich mit einem
Unternehmen einzulassen, das wahrscheinlich nur bis zu einem,
bestimmten Umfang bereit ist, bei den eigenen Margen Abstriche zu
machen, um den bäuerlichen Lieferanten faire Preise zu zahlen. Auch
betont sie die Wichtigkeit des Wertesystems, welches zu hinterfragen
ist, bei einem Handelskonzern, der zum überwiegenden Teil
umweltbelastend erzeugte und unfair gehandelte Ware verkauft. Es ist
richtig, dass bestimmte Utopien nur mit kleineren Strukturen möglich
bleiben. Wichtig ist sicherzustellen, dass diese Strukturen auch
erhalten bleiben. Und gleichzeitig muss man zumindest die Hoffnung
haben können, dass sich - aus Marketinggründen oder echtem Umdenken -
auch in den großen Strukturen Veränderungen im Sinne von Bauern und
Bäuerinnen durchsetzen lassen.
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RAUB/1182: Gebremste Konjunktur - armes Deutschland ... (SB)




Zwei Parallelwelten in Deutschland: 30 Prozent der Erwerbslosen
können sich nicht regelmäßig eine vollwertige Mahlzeit leisten.
Daimler-Chef Zetsche kassiert ab 2020 pro Tag 4.250 Euro Rente. Der
Sozialstaat ist Verfassungsauftrag. Die Politik muss endlich
handeln.

Dietmar Bartsch (Co-Vorsitzender der Linksfraktion im Bundestag) [1]

Wenngleich außer Frage steht, daß zahlreiche Menschen in Deutschland
unter Armut leiden, die ihr Dasein zur Drangsal macht und ihr Leben
verkürzt, ist Aufklärung über soziale Grausamkeiten ein
unverzichtbarer, aber keineswegs hinreichender Ansatz, dem Übel den
Kampf anzusagen. Ausbeutung und Verelendung erheblicher Teile der
Gesellschaft sind kein Kollateralschaden kapitalistischer Verwertung,
Profitmaximierung und Krisenstrategie, sondern deren Voraussetzung. Ob
maßlose Bereicherung der einheimischen Eliten, Exportstärke oder
Hegemonialstreben in Europa, Kern dieses Komplexes bleibt die durch
Hartz-Gesetze und Agendapolitik beflügelte ökonomische Dominanz der
Bundesrepublik, erkauft mit der Zurichtung der lohnabhängig
Beschäftigten und Ausgegrenzten. Diese Konstruktion ist insofern nicht
reformierbar, als es sich um die tragenden Wände des deutschen Hauses
handelt. Dessen Stärke resultiert aus der Vorreiterschaft in der
Durchsetzung des Prinzips, die Ungleichheit im eigenen Land wie auch
in der Konkurrenz der Staaten auszunutzen und zu verschärfen. Diese
parasitäre Existenzweise, weite Teile der Bevölkerung auszusaugen, die
europäischen Nachbarn niederzukonkurrieren und Volkswirtschaften auf
anderen Kontinenten zu ruinieren, hat für einen relativen Wohlstand
gesorgt, von dem jedoch zwangsläufig beträchtliche Teile der
Bevölkerung abgeschnitten sind.

Dies zu ändern ist letzten Endes keine Frage der Information oder des
moralischen Appells, sondern der Macht, den eigenen Interessen zur
Durchsetzung zu verhelfen. Das weiß niemand besser als Jens Spahn, der
im letzten März gewissermaßen das politische Unwort des Jahres 2018
geprägt hatte: "Hartz IV bedeutet nicht Armut, sondern ist die Antwort
unserer Solidargemeinschaft auf Armut." Damals wechselte der
ambitionierte CDU-Politiker gerade von seinem Posten als
Staatssekretär im Finanzministerium auf den des Gesundheitsministers
und setzte bei dieser Gelegenheit seine Duftmarke in Sachen
Klassengesellschaft. Ich beanspruche die Deutungsmacht und erkläre die
Armut durch Hartz IV für nichtexistent, so seine ideologische Absage
an jegliche Kritik, die auf Abschaffung dieses Zwangsverhältnisses
drängt.

Wissen Spahn und Konsorten nichts von den Schlangen vor den Tafeln
oder von Grundschulen, in denen die Hälfte der Kinder hungrig zum
Unterricht kommt? Sollten ihnen Wohnungsnot, Hetze in Billigjobs,
Elend und Entwürdigung entgangen sein? Natürlich nicht, sind sie doch
politische Karrieristen genug, um zu erkennen und durchzusetzen, was
ihre persönlichen Privilegien mehrt und die Macht ihrer Klasse
festigt. Sie brauchen und wollen dieses Zwangsregime aus Sozialabbau
und Arbeitsdruck, Sanktionen und Angst, das die Löhne senkt und für
Friedhofsruhe sorgt. Sie reiten die menschlichen Arbeitstiere zu
Schanden, um Herren zu bleiben, ihre Teller und Taschen zu füllen,
allen Widerstand zu brechen.

Wen wundert's noch zu hören, daß fast jeder dritte Erwerbslose in
Deutschland nicht genug Geld hat, um sich wenigstens jeden zweiten Tag
eine vollwertige Mahlzeit zu leisten? Das sind mehr als fünf Millionen
Menschen ab 16 Jahren, von der Kinderarmut ganz zu schweigen. Wen
rührt's, daß sich 2017 etwa 21 Millionen Deutsche nicht in der Lage
sahen, unerwartete Ausgaben in Höhe von 1000 Euro zu stemmen? Damit
wird jede größere Reparatur oder ein dringend benötigtes
Haushaltsgerät zum kaum lösbaren Problemfall. [2] Fast 16 Prozent der
Haushalte fehlte darüber hinaus nach eigenen Angaben Geld, um jährlich
eine Woche außerhalb der eigenen vier Wände Urlaub zu machen. Bei den
Arbeitslosen galt dies sogar für mehr als die Hälfte, und etwa 15
Prozent von ihnen hatten Probleme, Miete und Rechnungen zu bezahlen
oder ihre Wohnung angemessen zu heizen. Die Zahlen stammen aus der
EU-Datenbank SILC, die das Statistische Bundesamt auf Anfrage der
Linksfraktion im Bundestag ausgewertet hat, und beruhen auf der
Selbsteinschätzung der befragten Haushalte. [3]

In Deutschland beziehen etwa drei Millionen Haushalte Hartz IV, von
Armut bedroht sind dem Statistischen Bundesamt zufolge sogar über 15
Millionen Menschen. Die Tafeln versorgen etwa 1,5 Millionen Menschen
mit Lebensmitteln und beklagen seit Jahren ihre zunehmende
Überlastung. Von persönlichen Schicksalen oder gar selbstverursachter
Not kann keine Rede sein. Dabei ist Armut in der EU ein klar
definierter Zustand. Wer weniger als 60 Prozent des nationalen
mittleren Einkommens zur Verfügung hat, gilt als armutsgefährdet oder
arm. Die Regelsätze des Arbeitslosengelds II, im Volksmund Hartz IV,
liegen unterhalb dieser Grenze. Außerdem sind seit den Reformen viele
Menschen in Billigjobs und prekäre Anstellungen des größten
Niedriglohnsektors Europas gezwungen worden, dessen sich Gerhard
Schröder einst rühmte. [4]

Die durchschnittliche Lebenserwartung klafft zwischen den ärmsten und
den reichsten Bevölkerungsteilen in Deutschland mittlerweile bei
Frauen um acht und bei Männern um zehn Jahre auseinander. Soweit man
dennoch davon sprechen kann, daß es möglich sei, mit Hartz IV zu
überleben, sind die darüber hinausgehenden Wege zur sozialen Teilhabe
versperrt. Hinzu kommt der geringe gesellschaftliche Status und die
permanente Bezichtigung seitens des Jobcenters, sich des Sozialbetrugs
schuldig zu machen. Mögen die Zug um Zug verschärften Sanktionen auch
wie groteske Strafexzesse eines sadistischen Unterwerfungsregimes
anmuten, hat ihre administrative Kälte doch System. Hartz IV soll
nicht nur Leistungen kürzen, sondern einen umfassenden Arbeitszwang
durchsetzen und jeglichem Widerstandsgeist das Wasser abgraben.

Die Sozialexpertin der Linkspartei Sabine Zimmermann spricht von
alarmierenden Zahlen: "Armut ist in Deutschland kein Randphänomen,
sondern zieht sich quer durch die Bevölkerung. Was für viele
selbstverständlich ist, ist für eine große Gruppe von Menschen
unbezahlbar." Zimmermann fordert von der Bundesregierung "ein
umfassendes Konzept zur Armutsbekämpfung". Dazu gehöre ein Mindestlohn
von zwölf Euro, die Streichung der sachgrundlosen Befristung sowie die
Aufhebung der Sanktionen für Hartz-IV-Bezieher. Zudem solle das
Rentenniveau auf 53 Prozent angehoben werden.

Die soziale Spaltung frißt sich immer tiefer ins gesellschaftliche
Gefüge und dürfte die nächsten Wahlkämpfe prägen. Die jüngsten Wahlen
haben gezeigt, daß die AfD vor allem in sozialen Brennpunkten gewann,
in denen Menschen in Armut leben, während um sie herum die Wirtschaft
brummt, Mieten steigen, Preise anziehen. Die Kontroverse um Hartz IV
gleicht einer Schicksalsdebatte für die SPD, deren Kanzler Schröder
einst der Bauherr dieses tiefsten und nachhaltigsten Einschnitts in
den Sozialstaat war. SPD-Sozialminister Hubertus Heil schwadroniert
von einem neuen sozialen Arbeitsmarkt, während die Parteivorsitzende
Andrea Nahles von einer Abschaffung von Hartz IV nichts mehr wissen
will. Dies fordern neben der Linkspartei auch die Grünen, ein höherer
Mindestlohn ist parteiübergreifend im Gespräch.

Unterdessen rechnet die Bundesregierung in diesem Jahr nur noch mit
einem Wirtschaftswachstum von 1,0 Prozent. Damit senkt die Regierung
ihre Erwartungen an das Bruttoinlandsprodukt deutlich, da sie in ihrer
Herbstprognose noch von 1,8 Prozent Wachstum ausgegangen war. Nach
einem Anstieg von 2,2 Prozent für 2017 und 1,5 Prozent im vergangenen
Jahr scheint sich die längste ununterbrochene Wachstumsphase seit 1966
ihrem Ende zuzuneigen. Wirtschaftsminister Peter Altmaier machte bei
der Vorstellung des Jahreswirtschaftsberichts vor allem den
zunehmenden "Gegenwind" aus dem außenwirtschaftlichen Umfeld für die
schwächere Prognose verantwortlich. Dazu gehörten der anstehende
Brexit und die anhaltenden Handelskonflikte ebenso wie das
internationale steuerpolitische Umfeld.

Dennoch versichert der Wirtschaftsminister, das Wachstum habe sich
zwar "verlangsamt", aber die Bundesrepublik befinde sich nach wie vor
im Aufschwung. "Die guten Jahre können weitergehen, wenn wir klug und
umsichtig handeln", verkündet Altmaier und schlägt zu diesem Zweck
Milliardenentlastungen vor allem für Unternehmen vor. Man müsse den
Fokus auf "Wachstumsimpulse und Zukunftstechnologien" lenken und
Unternehmen zu Investitionen ermutigen, auch sollten Planungen
beschleunigt und bürokratische Hürden abgebaut werden. Mit ihrer
Prognose setzt sich die Bundesregierung an die Spitze der
Konjunkturpessimisten, da alle großen Forschungsinstitute bisher mit
einem kräftigeren Zuwachs gerechnet hatten. "Ich halte das für
Zweckpessimismus der Bundesregierung", so der Direktor des
gewerkschaftsnahen IMK-Instituts, Gustav Horn. "Denn sie will im Laufe
diesen Jahres sagen, dass alles viel besser gelaufen ist als zunächst
erwartet, vor allem dank ihrer Bemühungen in einem schwierigen
außenwirtschaftlichen Umfeld." Die konjunkturelle Dynamik sei noch
intakt und werde insbesondere vom privaten Konsum getragen. [5]

Das klingt nach lautem Pfeifen im finsteren Wald und läßt Schlimmstes
befürchten. Millionen von Menschen, an denen Altmaiers "gute Jahre"
spurlos vorübergegangen sind, weil sie dafür mit ihrer Arbeitskraft in
prekären Jobs und unter dem Hartz-IV-Regime bezahlt haben, würde eine
Rezession um so mehr ins Verderben stürzen, in der selbst eine
geringfügige Umverteilung von oben nach unten kein Thema mehr wäre.


Fußnoten:

[1] deutsch.rt.com/inland/83390-armut-in-deutschland-jeder-dritte-arbeitslose/

[2] www.sueddeutsche.de/wirtschaft/arbeitslose-umfrage-ernaehrung-1.4309043

[3] www.tagesschau.de/inland/arbeitslos-essen-101.html

[4] www.sueddeutsche.de/politik/armut-und-hartz-iv-das-gefuehl-staatlicher-kaelte-ausgesetzt-zu-sein-1.4266874-2

[5] www.tagesschau.de/wirtschaft/wachstumsprognose-wirtschaft-101.html
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STANDPUNKT/832: Vexierbild Venezuela - erneute Offenbarung des globalen Patts (Kai Ehlers)


Vexierbild Venezuela - erneute Offenbarung des globalen Patts

von Kai Ehlers - 29. Januar 2019



Ein irritierendes Bild entsteht gegenwärtig vor den Augen der
Weltöffentlichkeit: Venezuela, vielen Menschen auf Grund seiner
reichen Erdölvorkommen noch als Gesellschaft in Erinnerung, die
Wohlfahrtsgeschenke an die in ihr lebenden Menschen verteilen konnte,
ist in krasses Elend abgesunken. Mord, Raub, Totschlag, Hunger und
staatlicher Terror gegen die Opposition bestimmen den Alltag. Ein
Bürgerkrieg schwelt schon lange und droht jetzt offen auszubrechen.

Das Land braucht Hilfe; die bekommt es zurzeit, von allen Seiten
sogar, allerdings in Formen, die höchst fragwürdig sind und einer
grundsätzlichen Korrektur bedürfen.


Frontverläufe

Der Niedergang des Landes sei der Unfähigkeit sozialistischer
Illusionen zuzuschreiben, die Hugo Chavez geschürt und die sein
Nachfolger Nicolás Maduro übernommen habe, meinen die einen. Sie
sehen die Zeit gekommen den Resten sozialistischer Utopien den
Todesstoß zu versetzen.

Der Niedergang sei ein Produkt des amerikanischen Imperialismus, der
schwächere Staaten abwürge, erklären die anderen, unter ihnen allen
voran Maduro selbst. Manche sprechen von einer Fortsetzung des Kalten
Krieges, von "Konterrevolution" und Fortsetzung des Kampfes gegen
"den" Sozialismus.

Aber ist das alles so? Ein kurzer Blick auf die Frontverläufe unter
den Helfern mag dienlich sein, einer Antwort auf diese Frage näher zu
kommen.


	Da sind als erstes die Verläufe im Lande selbst. Kämpfen dort aber Sozialisten gegen Rechte? Nein, so eindeutig sind keine Zuweisungen möglich. Eindeutig war der sozialistische Anspruch von Chavez. Aber was ist aus diesem Anspruch geworden, den Chavez-Nachfolger Nicolás Maduro jetzt mit Gewalt gegen die Mehrheit der Bevölkerung halten will? Ist das noch Sozialismus oder ist das nur noch eine sozialistisch verkleidete Oligarchie? Man kann gegen den Herausforderer Juan Guaidó, der sich zum Gegenpräsidenten erklärt hat, einwenden, er sei eine Marionette der USA, aber man kann nicht leugnen, dass seine Opposition aus der tatsächlichen Not der Bevölkerung erwächst und weiter wachsen wird, wenn keine tatsächliche Hilfe zustande kommt.




	Da sind die USA, die schon länger an einem "regime change" in Venezuela arbeiteten und mit der aktuellen Zuspitzung der Konflikte im Lande jetzt die Gelegenheit gekommen sahen, Guaidó aufzufordern, sich als Gegenpräsident zu outen, sodass Donald Trump ihn umgehend anerkennen konnte. Den USA folgten Kanada und die nicht sozialistischen Staaten Mittel- und Südamerikas.




	Da sind die Europäische Union und einzelne europäische Staaten wie Frankreich, Spanien und Deutschland, die Maduro ultimativ zu Neuwahlen aufforderten, andernfalls sie Guaidó ohne Legitimation durch Wahlen als neuen Präsidenten anerkennen würden.




	Da sind schließlich die Freunde Venezuelas vom anderen Lager - Russland, China, Türkei, der Iran, dazu Kuba, Nicaragua und Bolivien, die sich für die Verteidigung der Souveränität Venezuelas stark machen.




Was verbindet, was trennt die Akteure?

Die USA und ihre Follower fordern Demokratie. Im Namen der
Demokratisierung halten sie sich für berechtigt, die Souveränität des
Landes zu übergehen, indem sie Guaidó vor möglichen Wahlen als
Präsidenten anerkennen, indem sie eine Invasion laut erwägen und
ökonomischen Druck ausüben. Das aber heißt nichts anderes, als mit der
Souveränität auch die Demokratie beiseite zu schieben.

Die Europäer ergänzen dieses Spiel durch Ultimaten, mit denen sie
vorzeitige Wahlen erzwingen wollen. Die deutsche Regierung, in Person
von Heiko Maas, rechtfertigt sich dabei noch mit dem Argument, ein
solches Vorgehen sei sonst nicht ihre Art, hier lägen aber "besondere
Bedingungen" vor.

Die russisch-chinesische Front will die Souveränität Venezuelas, will
das Völkerrecht gewahrt wissen, nimmt dafür aber, ohne sich dafür zu
rechtfertigen, die Unterdrückung der Opposition des Landes in Kauf. Im
Schlepptau Russlands und Chinas folgen die Türkei und der Iran. Kuba,
Nicaragua, Bolivien schließen sich dieser Front aus Gründen an, die
aus alter sozialistischer Verbundenheit herrühren.

Bei all dem ist gleichzeitig klar, dass die einen wie die anderen,
jedenfalls die großen Machtblöcke, mit ihren Positionen erklärtermaßen
wirtschaftliche Interessen wahrnehmen wollen - die USA mit Blick auf
mögliche Revisionen der von Chavez seinerzeit vorgenommenen
Verstaatlichung der Öl-Industrie, die Russen und Chinesen mit Blick
auf die Kredite, die sie Venezuela unter Chavez und Maduro gewährt
haben und die mit Öllieferungen noch abzugelten wären. Die Interessen
der Europäischen Union, nicht zuletzt Deutschlands liegen, weniger
offen benannt, aber bekanntermaßen in einer Diversifizierung ihrer
Ölgeschäfte, mit der sie ihre Abhängigkeit von Russland und dem
mesopotamischen Raum verringern könnten.


Wo stimmen hier noch die Kriterien? 

Schaut man die Frontverläufe an, so passt da kaum etwas zueinander.
Beginnen wir mit dem Westen. Hat der Westen eine einheitliche
Strategie? Nein, hat er eindeutig nicht. "Make Amerika great again"
heißt inzwischen offensichtlich Rückzug der USA aus Syrien, selbst aus
der NATO, erneute Konzentration auf ihren "Hinterhof" in Südamerika,
bei Aufrechterhaltung ihrer weltweiten Militärmacht als letztem Anker
ihrer Dominanz. Eine Strategie - vergleichbar dem Plan des noch unter
George W. Bush ausgearbeiteten "new american century" ist das nicht
mehr. Es geht nur noch um die Sicherung der eigenen Festung - was man
natürlich auch Strategie nennen könnte, aber nicht unbedingt muss. Die
Europäer sind kein aktiver Bestandteil dieser Strategie, eher schon
Opfer, insofern sie des Schutzes der USA verlustig gehen. Ob sie für
die Zukunft Vorteile daraus ziehen können, wenn sie sich wie jetzt
wieder der US-Dominanz unterordnen, wird sich zeigen.

Und was ist mit Russland, China, der Türkei und dem Iran? Gibt es über
die von Wladimir Putin vertretene Linie hinaus, die gegenwärtige
Ordnung der Vereinten Nationen im eigenen Interesse vor dem Zerfall
bewahren zu wollen, Gemeinsamkeiten zwischen diesen ungleichen
Partnern? Nein, gibt es nicht, bzw. nur soweit diese Ordnung auch den
eigenen Interessen dieser Partner und der Aufrechterhaltung eines
prekären Friedens dient. Ökonomisch befindet Russland sich auf der
Überholspur hinter den USA, genereller dem Westen, ohne überholen zu
können. China, um im Bild zu bleiben, drückt auf derselben Spur von
hinten auf Russland, um endlich überholen zu können. Die Türkei und
Iran folgen noch weit abgeschlagen ohne Aussicht darauf, bald
aufzuschließen. Über die kleineren, die noch auf der Strecke sind,
muss man an dieser Stelle nicht weiter sprechen.

Aber alle, die führenden Mächte ebenso wie ihre Follower, reden
irgendwie von "Demokratie", innenpolitisch, wie auch in den
internationalen Beziehungen - gemeint ist jedoch jeweils etwas
vollkommen anderes. Dies allein wäre an sich nichts besonders Neues.
Die Widersprüche zwischen Wort und Tat, also von Demokratie und
Souveränität zu reden, aber Wirtschaft und Machtpolitik zu
praktizieren, ziehen sich spätestens seit der Begründung der neuen
Weltordnung, die nach dem ersten Weltkrieg als Ordnung der
unabhängigen Nationalstaaten konstituiert wurde, durch alle Ebenen der
internationalen Politik, wenn man nicht überhaupt noch weiter in die
Vergangenheit zurückgehen will. Lüge ist Politik, heißt es, vornehmer
gesagt, Diplomatie. Das ist Standard.

Es geht aber inzwischen um mehr. Was in dem aktuellen Vexierbild der
um Venezuela herum stattfindenden Ereignisse bei genauem Hinsehen
erkennbar wird, ist der absolute strategische Notstand der heutigen
politischen Ordnung unter dem Vorzeichen der Auflösung des
amerikanischen Zeitalters, wie es mit der Deklaration der Souveränität
der Nationalstaaten nach dem ersten Weltkrieg unter Federführung der
USA begründet wurde. Es fehlt den politischen Akteuren von heute
jegliche Vorstellung davon, wie eine Welt, die sich in
grenzüberschreitenden Monopolen entwickelt, jenseits der überlebten,
aber immer noch gültigen nationalstaatlichen Organisation des Lebens
aussehen könnte - wenn sie nicht von einem Weltpolzisten
zusammengehalten wird.

Wohlgemerkt, es geht um den aus dem letzten Jahrhundert stammenden Typ
des einheitlichen Nationalstaates, der unter dem Anspruch steht,
sämtliche Lebensbereiche einer Gesellschaft unter dem ökonomisch
dominierten Monopol staatlicher Gewalt zu zentralisieren. Das ist ein
Anspruch, der schon lange nicht mehr den Realitäten einer
monopolisierten Weltwirtschaft entspricht, der aber immer noch die
rechtliche, auch völkerrechtliche Form bildet, hinter welcher sich die
tatsächlichen Verhältnisse verbergen.

Die rücksichtslose Überschreitung dieser Form geschieht in Venezuela
gegenwärtig vor den Augen der Welt. Die Verteidiger Guaidòs, die
Demokratie mit "humanitärer Invasion" oder auch mit Ultimaten
erzwingen wollen, bilden dabei nur die eine Seite, die andere zeigt
sich in der wohlwollenden Verteidigung der Souveränität durch China,
Russland und in Maßen auch durch die Türkei, von denen Venezuela
abhängig ist und durch die Unterstützung noch in weitere Abhängigkeit
kommt.

Von souveränem Handlungsspielraum und Entwicklung von Demokratie im
Inneren des Landes bleibt unter solchen Bedingungen nicht mehr viel.


Prekäres Patt

Es zeigt sich jetzt in Venezuela, was in den zurückliegenden Jahren
bereits in der Ukraine und danach in Syrien hervorgetreten ist: In der
Zange zwischen der vorgeblichen Verteidigung der "Demokratie" auf der
einen und der Verteidigung der "Souveränität" auf der anderen, wurde
die tatsächliche Selbstbestimmung beider Länder, konkret der dort
lebenden Menschen, zerquetscht. Das Gleiche wiederholt sich jetzt
noch offener gegenüber Venezuela. Eine Lösung dieses Knotens ist beim
Stand der internationalen Beziehungen nicht abzusehen, besten Falles
eine weitere Verfestigung des zur Zeit herrschenden prekären globalen
Patts, in dem sich die Hauptmächte heute gegenüberstehen, ohne
Entscheidungen erzwingen zu können.

Diese Entwicklung schreit nach neuen, in die Zukunft gerichteten
Organisationsformen des Lebens zwischen Völkern und Staaten, die über
die Fesseln der als Versammlung einheitlicher Nationalstaaten
konstituierten Weltorganisation hinausführen. Der hilflose Appell des
Generalsekretärs der Vereinten Nationen, António Guterres, die
Souveränität Venezuelas zu achten, lässt diese Notwendigkeit in
schmerzlicher Deutlichkeit erkennen.

Gebraucht wird eine Organisationsidee, von "oben" wie von "unten" ins
Leben gebracht, die der realen Entwicklung globalisierter Wirtschafts-
und Lebensweisen in einer Form Rechnung trägt, welche Produktion,
Verteilung und Konsum in assoziativen, sich gegenseitig befördernden
und kontrollierenden Strukturen an die Basis lokaler und regionaler
Lebensräume zurückbindet, so wie sie das Lokale ins Globale einbringt.
Dies würde Staaten reduzieren, besser gesagt, konzentrieren auf ihre
Aufgabe als Rechtsverbände des realen Lebens vor Ort und ihnen wie
auch der übergreifenden Gemeinschaft solcher Staaten die Rolle des
Entwicklungshelfers für eine neue Struktur des Zusammenlebens
zuweisen. Das wäre die Hilfe, die heute gebraucht wird. Damit könnte
die Konkurrenz nationaler Staatsmonopole um Ressourcen und
Einflusszonen, wie sie sich gegenwärtig wieder einmal, diesmal über
Venezuela, zusammenzieht, der Geschichte überlassen werden.
Stattdessen könnte die Eigenverantwortlichkeit und das Wohl der
Menschen in kooperativen, grenzübergreifenden Zusammenhängen gefördert
werden.

Es ist klar, dass eine solche Entwicklung nicht aus dem Hut zu zaubern
ist, weder aus lokalen Hüten noch aus übergeordneten. Aber klar ist
auch, dass es Zeit ist für eine solche Entwicklung. Das lässt sich aus
dem um Venezuela entstehenden Vexierbild aufs Neue unmissverständlich
erkennen und es gilt unabhängig davon, ob sich Maduro oder Guaidò,
konkreter gesagt die Menschen Venezuelas, dem Druck von außen jetzt
noch einmal beugen müssen.


Kai Ehlers ist Osteuropa-Experte, Autor und Journalist.

Weitere Informationen:

www.kai-ehlers.de

 * 

Quelle:
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AFRIKA/2185: DR Kongo - Ebolamanöverfeld ... (SB)




Im August vergangenen Jahres ist in der Demokratischen Republik Kongo
eine Epidemie mit der hochansteckenden hämorrhagischen
Fiebererkrankung Ebola ausgebrochen. Die Versuche einer Eindämmung
der Infektion sind bislang gescheitert. Ebola breitet sich weiter in
den nordostkongolesischen Provinzen North Kivu und Ituri aus und
bedroht auch die Nachbarländer Uganda, Ruanda und Südsudan. Nach
Angaben der Weltgesundheitsorganisation (WHO) sind bei diesem
jüngsten Ebola-Ausbruch in der DR Kongo 439 Menschen (Stand:
24.1.2019) gestorben, mehr als 700 haben sich infiziert.

Auch wenn dieser Ausbruch bislang nicht das Ausmaß der Ebola-Epidemie
von 2014 bis 2016 in Westafrika erreicht hat, bei der mehr als 11.300
Menschen gestorben sind, ist festzustellen, daß die Berichterstattung
in den hiesigen Medien über die Epidemie in Kongo ausgesprochen dünn
bleibt. Das Thema wird weitgehend ignoriert. Damals war die Seuche
auf die Titelseiten von zahlreichen westlichen Zeitungen und
Zeitschriften gehoben worden, heute wird sie in die Randspalten
verbannt. Das könnte damit zu tun haben, daß die Seuche damals als
Lehrübung genutzt wurde, ob eine solche Epidemie in Afrika den Sprung
nach Europa schafft und wie dies verhindert werden kann.

Temperaturmeßgeräte für ankommende Fluggäste aus Westafrika auf
Flughäfen wie Frankfurt am Main waren die äußerlich gut sichtbaren
Hinweise der seuchenmedizinischen Manöverlage. Im Hintergrund liefen
Computerberechnungen über Ausbreitungsgeschwindigkeit,
Verbreitungswege, Quarantänemöglichkeiten, etc. Die zuständigen
nationalen und europäischen Institutionen haben aus der
westafrikanischen Ebola-Epidemie gelernt. Dazu schreibt das
Robert-Koch-Institut:

"Die Erfahrung mit dem Ebolafieber-Ausbruch 2014/2015 in Westafrika
hat gezeigt, dass das Risiko der Einreise eines
Ebolavirus-Infizierten nach Deutschland selbst dann sehr gering ist,
wenn afrikanische Großstädte mit internationalen Flugverbindungen von
einem Ausbruch betroffen sind. 2014/2015 haben nur ganz vereinzelt
Personen mit einer Ebolavirus-Infektion die betroffenen
westafrikanischen Länder mit dem Flugzeug verlassen können."

Vielleicht ist das der Grund für das gegenwärtig geringe mediale
Interesse am Ebola-Ausbruch in der DR Kongo: "Wir" in Europa können
zuversichtlich sein, daß sich die Infektionskrankheit hier nicht
ausbreitet. Die Inkubationszeit beträgt in der Regel zwischen zwei
und 21 Tagen, was verglichen mit anderen Infektionskrankheiten wie
beispielsweise Hepatitis A oder HIV kurz ist. Das bedeutet, daß sich
eine Ansteckung in vielen Fällen relativ schnell zeigt. Aus dem Grund
läßt sich eine Seuche leichter eindämmen als eine Seuche, die lange
Zeit versteckt bleibt.

Äußerst gefährlich ist Ebola hinsichtlich seiner Ansteckungsgefahr.
Kontakt mit infizierten Körperflüssigkeiten muß unbedingt vermieden
werden. In der Samenflüssigkeit kann sich das Ebola-Virus sogar 18
Monate halten. Die Mortalitätsrate des aktuellen Ausbruchs liegt bei
rund 60 Prozent.

Eine Eindämmung der Seuche ist in diesem Fall besonders schwierig,
weil Ebola in Gebieten ausgebrochen ist, die unter Kontrolle von
Rebellengruppen stehen, und deshalb weder für die Regierung noch
Hilfsorganisationen wie die WHO zugänglich sind. Verteilt auf mehrere
Lager leben in der Seuchenregion rund eine Million Binnenflüchtlinge.
Rund 60 verschiedene bewaffnete Gruppen machen North Kivu unsicher -
und die Regierungssoldaten stellen dazu keine Alternative dar, von
der Sicherheit zu erwarten wäre. Ähnliches gilt für die 16.000
UN-Soldaten der Operation MINUSCO, von denen einige zum Schutz für
die Ebola-Teams abgestellt wurden.

Der gegenwärtige Ebola-Ausbruch ist bereits der zehnte in diesem Land
seit 1976, doch keiner war so umfangreich. Im Oktober vergangenen
Jahres ging die WHO noch davon aus, daß die Regierung mit
internationaler Unterstützung die Epidemie in den Griff bekommt. Die
jüngste Pressemitteilung der WHO vom 24. Januar klingt schon weniger
optimistisch: "Das Gesundheitsministerium (MoH), die WHO und ihre
Partner stehen weiterhin vor Herausforderungen bei der Eindämmung und
Kontrolle des Ausbruchs der Ebola-Viruskrankheit (EVD) in der
Demokratischen Republik Kongo."

Erschwerend für die Seuchenbekämpfung kommt hinzu, daß die Menschen
traditionell ihre Verstorbenen waschen und somit anfassen, bevor sie
sie bestatten. Das ist im Falle einer Ebolainfektion äußerst riskant.
Doch medizinische Helfer, die die Leichen bestatten wollten, ohne sie
zu berühren, waren deshalb schon attackiert worden.

Breit angelegte Impfmaßnahmen funktionieren ebenfalls nicht
reibungslos oder gar nicht. Viele Menschen hegen Mißtrauen gegenüber
dem medizinischen Personal und wollen von ihm nicht mit einem
abgeschwächten Virus angesteckt werden. In Marobo kam es Anfang des
Jahres zu Protesten gegen die geplante Errichtung eines
Ebola-Behandlungszentrums, nachdem dort drei Schüler wegen Verdachts
auf Ebola unter Quarantäne gestellt worden waren. Als internationale
Helfer begannen, alle Schüler einer örtlichen Oberschule zu impfen,
machten Gerüchte die Runde, der Impfstoff sei gefährlich, und die
Schüler flohen mitsamt ihren drei infizierten Mitschülern.
Tatsächlich ist der Impfstoff nicht zugelassen, wird aber von der WHO
eingesetzt, weil er sich bewährt hat und zumindest dem
Gesundheitspersonal einen gewissen Schutz bietet. Darüber hinaus
wurden mehrere zehntausend Menschen vorsorglich geimpft, um den
Ausbruch einzuhegen.

Die Ebola-Epidemie liegt in Gebieten, in denen die Opposition der
Regierungspartei und ihres langjährigen Präsidenten Joseph Kabila
besonders stark vertreten war. Auf Anordnung der Regierung waren
angeblich wegen der Ebola-Krise rund eine Million Menschen aus Beni
and Butembo von den Wahlen ausgeschlossen worden; gleiches gilt für
die im Westen gelegene Stadt Yumbi, in der im Dezember 2018
gewaltsame Auseinandersetzungen zwischen den Volksgruppen
stattfanden. In diesen drei Gebieten dürfen die Menschen erst im März
wählen, doch der neue Präsident, Felix Tshisekedi, ist bereits
vereidigt worden. Das sind keine guten Voraussetzungen, um in den
Ebola-Gebieten Vertrauen in die Vertreter der Regierung zu wecken.

Für den Ausbruch der bewaffneten Konflikte in Ostkongo gibt es
mehrere Gründe. Unter diesen ist der Kampf um den Zugriff auf die
begehrten Rohstoffe sicherlich nicht der nebensächlichste. Insofern
ist die Forderung von Nichtregierungsorganisationen wie Global Policy
Forum, daß die Industrie für ihre Lieferketten Verantwortung
übernehmen muß und keine Rohstoffe aus Konfliktgebieten kaufen darf,
nachvollziehbar. In diesem Fall könnte das nach einiger Zeit zur
Entschärfung der Lage in Ostkongo beitragen, sofern den Menschen, die
existentiell auf den Rohstoffabbau angewiesen sind - auch wenn das
Sklavenarbeit ist -, Alternativen angeboten werden.

Davon ist jedoch weit und breit nichts zu sehen. Ebola in Ostkongo
wandelt sich von der epidemischen zur endemischen Ausbreitung. Das
heißt, es wird von der Regierung, aber auch der internationalen
Staatengemeinschaft hingenommen, daß dort Ebola grassiert. Letztlich
erhält die Region den Charakter eines Manövergebiets, bei dem gelernt
wird, wie trotz der unsicheren Lage aufgrund bewaffneter Kämpfe ein
Ebola-Seuchenausbruch gemanagt werden kann.

31. Januar 2019
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NAHOST/1639: Iran - US-Aggression spitzt zu ... (SB)


Iran - US-Aggression spitzt zu ...



Das sogenannte Special Purpose Vehicle (SPV), eine Art Clearing House,
mittels dessen europäisch-iranische Tauschgeschäfte am amerikanischen
Bankensystem vorbei ermöglicht werden sollen, steht. Am heutigen 31.
Januar hat nach monatelangen Beratungen die neue Finanzinstitution mit
Namen INSTEX - "Instrument in Support of Trade Exchanges" - in Paris
den Betrieb offiziell aufgenommen. Anteilseigner sind Deutschland,
Frankreich und Großbritannien. Mit der Gründung von INSTEX hoffen die
EU-3 das internationale Atomabkommen mit dem Iran aus dem Jahr 2015
doch noch zu retten. Damals hatte Teheran mit den USA, Rußland, China
sowie den drei europäischen Großmächten die vollständige
Entmilitarisierung seines Kernenergieprogramms vereinbart und sollte
dafür im Gegenzug die Aufhebung von Sanktionen sowie
Handelserleichterungen und ausländische Investitionen erfahren.

2018 hat die Normalisierung der Beziehungen des Westens zum Iran
jedoch ein jähes Ende gefunden. Im Mai gab Präsident Donald Trump den
einseitigen Austritt der USA aus dem von der Regierung seines
Vorgängers Barack Obama maßgeblich ausgehandelten Joint Comprehensive
Plan Of Action (JCPOA) bekannt. Zur Begründung wartete der windige New
Yorker Immobilienhai mit der alten Leier der Israelis vom
"Mullahregime" in Teheran als "Hauptexporteur des internationalen
Terrorismus" auf und verwies dabei auf iranische Unterstützung für die
Regierung Baschar Al Assads im syrischen Bürgerkrieg, für die
schiitischen Huthis im Kampf gegen die Aggression Saudi-Arabiens und
der Vereinigten Arabischen Emirate im Jemen, für die palästinensische
Hamas im Gazastreifen sowie für die Hisb-Allah-Miliz im Libanon. Im
August und November traten die drei Jahre zuvor aufgehobenen
Sanktionen des US-Finanzministeriums wieder in Kraft.

Die Folgen für die iranische Wirtschaft waren verheerend. Die meisten
europäischen Unternehmen, die 2015 Investitionen im Iran getätigt
hatten, zogen sich aus Angst, selbst Opfer des amerikanischen
Sanktionsregimes zu werden, aus der Islamischen Republik zurück.
Aufgrund des massiven Drucks der USA sind die Ölexporte des Irans,
welche die wichtigste Devisenquelle des Landes darstellen, in den
letzten drei Jahren um die Hälfte gesunken. In den letzten 12 Monaten
hat der iranische Rial im Vergleich zu anderen Währungen 70 Prozent
seines Wertes verloren. Die Inflationsrate beträgt inzwischen 35
Prozent. Fleisch ist zur Mangelware geworden. Die Arbeitslosigkeit ist
hoch und die Armut steigt. In einer Rede an das Volk hat am 30. Januar
Präsident Hassan Rohani die Lage als "die schwierigste
Herausforderung" seit 40 Jahren, also seit der Islamischen Revolution
und dem Sturz des Schahs 1979 bezeichnet. Das will etwas heißen, denn
die Entbehrungen und das Leid, welche die Iraner während des Krieges
mit dem Irak von 1980 bis 1988 ertragen mußten, waren erheblich.

Vor diesem Hintergrund zu erwarten, daß die Inbetriebnahme von INSTEX
die Wende zum Besseren im Handel zwischen der EU und dem Iran
einleiten könnte, wäre illusorisch. Die Maßnahme kommt viel zu spät
und greift sowieso viel zu kurz. Die großen europäischen Unternehmen
wie Peugeot, Total, Siemens und Maersk haben sich längst aus dem
Geschäft mit dem Iran zurückgezogen und werden sich erst wieder dort
betätigen, wenn die Konfrontation zwischen Washington und Teheran
beendet ist. Dafür gibt es keine Anzeichen. Das Gegenteil ist der
Fall. Die Spannungen zwischen Washington und Teheran spitzen sich zu
und die Europäer machen sich zu Helfershelfern der USA. Parallel zur
Gründung von INSTEX drohen die Franzosen dem Iran mit der Verhängung
von europäischen Wirtschaftssanktionen, sollte Teheran nicht
schleunigst auf das Testen ballistischer Raketen verzichten. Dazu sind
die Iraner, die zurecht auf die ständigen Bedrohungen hinweisen, die
sie seitens der USA, Israels und Saudi-Arabiens ertragen müssen,
überhaupt nicht bereit.

Es dürfte kein Zufall sein, daß der Austritt der USA aus dem JCPOA im
vergangenen Mai praktisch zeitgleich mit der Ernennung John Boltons
zum Nationalen Sicherheitsberater Trumps erfolgte. Der ehemalige
UN-Botschafter George W. Bushs gilt als Kriegsfalke und großer
Israel-Freund, der 2002, 2003 eine exponierte Rolle bei der gezielten
Irreführung des unkritisch denkenden Teils der Öffentlichkeit in den
USA und weltweit über die Gründe des angloamerikanischen Einmarsches
in den Irak spielte - siehe das durchsichtige Märchen vom "finsteren
Nexus" zwischen dem Baath-"Regime" Saddam Husseins und dem
Al-Kaida-"Netzwerk" Osama Bin Ladens. Bolton verfügt über gute
Verbindungen zu den iranischen Volksmudschaheddin (MEK), die seit
Jahren im Auftrag Israels Anschläge in der Islamischen Republik
verüben und Propagandageschichten des Mossads über die
Revolutionsgarden in den Medien lancieren.

Wie die Nachrichtenagentur Bloomberg berichtete, haben US-Diplomaten
zuletzt bei der internationalen Atomenergieagentur (IAEA) in Wien
versucht, deren Experten zur Revidierung ihres Urteils, wonach der
Iran seit Jahren nichts in Richtung militärischer Nutzung von
Spaltmaterial unternimmt, zu bewegen - ohne Erfolg. Am 31. Januar hat
Trump die Einschätzung aller 17 US-Geheimdienste, die sich mit dem
Urteil der IAEA deckt, schlichtweg abgetan, die eigenen Fachleute als
"extrem passiv und naiv" bezeichnet und empfohlen, sie sollten
vielleicht "zurück in die Schule gehen".

Am 24. Januar hat der erfahrene Beobachter zionistischer Bestrebungen
in Washington Jim Lobe in einem aufschlußreichen Artikel auf seinem
vielgelesenen Blog vor der steigenden Kriegsgefahr gewarnt. Nach
Ansicht Lobes bedürfte es eines einzigen Zwischenfalls in Syrien, im
Irak oder am Persischen Golf, und die ganze Region Nahost stünde in
Flammen. Für die Richtigkeit seiner Einschätzung spricht die Episode,
die das Wall Street Journal erst Mitte Januar bekanntgemacht hat,
wonach Bolton im vergangenen September einen Mörserangriff auf die
US-Botschaft in der Grünen Zone Bagdads, der keinerlei Schäden
verursacht hatte und dessen Urheber unbekannt war, zum Anlaß nahm, das
Pentagon mit der Ausarbeitung von Handlungsoptionen für
Vergeltungsschläge gegen den Iran zu beauftragen. Die Anweisung
Boltons soll laut Wall Street Journal bei den Vereinigten Stabschefs
"Nervosität" ausgelöst haben. Mit dem anmaßende Vorstoß des
übermächtigen Nationalen Sicherheitsberaters soll der eigentlich
zuständige Verteidigungsminister James Mattis nicht einverstanden
gewesen sein. Nur wenige Monate später mußte der Ex-General, der im
Unterschied zu Bolton immerhin über Kriegserfahrung verfügt, sein Büro
im Pentagon räumen. Am 2. Januar wurde er von Trump demonstrativ
gefeuert.
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MELDUNG/314: Sechs Tote jeden Tag im Mittelmeer - erschütternde Bilanz für 2018 (UNHCR)


UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees

Pressemitteilung vom 30. Januar 2019

Sechs Tote jeden Tag: UNHCR legt erschütternde Bilanz für 2018 vor

Im zentralen Mittelmeer ertrank einer von 15 Menschen



Im vergangenen Jahr sind im Schnitt jeden Tag sechs Menschen bei der
versuchten Überquerung des Mittelmeers ertrunken. Das geht aus der
Bilanz für das Jahr 2018 vor, die der Hohe Flüchtlingskommissars der
Vereinten Nationen (UNHCR) am Mittwoch veröffentlicht hat. Insgesamt
starben 2275 Menschen. Besonders dramatisch war es im zentralen
Mittelmeer: Auf den Routen von Libyen nach Europa bezahlte jeder 15.
Flüchtling und Migrant den Versuch, das Mittelmeer zu überqueren, mit
dem Leben.

"Menschen aus Seenot zu retten ist keine Frage für Debatten oder die
Politik, es ist eine Verpflichtung seit Menschengedenken", sagte
Filippo Grandi, Hoher Kommissar der Vereinten Nationen für
Flüchtlinge. "Wir können diese Tragödie beenden, wenn wir den Mut und
den Weitblick haben, über das nächste Boot hinauszublicken. Wir müssen
einen langfristigen Ansatz der regionalen Zusammenarbeit finden, in
deren Mittelpunkt das Leben und die Würde des Menschen stehen."

Auch durch ausbleibende Seenotrettung war das Mittelmeer nach
UNHCR-Angaben wieder der tödlichste Seeweg der Erde. Insbesondere im
zentralen Mittelmeer stieg die Zahl der Toten drastisch. Tausende
Überlebende wurden in libysche Internierungslager gebracht, wo sie
unter entsetzlichen Bedingungen ausharren.

Die Politik einiger europäischer Staaten habe dafür gesorgt, dass
viele Menschen in Not auf See festsaßen und tagelang warten mussten,
bis ihnen geholfen wurde. Boote und Mannschaft von Rettungsschiffen
würden bei ihren Hilfsmissionen immer weiter eingeschränkt. UNHCR
betonte, dass die Überquerung des Mittelmeeres für die meisten
Menschen die letzte Etappe einer alptraumhaften Reise sei, auf der sie
Folter, Vergewaltigung und Misshandlung erlebt hätten und oft Opfer
von Entführungen wurden, um Lösegeld zu erpressen. Die Staaten müssten
umgehend gegen diese Kriminalität vorgehen, die Schleusernetzwerke
zerschlagen und die Schuldigen zur Verantwortung ziehen.

Insgesamt kamen im vergangenen Jahr 139 300 Flüchtlinge und Migranten
in Europa an, die mit Abstand geringste Zahl seit fünf Jahren. Im Jahr
zuvor waren es 172 301, zwei Jahre davor noch 1 015 078. Das Sterben
hat auch im neuen Jahr nicht aufgehört: In den ersten Wochen des
Jahres 2019 sind nach UNHCR-Schätzung schon 185 Menschen im Mittelmeer
ertrunken.

Der UNHCR-Bericht macht auch deutlich, dass sich die Routen auf dem
Mittelmeer verlagert hätten. Spanien sei nun das wichtigste Ziel mit
8000 Ankünften über Land (in den Enklaven Ceuta und Melilla) und
weiteren 54.800 über See. In Italien kamen 23.400 Flüchtlinge und
Migranten an, ein Fünftel der Zahl des Vorjahres. In Griechenland war
die Zahl stabil: Nach 30.000 Menschen im Jahr 2017 waren es im
vergangenen 32.500, die das Land über das Mittelmeer erreichten.

Der UNHCR-Report berichtet aber auch von hoffnungsvollen Zeichen.
Trotz des politischen Stillstands bei der Suche nach einer Lösung des
Problems gebe es die Bereitschaft vieler Staaten, Gerettete
aufzunehmen. Das könne das Fundament für eine dauerhafte Lösung sein.
Zudem wurden Tausende Plätze für die Härtefallaufnahme (Resettlement)
zugesagt, um Menschen in libyschen Internierungslagern aus ihrer
Situation befreien zu können.

Der Bericht "Desperate Journeys" auf Englisch ist abrufbar unter:

https://www.unhcr.org/desperatejourneys/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Januar 2019

UNHCR-Vertretung für Deutschland

Büro Berlin, Zimmerstraße 79/80. 10117 Berlin
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Internet: www.unhcr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





ARBEIT/2903: Der Arbeitsmarkt im Januar 2019 (BA)


Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 31. Januar 2019

Der Arbeitsmarkt im Januar 2019 - Guter Start ins neue Jahr



"Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung sind - wie im Januar üblich -
gestiegen. Saisonbereinigt sind beide Größen zurückgegangen. Die
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung setzte ihren Wachstumskurs
fort, und die Nachfrage der Betriebe nach neuen Mitarbeitern bleibt
auf einem sehr hohen Niveau.", sagte der Vorstandsvorsitzende der
Bundesagentur für Arbeit (BA), Detlef Scheele, heute anlässlich der
monatlichen Pressekonferenz in Nürnberg.

Arbeitslosenzahl im Januar: +196.000 auf 2.406.000

Arbeitslosenzahl im Vorjahresvergleich: -165.000

Arbeitslosenquote gegenüber Vormonat: +0,4 Prozentpunkte auf 5,3
Prozent


Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung und Erwerbslosigkeit

Im Zuge der Winterpause ist die Arbeitslosigkeit von Dezember auf
Januar um 196.000 auf 2.406.000 gestiegen. Bereinigt um die saisonalen
Einflüsse wird für den Januar ein Rückgang um 2.000 im Vergleich zum
Vormonat errechnet. Gegenüber dem Vorjahr waren 165.000 weniger
Menschen arbeitslos gemeldet.

Die Unterbeschäftigung, die auch Personen in entlastenden
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und in kurzfristiger
Arbeitsunfähigkeit berücksichtigt, ist saisonbereinigt gegenüber dem
Vormonat um 22.000 gesunken. Insgesamt lag die Unterbeschäftigung im
Januar 2019 bei 3.291.000 Personen. Das waren 222.000 weniger als vor
einem Jahr.

Die nach dem ILO-Erwerbskonzept vom Statistischen Bundesamt ermittelte
Erwerbslosigkeit belief sich im Dezember auf 1,34 Millionen und die
Erwerbslosenquote auf 3,1 Prozent.


Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung sind
weiter gestiegen. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes hat sich
die Zahl der Erwerbstätigen (nach dem Inlandskonzept) im Dezember
saisonbereinigt gegenüber dem Vormonat um 42.000 erhöht. Mit 45,08
Millionen Personen fiel sie im Vergleich zum Vorjahr um 488.000 höher
aus. Das Plus beruht weit überwiegend auf dem Zuwachs bei der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung. Diese ist im Vergleich
zum Vorjahr um 666.000 gestiegen. Insgesamt waren im November nach
hochgerechneten Angaben der BA 33,50 Millionen Menschen
sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Saisonbereinigt ergibt sich
von Oktober auf November ein Anstieg um 50.000.


Arbeitskräftenachfrage

Der Personalbedarf bleibt zum Jahresbeginn anhaltend hoch. Im Januar
waren 758.000 Arbeitsstellen bei der BA gemeldet, 21.000 mehr als vor
einem Jahr. Saisonbereinigt hat sich der Bestand der bei der BA
gemeldeten Arbeitsstellen leicht um 3.000 Stellen erhöht. Der
Stellenindex der BA (BA-X) - ein Indikator für die Nachfrage nach
Arbeitskräften in Deutschland - stieg im Januar 2019 um einen Punkt
auf 255 Punkte und liegt damit vier Punkte über dem Vorjahreswert.


Geldleistungen

Insgesamt 825.000 Personen erhielten im Januar 2019 Arbeitslosengeld,
9.000 weniger als vor einem Jahr. Die Zahl der erwerbsfähigen
Leistungsberechtigten in der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB
II) lag im Januar bei 4.007.000. Gegenüber Januar 2018 war dies ein
Rückgang von 250.000 Personen. 7,4 Prozent der in Deutschland lebenden
Personen im erwerbsfähigen Alter waren damit hilfebedürftig.


Ausbildungsmarkt - Ende Nachvermittlung und Ausblick auf den
nächsten Herbst

Von Oktober 2018 bis Januar 2019 waren insgesamt 72.000
Ausbildungsstellen noch zum sofortigen Beginn gemeldet, die besetzt
werden sollten. Davon waren im Januar noch 11.000 unbesetzt.
Gleichzeitig waren 67.000 Bewerber gemeldet, die weiterhin, erneut
oder erstmalig eine Ausbildung zum sofortigen Eintritt suchten.
Insgesamt waren im Januar 2019 - zum Ende der Nachvermittlung - noch
27.000 gemeldete Bewerber unversorgt sowie weitere 21.000 Bewerber,
trotz vorhandener Alternative, weiterhin auf der Suche nach einer
Ausbildungsstelle.

Im Januar liegen erste Daten für das neue Berufsberatungsjahr 2018/19
vor. Die Zahl der gemeldeten Ausbildungsstellen liegt mit 413.000 um
18.000 höher als im Januar des Vorjahres. Die Bewerberzahl bewegt sich
mit 318.000 um 6.000 unter dem Vorjahresniveau. Der Ausbildungsmarkt
ist aktuell noch sehr stark in Bewegung. Deshalb ist es für eine
fundierte Bewertung noch zu früh.

Den ausführlichen Monatsbericht finden Sie im Internet unter

https://statistik.arbeitsagentur.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit Nr. 7 vom 30.01.2019

Bundesagentur für Arbeit, Pressestelle

Regensburger Strasse 104, 90478 Nürnberg

Telefon: 0911/179-2218, Fax: 0911/179-1487

E-Mail: zentrale.presse@arbeitsagentur.de

Internet: www.arbeitsagentur.de
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ROHSTOFFE/138: Produktion von Batteriezellen birgt massives menschenrechtliches Risiko (INKOTA)


INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 30. Januar 2019

Produktion von Batteriezellen birgt massives menschenrechtliches Risiko:

Bundesregierung muss Verantwortung für Kobalt-Lieferkette übernehmen



[Berlin/Dresden, 30. Januar 2019] - Die Bundesregierung springt der
angeschlagenen deutschen Automobilindustrie zur Seite und kurbelt die
Batteriezellenproduktion in Deutschland derzeit kräftig an. Dabei
blendet sie die menschenrechtlichen Risiken beim Kobalt-Abbau aus. Die
Entwicklungsorganisation INKOTA und das Ökumenische Netz Zentralafrika
(ÖNZ) warnen in einer neuen Studie vor dieser Strategie, appellieren
an gesetzlich verankerte Sorgfaltspflichten und fordern eine Stärkung
des Kleinbergbaus.

Mit Energiewende, Elektromobilität und Digitalisierung steigt seit
2016 der Kobalt-Bedarf weltweit rasant an. Das Schwermetall ist für
die nächsten drei Jahrzehnte unentbehrlich für die
Batteriezellenproduktion. Doch der Rohstoff kommt nur an wenigen Orten
der Erde vor und der Abbau birgt massive menschenrechtliche und
ökologische Risiken.

"Wenn die Bundesregierung die Batteriezellenproduktion in Deutschland
ankurbelt, muss sie von Anfang an die gesamte Lieferkette betrachten
und Automobil- und Batteriezellenindustrie dazu verpflichten, den
Kobaltabbau menschenrechtlich und ökologisch nachhaltig zu gestalten",
sagt Mit-Autorin Beate Schurath von INKOTA. "Wer Rohstoffe nutzt, muss
auch für die Wahrung von Menschenrechten Verantwortung übernehmen.
Dieses Prinzip muss gesetzlich verankert werden."

Die bei weitem größten Kobaltreserven befinden sich in der politisch
instabilen Demokratischen Republik Kongo (DR Kongo) in Zentralafrika.
Eine Taktik der weiterverarbeitenden Industrie besteht derzeit darin,
den in der DR Kongo weit verbreiteten Kleinbergbau zu umgehen, um
menschenrechtliche Probleme zu verringern. Damit nimmt sie jedoch bis
zu zehn Millionen Menschen rund um die Abbaugebiete die
Einkommensquellen. Und: Menschenrechtsverletzungen seriös ausschließen
kann - Stand heute - keines der beteiligten Unternehmen.

Die Bundesregierung unterstützt den Aufbau einer
Batteriezellenproduktion in Deutschland mit einer Milliarde Euro und
engagiert sich stark für den Ausbau der Elektromobilität.
"Menschenrechtliche Sorgfalt konsequent umzusetzen, würde bedeuten,
alle Kobaltproduzenten und weiterverarbeitenden Unternehmen
einzubeziehen, um Menschenrechtsrisiken und ökologische sowie soziale
Probleme entlang der Lieferkette zu minimieren", sagt Schurath.


Besonderer Fokus der Studie "Kobalt.kritisch³":
Kleinbergbau in der DR Kongo stärken

Die Studie "Kobalt.kritisch³" untersucht die sozialen,
menschenrechtlichen und ökologischen Herausforderungen, die mit dem
Abbau von Kobalt in der DR Kongo verbunden sind und geht dabei
implizit auf den Kleinbergbau ein. "Ein besonderes Augenmerk muss in
der Kobalt-Lieferkette auf die KleinschürferInnen in der DR Kongo
gelegt werden", sagt Gesine Ames vom Ökumenischen Netz Zentralafrika,
das die Studie mit herausgibt. "Sie sind bislang das schwächste Glied
und müssen als gleichberechtigte Partner in den internationalen Handel
integriert werden. Erst damit können Menschenrechtsverletzungen und
soziale Ungerechtigkeiten nachhaltig vermieden werden. Den
Kleinbergbau zu umgehen, ist keine Lösung."

Die Studie zeigt konkrete Handlungsoptionen auf, wie die
Kobalt-Wertschöpfungskette zukunftsfähig gestaltet werden kann und
baut auf zahlreichen Interviews mit Akteuren aus der DR Kongo auf.

Sie finden die Studie "Kobalt. kritisch³. Warum der Rohstoff
menschenrechtlich hochproblematisch ist" unter:

https://webshop.inkota.de/node/1560

 * 

Quelle:

INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 30. Januar 2019

Chrysanthemenstr. 1-3, 10407 Berlin

Telefon: 030-420 820 2-0, Fax: 030-420 820 2-10

E-Mail: inkota@inkota.de

Internet: www.inkota.de
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UNTERNEHMEN/2752: Thyssenkrupp muss seiner Verantwortung nach Dammbruch in Brasilien gerecht werden (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 31. Januar 2019

Hauptversammlung: Thyssenkrupp muss seiner Verantwortung nach Dammbruch
in Brasilien gerecht werden

- Geborstener Damm wurde von früherer Konzerntochter gebaut 

- Festhalten an umstrittenen Marineexporten in die Türkei 

- Rüstungskooperation mit Ägypten will Konzern weiter ausbauen



Bochum/Essen, 31.1.2019 - Kaum zwei Jahre ist es her, dass sich Thyssenkrupp
einer "bleischweren" Altlast in Brasilien entledigt und das Stahlwerk TKCSA
verkauft hat - schon droht neues Unheil. Der vor wenigen Tagen geborstene
Damm der Eisenerzmine Córrego do Feijao in Brasilien, durch den nach
derzeitigem Stand mindestens 84 Menschen getötet wurden, wurde von der
früheren Konzerntochter Ferteco Mineração gebaut und gehörte dem Konzern
bis 2001.

"Wir erwarten von Thyssenkrupp eine umfassende Kooperation bei der Klärung
der Ursachen für den Dammbruch. Es muss geprüft werden, ob das Unternehmen
bei Bau und Wartung damals sauber gearbeitet hat", sagt Tilman Massa vom
Dachverband der Kritischen Aktionär*innen aus Anlass der morgigen
Aktionärsversammlung von Thyssenkrupp in Bochum. Dort will der Dachverband
zusammen mit der Menschenrechtsorganisation urgewald Kritik an
Auslandsgeschäften des Konzerns üben.

Für Kritik sorgen auch die Rüstungsexportgeschäfte des Konzerns: Die für
Korruptions- und weitere Reputationsrisiken berüchtigte Marinesparte will
der neue Konzernchef Guido Kerkhoff trotz des laufenden Konzernumbaus
weiterführen, dem Bereich Überwasserschiffbau möchte er sogar wieder ein
größeres Gewicht geben.

"Thyssenkrupp setzt im Marinegeschäft weiter auf Export und nimmt dafür die
Aufrüstung autokratischer Regierungen wie in der Türkei und Ägypten in
Kauf", kritisiert urgewald-Campaignerin Kathrin Petz. "Neben der
menschenrechtlich verheerenden Bilanz liefern auch die blanken Zahlen genug
Gründe gegen diese Strategie. Der Projektfortschritt liegt unter, die
Kosten liegen über den Erwartungen."

Beispiel Türkei: Aktuell baut der Konzern gemeinsam mit türkischen
Unternehmen sechs U-Boote des Typs 214 in deutscher Lizenz und unterstützt
damit den Wunsch der von Recep Tayyip Erdogan regierten Türkei nach
rüstungstechnischer Autonomie. Darüber hinaus plant die Konzerntochter TKMS
weitere Exportgeschäfte mit türkischen Partnern. Beispiel Ägypten: Obwohl
bereits die Lieferung von zwei U-Booten zuletzt massiv in der Kritik stand,
sind zwei weitere U-Boote für Ägypten im Bau. Zudem hat der
Bundessicherheitsrat vor Kurzem den Export einer weiteren Fregatte des Typs
Meko 200 genehmigt.

"Aus Menschenrechtssicht spricht alles gegen eine Aufrüstung des mit harter
Hand regierenden Al-Sisi-Regimes, dennoch hofiert Thyssenkrupp Ägypten
weiter als Kunden. Dem türkischen Präsidenten Erdogan will der Konzern
genau die U-Boote liefern, die er für seine aggressive Außenpolitik
braucht", kritisiert Petz.

Weitere Informationen:

Gegenantrag: www.bit.ly/2DHOHry

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Januar 2019

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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SCHACH-SPHINX/06824: Und wieder lächelte die Nemesis (SB)


Solche Stellungen wie im heutigen Rätsel der Sphinx sind rechte
Kopfzergrübler. Weiß hatte zuletzt 1.Th3-h6 gespielt und damit eine
weitere Figur in eine Angriffsposition gebracht. Der Druck gegen den
schwarzen f6-Bauern wurde verstärkt. Für den Verteidiger wuchsen die
Schwierigkeiten ungleich schneller an als im Gegenzug für den
Angreifer, der bereits eine Figur geopfert hatte und nun um Sein oder
Nichtsein spielte. Wie aber sich effektiv verteidigen? So war
1...f6xg5 wegen 2.f5xe6+ indiskutapel. Nicht besser sah 1...Kf7-f8
aus. Nach 2.g5xf6 hinge die schwarze Stellung unrettbar im Fesselungs-
Spinnennetz. Der Gedanke lag nahe, eine weitere schwarze Figur zu
Verteidigungszwecken an den Konfliktherd heranzuführen. 1...Dc7-e7 bot
sich an, doch auch hier hatte Weiß eine starke Angriffsfortsetzung in
der Hinterhand mit 2.g5xf6 Se8xf6 3.Th6xf6+! De7xf6 4.Tg1-g6 Df6-e7
5.f5-f6 De7-e8 6.h2-h4 oder 6.Sb3-d4, um den Springer über f3 nach g5
zu befördern. Die Lage für den schwarzen König wäre auf jeden Fall
bedrohlich gewesen. Der gefährlichste weiße Stein war demnach der f-
Bauer und daher spielte der Nachziehende nun 1...e6xf5, um auf 2.e4xf5
Lc8xf5! 3.Dh7xf5 g7xh6 den weißen Turm zu verspeisen. Vielleicht gibt
es ja tatsächlich so etwas wie eine Nemesis, eine ausgleichende
Gerechtigkeit, denn der weiße Angriff, der hübsch vorangetrieben
worden war, reichte immer noch aus, um die Partie dank einer hübschen
Kombination ins Remis zu retten, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06824: Und wieder lächelte die Nemesis (SB)]



Bronstein - Suetin

Moskau 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der weiße König steckte, ohne es zu wissen, im engsten Mattnetz, das
sich nach 1...Sc5-b3+! 2.a2xb3 Sd7-c5! mit aller Wucht offenbarte. Das
drohende Matt auf b3 war jedoch nicht die einzige Sorge des Weißen.
Zugleich drohte auch ein Familienschach. Zwei Probleme, eine Lösung:
Weiß gab auf.
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LEHRMITTEL/220: Nominierungen "Schulbuch des Jahres 2019" stehen fest (idw)


Georg-Eckert-Institut - Leibniz-Institut für internationale
Schulbuchforschung - 30.01.2019

Nominierungen "Schulbuch des Jahres 2019" stehen fest

• Über 40 eingereichte Schulbücher

• Überzeugende Beispiele für innovative Add-ons

• Kategorie MINT in der Sekundarstufe II geht leer aus



Das Georg-Eckert-Institut - Leibniz-Institut für internationale
Schulbuchforschung (GEI) verleiht den Preis "Schulbuch des Jahres" seit
2012. Gemeinsam mit der Bundeszentrale für politische Bildung/bpb und dem
Didacta Verband zeichnet das Leibniz-Institut AutorInnen, HerausgeberInnen
und Schulbuchverlage für die Entwicklung und Produktion innovativer
Schulbücher aus und macht so die Bedeutung von Schulbüchern sichtbar. In
diesem Jahr wird der Preis für die besten drei Lehrwerke der Oberstufe in
den Kategorien Gesellschaft und Sprachen vergeben. Die Preisverleihung
findet am 19. Februar 2019 um 15.00 Uhr auf der Bildungsmesse didacta in
Köln statt.

Abihilfe, Wissensfundus oder Impulsgeber - was ist ein gutes Schulbuch für
die Oberstufe?

Die Jury war beeindruckt, dass viele der 40 eingereichten Schulbücher
nicht nur auf die Abiturvorbereitung ausgerichtet sind, sondern auch
Wissensgebiete unter neuen Aspekten erschließen und eigene Impulse zum
Weiterdenken geben. Die sechs nominierten Lehrwerke greifen aktuelle
Gegenwartsprobleme, die Spannung und Motivation erzeugen, auf und regen zu
Perspektivwechsel und Reflexionen an. Damit bieten sie eine Orientierung
weit über das Abitur hinaus. Digitale "Add-ons" ermöglichen alternative
Zugänge über visuelle Materialien oder thematische Vertiefungen.

"Der positive Trend der Schulbuchentwicklung, den die Jury seit 2012
beobachten konnte, wird dadurch etwas getrübt, dass die Kategorie MINT in
der Sekundarstufe II leer ausgeht. Das bedeutet nicht, so unsere
Vermutung, dass es nicht auch für diesen Bereich innovative Lehrwerke
gibt, wir konnten aber nur aus dem Pool der eingereichten Schulbücher
auswählen. Wir würden uns sehr freuen, wenn solche Schulbücher bei der
nächsten Ausschreibung eingereicht werden", betont Prof. Dr. Eckhardt
Fuchs, Direktor des GEI und Juryvorsitzender.

"Alle Schulfächer sind aufgerufen, Methoden zu entwickeln und Kenntnisse
zu vermitteln, die uns ermöglichen, die digitale Gesellschaft
mitzugestalten", sagt Thomas Krüger, Präsident der bpb. "Zukünftig wünsche
ich mir also nicht nur mehr digitale Schulbücher, sondern mehr zum Thema
Digitalisierung im Unterricht."

Der Preis steht unter der Schirmherrschaft der Kultusministerkonferenz
(KMK). In diesem Jahr wird Prof. Dr. R. Alexander Lorz die Auszeichnung
überreichen: "Mit Blick auf die zentrale didaktische Bedeutung des
analogen wie des digitalen Schulbuchs für einen guten Unterricht habe ich
gerne die Schirmherrschaft über den Wettbewerb und die Preisverleihung zum
"Schulbuch des Jahres" übernommen", erklärt der Präsident der
Kultusministerkonferenz.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1105

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-Eckert-Institut -

Leibniz-Institut für internationale Schulbuchforschung, 30.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/097: Kurz erklärt - Der Deutsche Bildungsserver und das Fachportal Pädagogik (idw)


DIPF - Leibniz-Institut für Bildungsforschung und Bildungsinformation -
30.01.2019

Kurz erklärt: Der Deutsche Bildungsserver und das Fachportal Pädagogik



Was bieten eigentlich der Deutsche Bildungsserver und das Fachportal
Pädagogik an? Vier neue Animationsfilme bringen das anschaulich auf den
Punkt. Die Videos des Bildungsservers wenden sich gezielt an pädagogische
Fachkräfte an Kitas und Schulen, Eltern und junge Erwachsene nach dem
Schulabschluss. Das Fachportal hat einen Film für Studierende produziert.
Sie alle erfahren in den kurzen Videos, dass sie sich in den übersichtlich
aufbereiteten und qualitätsgeprüften Inhalten der Portale zum Beispiel
über Schulformen, Lehrmaterialien, Studienangebote oder Fachliteratur
informieren können.

Der Deutsche Bildungsserver ist der Wegweiser zum Bildungssystem in
Deutschland. Er bietet allen an Bildungsthemen Interessierten Zugang zu
hochwertigen Informationen und Internetquellen - aktuell, umfassend und
kostenfrei. Der Bildungsserver verweist primär auf Internet-Ressourcen,
die unter anderem von Bund und Ländern, der EU, von Hochschulen, Schulen,
Landesinstituten, Forschungs- und Serviceeinrichtungen sowie Einrichtungen
der Fachinformation bereitgestellt werden.

Das Fachportal Pädagogik ist der zentrale Einstieg in die
wissenschaftliche Fachinformation für Bildungsforschung,
Erziehungswissenschaft und Fachdidaktik. Es ist kostenfrei verfügbar und
unterstützt damit den offenen Zugang zu wissenschaftlichen Quellen (Open
Access). Im Mittelpunkt des Services stehen Literaturdatenbanken,
Forschungsdatenquellen sowie strukturierte Informationen zu verschiedenen
Aspekten der Erziehungswissenschaft und Bildungsforschung.

Die vier neuen Animationsfilme stellen diese vom DIPF | Leibniz-Institut
für Bildungsforschung und Bildungsinformation bereitgestellten Angebote in
aller Kürze vor:

• Der Deutsche Bildungsserver für Fachkräfte aus der Bildungspraxis:

www.bildungsserver.de/filme/DBS_Bildungspraktiker.mp4

• Der Deutsche Bildungsserver für Eltern:

www.bildungsserver.de/filme/DBS_Eltern.mp4

• Der Deutsche Bildungsserver für Schulabgängerinnen und -abgänger:

www.bildungsserver.de/filme/DBS_Schulabgaenger.mp4

Das Fachportal Pädagogik für Studierende:

www.fachportal-paedagogik.de/videos/FPP_Studierende.mp4


Über das DIPF:

Das DIPF ist das Leibniz-Institut für Bildungsforschung und
Bildungsinformation mit Standorten in Frankfurt am Main und in Berlin. Es
will dazu beitragen, den Zugang zu Bildung und die Qualität von Bildung zu
verbessern. Dafür unterstützt das Institut Schulen, Kindertagesstätten,
Wissenschaft, Verwaltung und Politik mit empirischer Forschung,
wissenschaftlichen Infrastrukturen und Wissenstransfer.

Weitere Informationen unterL

http://www.bildungsserver.de

- der Deutsche Bildungsserver

http://www.fachportal-paedagogik.de

- das Fachportal Pädagogik

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution270

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

DIPF - Leibniz-Institut für Bildungsforschung und Bildungsinformation, 30.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/360: Handball-Weltmeisterschaft - Modell für zukünftige Sportevents!? (idw)


Deutsche Sporthochschule Köln - 30.01.2019

Modell für zukünftige Sportevents!?



Bei der ersten gemeinsamen Handball-Weltmeisterschaft der Männer haben
Dänemark und Deutschland organisatorisch vieles richtig gemacht. Die
Befragten einer Zuschauer*innenumfrage in Herning und Köln waren sich
überwiegend einig, dass beide Länder viele Gemeinsamkeiten für die
Austragung des Sportevents aufweisen, auch wenn einem Teil gar nicht
bewusst war, dass beide Länder zusammen die WM ausrichten. Die Wahrnehmung
als ein Event ist jedoch, neben dem sportlichen Erfolg der ausrichtenden
Nationen, ein zentraler Erfolgsfaktor, vor allem für gesellschaftliche
Wirkungen.

Die gemeinsame Ausrichtung von Sportgroßveranstaltungen durch mehrere
Länder - auch als Co-Hosting bezeichnet - ist eine Entwicklung, die in den
letzten Jahren stark zugenommen hat, auch in den nächsten Jahren wird die
Anzahl von co-hosted Sportevents weiter steigen. Aus diesem Grund wurden
im Rahmen eines wissenschaftlichen Projekts während der Handball-WM 2019
die Zuschauer*innen der Hauptrundenspiele in Herning (Dänemark) und Köln
befragt. Erste Ergebnisse einer Teilauswertung liefern interessante
Einsichten zum Phänomen Co-Hosting von Sportevents.

Die Befragten in beiden Ländern nehmen es als besonders passend wahr, dass
Dänemark und Deutschland die WM zusammen ausrichten. Einem Teil der
Befragten in beiden Ländern war jedoch gar nicht bewusst, dass die
Handball WM durch zwei Länder ausgetragen wurde. Die Ergebnisse zeigen,
dass die Wahrnehmung als ein gemeinsames Sportevent in Dänemark (63%)
deutlich stärker ausgeprägt ist als in Deutschland (45%). In einer
vorherigen Studie wurde die Wahrnehmung als eine Sportgroßveranstaltung
als wichtige Voraussetzung für den Erfolg von co-hosted Sportevents und
daraus resultierender gesellschaftlicher Wirkungen identifiziert.

Eine zweite wesentliche Voraussetzung ist der sportliche Erfolg der
ausrichtenden Nationen. In beiden Ländern wird das sportliche Abschneiden
der eigenen Nationalmannschaft als erfolgreich (DK: 6,7 | D: 6,3) und das
sportliche Abschneiden des anderen Ausrichters positiv (DK: 5,4 | D: 5,9)
bewertet. Deutlich differenzierter werden die Wirkungen des sportlichen
Erfolgs in beiden Ländern gesehen. Die Befragten in Dänemark verbinden mit
dem sportlichen Auftreten ihrer Nationalmannschaft eine erhöhte nationale
Identität (6,0) und eine Demonstration des Nationalstolzes international
(6,3), die arithmetischen Mittelwerte auf einer 7er Skala weisen für
Deutschland mit 4,9 bzw. 4,8 deutlich geringere Werte auf.

In Bezug auf den Nutzen von gemeinsam ausgerichteten Sportevents
unterscheiden sich die dänischen Befragten von den deutschen nur
geringfügig. In beiden Ländern zeigen sich hohe Zustimmungswerte dafür,
dass die gemeinsame Ausrichtung der Handball WM 2019 ein wunderbares
Beispiel für gelebte europäische Zusammenarbeit ist und belegt, dass
Sportgroßveranstaltungen nachhaltig umgesetzt werden können. Mögliche
Negativeffekte, wie höhere Kosten, verstärkte Rivalität zwischen den
beiden ausrichten Nationen oder verminderter Stolz über die Ausrichtung
der Sportgroßveranstaltung im Vergleich zur alleinigen Ausrichtung, wurden
verneint. Daher ist es auch nicht verwunderlich, dass in beiden Ländern
eine hohe Unterstützungsbereitschaft für das Event vorliegt.

"Die Handball WM 2019 ist ohne Zweifel ein gutes Beispiel dafür, dass
Sportgroßveranstaltungen als Co-Hosting nachhaltig und mit hoher
gesellschaftlichen Akzeptanz umgesetzt werden können", lautet das erste
Fazit von Projektleiter Dr. Stefan Walzel. "Die Kosten und die Risiken für
die Ausrichtung werden zwischen den Ausrichtern verteilt, die bestehende
Sportinfrastruktur in beiden Ländern wurde sinnvoll genutzt, und durch
zwei Heimmannschaften sind die Arenen bei fast allen Spielen gut gefüllt.
Dies spiegelt sich u.a. auch in den Zuschauerrekorden und Ticketeinnahmen
wider. Das Co-Hosting entwickelt sich somit immer mehr zu einer sinnvollen
und nachhaltigen Alternative im Vergleich zur Alleinausrichtung von
Sportgroßveranstaltungen. Zukünftige Ausrichter von co-hosted Sportevents
sollten jedoch das Potential für gesellschaftliche Wirkungen über
Ländergrenzen hinweg nutzen und proaktiv gemeinsame Maßnahmen planen und
umsetzen."

Die Befragung wurde im Rahmen eines wissenschaftlichen Projekts von
Sportmanagementstudierenden der Deutschen Sporthochschule Köln unter
Leitung von Dr. Stefan Walzel und mit Unterstützung von Manuel Eickhoff
durchgeführt.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution532

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Sporthochschule Köln, 30.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





MELDUNG/248: Kampnagel dreimal zum Theatertreffen 2019 eingeladen


Kampnagel - Presseinformation vom 30. Januar 2019

Kampnagel dreimal zum Theatertreffen 2019 eingeladen



Unter den zehn Inszenierungen, die die Jury des Berliner
Theatertreffens 2019 als die besten des vergangenen Jahres gekürt hat,
sind gleich drei Kampnagel-Koproduktionen:

UNENDLICHER SPASS von Thorsten Lensing (März 2018), GIRL FROM THE FOG
MACHINE FACTORY von Thom Luz war beim Internationalen Sommerfestival
2018 als deutsche Erstaufführung zu sehen und She She Pops ORATORIUM
gastiert vom 8. bis zum 10. Februar 2019 auf Kampnagel.

Kampnagel Intendantin Amelie Deuflhard und Andras Siebold, der
Künstlerische Leiter des Internationalen Sommerfestivals:
"Diese Auswahl ist eine großartige Bestätigung der Rolle der
Internationalen Produktionshäuser. Durch Kooperationen
unterschiedlicher Häuser ermöglichen wir innovativen Künstler*innen
außerhalb des Stadttheaterkontextes zu produzieren, ihre Arbeiten zu
touren und einem großen Publikum zugänglich zu machen. Die dreifache
Einladung zum Theatertreffen zeigt die herausragende künstlerische
Qualität dieser Arbeiten und euphorisiert uns sehr. Herzlichen
Glückwunsch den Künstler*innen."

She She Pop

ORATORIUM

Fr. 08.02. bis So. 10.02. /20:00

Performance

Thorsten Lensing

UNENDLICHER SPASS

März 2018

Thom Luz

GIRL FROM THE FOG MACHINE FACTORY

Internationales Sommerfestival 2018


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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VERBAND/621: Vom Paradiesvogel zur Feldlerche - Der NABU feiert 120. Geburtstag (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 28. Januar
2019

Vom Paradiesvogel zur Feldlerche

Der NABU feiert 120. Geburtstag



Berlin - "Vom Paradiesvogel zur Feldlerche" - Unter diesem Motto
blickt der NABU auf seinen 120. Geburtstag am 1. Februar 2019. 1899
gründete Lina Hähnle den Deutschen Bund für Vogelschutz (BfV), der
seit 1990 mit dem Zusammenschluss ost-und westdeutscher Naturschützer
Naturschutzbund Deutschland heißt. Heute ist der NABU ein moderner
Umweltverband mit einem breiten Themenspektrum. Er engagiert sich für
eine naturverträgliche Landwirtschaft, in der Insekten und Vögel eine
Zukunft haben, den Schutz der Meere, streitet für eine
umweltverträgliche Energie- und Verkehrswende, entwickelt Konzepte zur
Abfallvermeidung und mischt sich in die politischen Debatten ein - in
Berlin, Brüssel und bundesweit mit seinen mehr als 2.000 Gruppen. Mit
700.000 Mitgliedern und Förderern ist er der größte deutsche
Umweltverband. Rund 40.000 ehrenamtlich aktive Naturschutzmacherinnen
und Naturschutzmacher engagieren sich für die Natur vor Ort: Sie
initiieren Artenschutzprojekte vom Fledermaus- bis zum
Schwalbenschutz, pflegen artenreiche Lebensräume, erklären die Natur
bei Führungen und erheben ihre Stimme in Beteiligungsverfahren
beispielsweise bei Ortsumgehungen und anderen Infrastrukturplanungen.

"Es ist ein stolzes Alter und ein langer, erfolgreicher Weg, den
unser Verband seit seiner Gründung durch Lina Hähnle zurückgelegt hat.
Die Motivation heute und damals ist gleich geblieben. Es geht im Kern
darum, unseren faszinierenden Planeten mit seiner atemberaubenden
Vielfalt zu erhalten und zu schützen, vor unserer Haustür und in
unseren Projektregionen. Ich danke unseren Mitgliedern, Unterstützern,
Partnern und besonders unseren Naturschutzmacherinnen und
Naturschutzmachern für ihren unermüdlichen Einsatz", sagt
NABU-Präsident Olaf Tschimpke. Den Rückgang von Lebensräumen und den
Schwund von Insekten, Feldvögeln und vielen weiteren Arten
aufzuhalten, die Zerschneidung und Versiegelung der Landschaft
einzudämmen und ein ambitioniertes Klimaschutzgesetz werden in diesem
Jahr wichtige Herausforderungen für die Umweltpolitik.

Auch hat der NABU längst Vorschläge vorgelegt, wie eine
umweltverträglichere Förderung von Landwirten künftig aussehen kann.
"Wir brauchen eine neue EU-Agrarpolitik. Steuergelder müssen so
verteilt werden, dass Natur und Landwirte gleichermaßen profitieren.
Statt pauschaler Förderung sollten Leistungen an Naturschutzmaßnahmen
gekoppelt sein. Wir brauchen Vielfalt in der Landschaft, mehr Wiesen
und Weiden statt öder Nutzpflanzensteppen", so der NABU-Präsident.

Starke Nicht-Regierungsorganisationen seien ein wichtiger Teil einer
funktionierenden lebendigen Demokratie. Vor diesem Hintergrund warnte
der Präsident vor Bestrebungen aus der Politik, die Klagerechte von
Umweltverbänden, vor Gericht gegen umstrittene Behördenentscheidungen
vorzugehen, einzuschränken. Erst Ende vergangenen Jahres gab es dazu
einen Vorstoß der Bundesländer. "Diese Beteiligung ist ein hohes Gut,
davon profitieren alle letztlich durch Planungssicherheit. Die
Verbandsklage gibt der Natur, die sich nicht selbst verteidigen kann,
eine starke Stimme. Wir klagen nicht um des Klagens Willen, sondern
da, wo nicht sorgfältig geplant oder Vorgaben nicht ausreichend
berücksichtigt wurden", so Tschimpke.

Unter Lina Hähnle erzielte der Verband 1908 den ersten großen Erfolg
mit der Verschärfung des Reichs-Vogelschutzgesetzes, das den bis dahin
in Deutschland noch üblichen Krammetsvogelfang, den Fang vor allem von
Wacholderdrosseln, verbot. Die erste internationale und damals schon
bildstarke Kampagne setzte sich 1910 gegen die
"Schmuckvogelausrottung" ein. Die Motive zeigen Damen mit opulentem
Kopfputz. Denn die prachtvollen Schmuckfedern der Paradiesvögel und
vieler Reiher waren seinerzeit ein begehrtes Objekt für die Hutmode.
Der Einsatz für Vögel ist bis heute zentral für die NABU-Aktivitäten:
Das reicht vom Klassiker unter den Naturobjekten, dem "Vogel des
Jahres" aktuell mit der gefährdeten Feldlerche als Jahresvogel 2019 ,
über die Citizen-Sciene-Aktionen "Stunde der Gartenvögel" und "Stunde
der Wintervögel", an denen sich über 130.000 Menschen beteiligen, bis
zur klassischen praktischen Naturschutzarbeit und fachlichen und
umweltpolitischen Öffentlichkeits- und Gremienarbeit.

Der Kauf aus Naturschutzsicht wertvoller Flächen, um Ökosysteme
dauerhaft zu schützen, ist bis heute aktuell. Am Federsee erwarb Lina
Hähnle 1911 mit privatem Kapital das erste große Naturschutzgebiet in
einer Größe von damals 16 Hektar. Im Federseemoor in Baden-Württemberg
besitzt der NABU heute etwa 500 Hektar. Diese Tradition führt die 2002
gegründete NABU-Stiftung Nationales Naturerbe erfolgreich fort.
Inzwischen hat sie mehr als 20.000 Hektar Lebensraum für seltene und
bedrohte Tiere und Pflanzen gesichert.

Mit Blick auf ein weiteres Jubiläum in diesem Jahr - 30 Jahre
Mauerfall - ist der NABU stolz auf den erfolgreichen Zusammenschluss
der Naturschützerinnen und Naturschützer in Ost und West. Der heutige
NABU ist eine der wenigen Organisationen, die bei der Vereinigung den
Namen des Ost-Partners (damals "Naturschutzbund in der DDR")
übernehmen. NABU-Markenzeichen ist der Weißstorch. Den Wappenvogel
trägt der Verband seit 1966 im Logo. Die Zuteilung des
"Nationalvogels" erfolgte damals durch den Internationalen Rat für
Vogelschutz, heute BirdLife International.

NABU-Chronologie: www.NABU.de/geschichte

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst 7/19, 28.01.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

Tel.: 030/284 984-1510, Fax: 030/284 984-2000
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Internet: www.NABU.de
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AFRIKA/119: Kampf um Kenias Ressourcen - Flüsse als Zündfunke und Lebensader (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 4/2018

Lebensadern unserer Erde

Flüsse - begradigt, gestaut, zerstört.

Kampf um Kenias Ressourcen

Flüsse als Zündfunke und Lebensader

von Timm Bunke



Kenia war lange Zeit als Safariland bekannt. In den letzten Jahren
beherrschten jedoch Ausschreitungen zwischen Ethnien, islamistischer
Terror und Korruption die Schlagzeilen. Eine außergewöhnliche Aktion
wirbt für die nachhaltige Nutzung eines Flusses im trockenen Norden
Kenias und die friedliche Koexistenz seiner AnrainerInnen.


Früher führte der Fluss 10 Monate im Jahr Wasser. Heute nur noch
2, er trocknet einfach aus, klagt der Viehhirte Adan Mohammed. Der
Fluss Ewaso Nyrio ist die Lebensader von etwa 3,6 Millionen Menschen.
Er entspringt der Westflanke des Mount Kenya und bringt wertvolles
Wasser in die häufig von Dürren bedrohten ariden Regionen im Norden
Kenias. Das Land ist zu karg, um dauerhaft Felder zu bestellen. An den
Ufern des Ewaso Nyrio erwirtschaften die meisten Menschen ihre
Lebensgrundlage als nomadische ViehhirtInnen. Auf der Suche nach
frischen Weiden und Wasser für ihr Vieh ziehen sie durch die
Landschaft. Viele pflegen seit Jahrhunderten einen pastoralen
Lebensstil, bei dem die Haltung von Nutztieren wie Kamelen, Rindern,
Schafen und Ziegen zur Nahrungsgewinnung im Vordergrund steht.
Landbesitz in seiner europäischen Form ist hier nicht existent,
vielmehr steht die Nutzung des Landes - oft auch über ethnische und
staatliche Grenzen hinweg - im Vordergrund. Wo für das westliche Auge
weite Landflächen brachliegen, sind dies für PastoralistInnen oftmals
traditionelle Weidegründe, die nur saisonal genutzt werden.

Konflikte um Wasser und Weideland

Doch das lebenswichtige Wasser ist zunehmend Grund für Konflikte, die
immer wieder zwischen den lokalen Gemeinden und zwischen den
verschiedenen ethnischen Gruppen entstehen, die um den Fluss als
Ressource für Wasser und Weideland konkurrieren. Aber nicht nur der
Zugang zu Wasser und Weide, auch Viehdiebstahl oder die Besetzung
politischer Positionen vor dem Hintergrund einer ethnisierten
politischen Landschaft sorgen für Streit und gewaltsame
Auseinandersetzungen. Oft sind auch Landrechte unklar und dadurch
strittig. Häufig entscheidet Korruption und die Zugehörigkeit zu einer
bestimmten Ethnie, wer Land besitzt.

Die für die PastoralistInnen verfügbare Landfläche verringert sich
stetig durch raumgreifende Infrastrukturprojekte, Umweltzerstörung und
Dürren, aber auch durch prinzipiell sinnvolle Umweltschutzmaßnahmen,
die jedoch oft die lokale Bevölkerung nicht einbeziehen. Der Norden
Kenias war lange vernachlässigt und soll nun durch zahlreiche
Bauprojekte gefördert werden. Heute versucht die kenianische Regierung
im Rahmen breit angelegter Investitionsprogramme den dünn besiedelten
Norden infrastrukturell und vor allem touristisch zu fördern: neue
Wildtierreservate, geteerte Highways, eine Pipeline von der Küste zu
den neu entdeckten Ölfeldern im Nordwesten, eine Eisenbahnlinie, ein
Schlachthaus und eine Retortenstadt für TouristInnen. Einer der
größten Flughäfen Kenias und ein Staudamm werden gebaut.
Infrastrukturmaßnahmen wurden zwar von vielen Menschen lange ersehnt,
mit ihnen verschärfen sich jedoch bestehende Konflikte um Ressourcen
weiter. Insbesondere die entstehende Talsperre Crocodile Jaw wird von
AnwohnerInnen sehr kritisch betrachtet, da die Aufstauung des Ewaso
Nyiro zu einer sich weiter verschlimmernden Wasserknappheit führen
würde. Der Nutzungsdruck wird noch verstärkt, indem großflächig
wasserintensive Exportgüter am Oberlauf des Ewaso Nyrio angebaut
werden, etwa Rosen für europäische VerbraucherInnen. Direkte
Auswirkungen auf die Pegelstände flussabwärts sind die Folge.

Geeignetes Weideland ist rar im Norden Kenias. Die Herden der
PastoralistInnen beanspruchen die krautige Pflanzendecke einer Weide
oft stärker, als diese sich regenerieren kann. Die ökologische
Tragfähigkeit der Weide kommt durch die Dauer und Intensität der
Beweidung bald an ihre Grenze. Die Folgen sind Überweidung und
Bodendegradation. In stark überweideten Gebieten können nur noch
Ziegen leben, die die Vegetation jedoch noch stärker schädigen.
Überweidung jedoch führt zu Desertifikation, also zu Versteppung oder
fortschreitender Wüstenbildung. Diese schränkt den Zugang der
HirtInnen zu alternativen Weideflächen und Wasserstellen erheblich
ein.

Gewalt und Extremismus vorbeugen

Die Verknappung von natürlichen Ressourcen und die historische
Vernachlässigung Nordkenias führen zu Perspektivlosigkeit in der
Bevölkerung. Kombiniert mit der Nähe zu Somalia begünstigt dies eine
voranschreitende islamistische Radikalisierung. Die hauptsächlich in
Somalia agierende Islamistenorganisation Al-Shabaab ist zunehmend auch
in Kenia aktiv: Terroranschläge erreichten in der Vergangenheit
bereits die Hauptstadt Nairobi sowie die touristisch wichtigen
Küstengebiete. In Nordkenia verstärkte Al-Shabaab in den letzten
Jahren die Rekrutierungstätigkeit.

Isiolo County beispielsweise gilt vor dem Hintergrund schwieriger
Lebensumstände und historischer Ungleichheiten als wichtiges
Rekrutierungsgebiet für radikal-islamistische Organisationen. Um einer
voranschreitenden Radikalisierung vorzubeugen, ist es wichtig, diese
früh zu erkennen und zu verhindern. Dazu muss die Widerstandsfähigkeit
der Bevölkerung gegen Gewalt und Extremismus gestärkt und die
Beziehungen zwischen Bevölkerung und Sicherheitsbehörden sowie
zwischen der Zivilgesellschaft und der (Lokal-)Regierung verbessert
werden. Beispielsweise steht auf der einen Seite oft
unverhältnismäßige Gewaltanwendung durch die Polizei, auf der anderen
Seite das offene Misstrauen der Jugendlichen. Zunächst ist es
unerlässlich, Vertrauen aufzubauen, damit Informationen und
Erfahrungen ausgetauscht werden können. Teil eines partizipativen
Aktionsplans können gemeinsame Sportveranstaltungen, beispielsweise
Fußballturniere mit Jugendlichen und der Polizei, sein.

Dieser verbesserte Zusammenhalt kann auch in Bezug auf die
Wasserressourcen in Isiolo County eine doppelte Funktion spielen. So
hängt die voranschreitende Radikalisierung nach Meinung unserer
Partnerorganisationen[1] stark mit dem Wegbrechen von (traditionellen)
Lebensgrundlagen zusammen und ist damit eng mit der Wasserknappheit
verknüpft. Zudem sind die Sensibilisierung von Konfliktparteien und
die anhaltende Beziehungsarbeit ebenso zentral für einen gemeinsamen
Einsatz für Wasserressourcen wie auch gegen Radikalisierung.

Indigenes Ressourcenmanagement

Unklare Nutzungsrechte von Wasser und Weideland sind weit verbreitete
Konfliktursachen in der Region. Auch hier können traditionelle
Autoritäten dabei gestärkt werden, Konflikte schneller zu lösen, wenn
über ethnische Grenzen hinausgehende Mechanismen des
Ressourcenmanagements unterstützt und wiederbelebt werden. Ein
Beispiel sind sogenannte Weide- und Wasserkomitees, die regeln, wessen
Herden wann, wo und wie lange grasen. In diesen Komitees können
oftmals langjährig verfeindete Gruppen wieder miteinander ins Gespräch
gebracht werden und gemeinsam eine Lösung für ihren Streit finden. Die
Komitees rekrutieren sich aus der Bevölkerung und oftmals nehmen
traditionelle Autoritäten daran teil, um an einer gemeinsamen Lösung
zu arbeiten. So werden zukünftige Konflikte entschärft, die etwa bei
der Landverteilung, im Rahmen entstehender Infrastruktur oder beim
Zugang zu verknappenden Wasserressourcen drohen.

Ein Bündnis für den Fluss

Um das Management von Ressourcen wie Wasser und Weideland nachhaltig
zu stärken, rief ein Bündnis von zivilgesellschaftlichen kenianischen
Organisationen dieses Jahr zum 5. Mal zu einer Kamel-Karawane[2] für
den Fluss Ewaso Nyrio im trockenen Norden Kenias auf. Viele ansässige
Nomaden, wie Adan Mohammed, begleiteten die kenianischen
AktivistInnen. Mit 15 Kamelen wanderte die Kamel-Karawane 300
Kilometer entlang des Ewaso-Nyrio-Flusses. Auf diese Weise machten 50
Menschen während der 6 Tage dauernden Aktion auf die vielfältigen
Bedrohungen für den Fluss aufmerksam.

Die AktivistInnen konnten mit den Menschen entlang des Flusses direkt
und außerhalb von Konferenzräumen über die Probleme, Befürchtungen und
Nöte sprechen und diese unmittelbar begreifen. Die multi-ethnische
Zusammensetzung der Kamel-Karawane erleichterte zudem den direkten
Erfahrungsaustausch und brachte Anrainer des Ewaso Nyrio zusammen, um
gemeinsam für den Fluss einzutreten. Zeitungen und das kenianische
Fernsehen berichteten über die Aktion. Einige richtungsweisende
Gespräche über Folgeaktivitäten haben die AktivistInnen bereits mit
Behörden- und RegierungsvertreterInnen führen können. Der
Vize-Gouverneur eines Counties am Oberlauf des Ewaso Nyiro berief eine
Tagung aller umliegenden Counties ein, um ein faires
Ressourcenmanagement zu fördern und den Zugang zu Wasser und Weideland
gerecht zu regeln.

Die Kamel-Karawane gibt den PastoralistInnen wie Adan Mohammed
Hoffnung, dass ihre Probleme gesehen und von allen Beteiligten
gemeinsam bearbeitet werden können.


Autor Tim Bunke ist promovierter Ethnologe mit Erfahrung
in Tansania und Sambia. Er arbeitet seit Oktober 2016 als Kooperant
und Friedensfachkraft des Weltfriedensdienst e. V. mit Isiolo Peace
Link in Kenia.[3]



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz
für Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten
der deutschen NROs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.


Anmerkungen

1. Informationen zur Partner-NGO Isiolo Peace Link, Kenia: 

www.facebook.com/IPLcbo2017.

2. 2 kurze Videos zur Kamel-Karawane:

www.weltfriedensdienst.de/kenia-eine-kamel-karawane-fuer-den-fluss.

3. Informationen zum Projekt des Weltfriedensdienst e. V.: 

www.weltfriedensdienst.de/kenia-gemeinsam-fuer-eine-gerechte-landverteilung

 * 
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SCHADSTOFFE/166: Salzig und braun - Wie die Kohle unserem Wasser schadet (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 4/2018

Lebensadern unserer Erde

Flüsse - begradigt, gestaut, zerstört.

Salzig und braun

Wie die Kohle unserem Wasser schadet

von Greta Pallaver



Durch den Abbau von Braunkohle gelangen die Minerale Sulfat und
Eisenhydroxid (Eisenocker) in Flüsse und Grundwasser. In der Lausitz
hat dies weitreichende Schäden zur Folge: die Verockerung des
Spreewaldes, die Zerstörung eines geschützten Ökosystems und die
Gefährdung des Trinkwassers. Die TagebaubetreiberInnen als
VerursacherInnen dieser Schäden müssen auch für die dadurch
entstehenden Kosten aufkommen.


Der weltweite Abbau von Kohle und deren Verbrennung in
Kraftwerken ist nicht nur maßgeblich für den Klimawandel, die
Zerstörung von Siedlungen, Landschaften und Ökosystemen
verantwortlich, sondern wirkt sich auch negativ auf Flüsse und
Gewässer in der Nähe der Kohleabbaugebiete aus. Für den Kohleabbau
sowie für die Verfeuerung der Kohle in den Kraftwerken werden sehr
große Mengen an Wasser benötigt, die aus den Einzugsbereichen von
Flüssen gewonnen werden. Zunächst muss der Grundwasserspiegel
abgesenkt und das Wasser abgepumpt werden, um die Kohle aus den
Tagebauen zu befördern. Dann wird Wasser benötigt, um die Kohle zu
waschen, wobei in dem Prozess giftige Chemikalien ins Wasser gelangen
können. Außerdem werden weitere große Mengen an Wasser gebraucht, um
die Kraftwerksblöcke zu kühlen und um auf den Aschedeponien den Staub
zu binden. All dies wirkt sich negativ auf den Wasserhaushalt sowie
auf die Qualität von Grundwasser und Flüssen aus.[1]

Lausitz: braune Spree zerstört Lebensraum von Tieren und Pflanzen


In der Lausitz wird seit über 100 Jahren Braunkohle abgebaut. Bis zu
230 Millionen Kubikmeter Grundwasser werden dort jedes Jahr durch den
aktiven Braunkohlebergbau abgepumpt. Das ist mehr, als Industrie,
Trinkwasserwerke und Landwirtschaft zusammen in Brandenburg
verbrauchen.[2] Beim Absenken des Grundwassers kommt das Mineral
Eisenpyrit, welches am Boden lagert, an die Oberfläche, reagiert mit
Sauerstoff und bildet die Oxidationsprodukte Sulfat und Eisenhydroxid,
auch Eisenocker genannt. Sobald das Grundwasser nach Schließung der
Tagebaue wieder steigt, gelangen Eisenhydroxid sowie Sulfat in die
Fließgewässer und Seen der Lausitz. Aber auch aus den aktiven
Tagebauen gelangt das verschmutzte Wasser, das abgepumpt wurde, zurück
in die Spree.[3]

Durch das Eisenocker färbt sich das Wasser in der Spree und im
Spreewald bräunlich bis rostrot. Das Mineral legt sich am
Gewässergrund und am Ufer ab und bildet einen braunen Schlamm, der für
Fische, Wasserpflanzen und Insektenlarven unbewohnbar ist. Ebenso wird
vermutet, dass Sulfat aquatische Organismen wie Muscheln und Krebse
negativ belastet.[4] Dadurch wird vielen weiteren Tieren ihre
Nahrungsgrundlage entzogen. Somit belasten die Tagebaue und deren
langfristige Folgen ganze Ökosysteme.

Der braune Schlamm hat sich bereits stark ausgebreitet, selbst dort,
wo er im Wasser nicht sichtbar ist. So ist die Talsperre Spremberg
Teil eines umfassenden Wassermanagements, das nötig geworden ist, um
das Eisenocker zurückzuhalten. Das einstige Anglerparadies wurde
dadurch in eine leblose Flusskläranlage umgewandelt. Bei Hochwasser
drohen erhebliche Mengen Eisen vom Gewässergrund aufgewirbelt zu
werden und Richtung Spreewald abzufließen.

Gefahren für lokale Erholungsgebiete

Der Spreewald zählt zu den UNESCO-Biosphärenreservaten und ist für den
lokalen Tourismus von größter Bedeutung. Eine Verockerung und
Belastung des Spreewalds stellt daher auch für das bekannte Erholungs-
und Tourismusgebiet eine wesentliche Gefahr dar. Nur dank eines
kostenintensiven Maßnahmenpakets konnte die sichtbare Verschmutzung
des Spreewalds rückgängig gemacht werden. Allerdings ist die Gefahr
einer weiteren Verockerung immer noch gegeben - besonders im Dürrejahr
2018.

Auch Seen sind von den Folgen des Kohleabbaus betroffen. So hat sich
beispielsweise das Wasser am Deulowitzer See seit 1958 aufgrund des
näherrückenden Tagebaus Jänschwalde bereits mehr als 50 Meter
zurückgezogen.

Sulfat: das Damoklesschwert über Berlins Trinkwasser

Das sulfathaltige Wasser aus den Tagebauen wird nach und nach zurück
in die Spree geleitet. Dies hat weitreichende Folgen nicht nur für das
Ökosystem, sondern auch für die BewohnerInnen Berlins. Im Wasserwerk
Friedrichshagen, Berlins größtem Wasserversorger, wird etwa 60 Prozent
des Trinkwassers aus dem Uferfiltrat von Spree und Havel gewonnen.
Uferfiltrat bezeichnet Trinkwasser, welches aus dem
Oberflächengewässer gewonnen wird. Die Wasserwerke müssen
sulfalthaltiges Uferfiltrat aus der Spree mit sauberem Wasser mischen,
damit der Sulfatgrenzwert von 250 Milligramm pro Liter im Trinkwasser
eingehalten werden kann. Dieser Grenzwert wird durch die
Trinkwasserverordnung vorgeschrieben, denn Sulfat verschlechtert nicht
nur den Geschmack des Wassers - das Trinkwasser wird versalzen -
sondern kann ab 500 Milligramm pro Liter Durchfall und Erbrechen vor
allem bei Kleinkindern und Säuglingen verursachen.

Auch weitere Wasserbetriebe entlang der Spree, wie etwa die
Wasserwerke Frankfurt (Oder), sind auf eine gute Wasserqualität der
Spree angewiesen, um den Trinkwassergrenzwert einzuhalten. Allerdings
sind sie mit schwer kalkulierbaren Risiken konfrontiert. Einerseits
soll der ehemalige Tagebau Cottbus nach Plänen der Lausitz Energie
Bergbau AG (LEAG) bald mit Spreewasser geflutet werden. Durch den
Durchlauf von Spreewasser durch den neuen See könnte letztlich die
Sulfatkonzentration im Fluss selbst steigen, da die Innenkippe des
ehemaligen Tagebaus extrem hohe Sulfatkonzentrationen aufweist.
Andererseits stellen niederschlagsarme Perioden einen gegenwärtigen
Risikofaktor für die Qualität des Trinkwassers dar.

Gerade jetzt sind infolge des besonders trockenen Jahres 2018 die
Mengen an sauberem Wasser zur Vermischung knapp und werden bei
anhaltender Trockenheit zunehmend geringer.

Die Rückhaltebecken, in denen die TagebaubetreiberInnen das
verschmutzte Wasser zurückhalten können, sind voll, weil die Spree
weniger Wasser trägt und die Beimischung zu einer höheren
Sulfatkonzentration im Gewässer führen würde.[5] Ebenso wurden seit
Anfang Oktober die Brunnen, welche Wasser mit besonders hoher
Sulfatkonzentration aus dem Tagebau holen, abgeschaltet, sie müssen
jedoch bald wieder in Betrieb gehen, um den weiteren Betrieb des
Tagebaus zu garantieren. Ende November litt die Spree an einer
beispiellosen Dürre und wurde zu dem Zeitpunkt, je nach Kalkulation,
zu 70 oder zu 93 Prozent aus gefiltertem Grubenwasser aus den
Tagebauen gespeist. Es ist also nur eine Frage der Zeit, bis die
Sulfatwerte in der Spree steigen werden.

Wer zahlt für die Verschmutzung?

Das Risiko einer ernstzunehmenden Trinkwasserbelastung ist akut. Es
ist daher wichtig, dass die VerursacherInnen auch für die Schäden an
Wasser und Ökosystem aufkommen und die Kosten nicht bei den
SteuerzahlerInnen hängen bleiben. Die zukünftige Wasserqualität der
Spree wird wesentlich davon abhängig sein, ob ausreichend Mittel zur
Verfügung stehen, um die Sulfateinträge stillgelegter Tagebaue
begrenzen zu können. Die Verantwortung der Wasserverschmutzung liegt
eindeutig beim Braunkohleabbau: Mehr als die Hälfte des Sulfats stammt
aus den aktiven Tagebauen der LEAG.

Um die BetreiberInnen der Tagebaue zur Rechenschaft zu ziehen, ist es
notwendig, Sicherheitsleistungen einzufordern. Das sind Gelder, die
auch im Fall einer Insolvenz erhalten bleiben. Die Landesbergämter von
Sachsen und Brandenburg haben das in dieser Form jedoch noch nicht
getan. Stattdessen wird momentan in Brandenburg darüber diskutiert,
die Gelder für die Renaturierung - nach sächsischem Vorbild - als
Sockelbetrag in eine unternehmensinterne Zweckgesellschaft
einzuzahlen. Die Kontrolle über diese Mittel muss hingegen dem Konzern
entzogen und unter staatliche Aufsicht gestellt werden. Die LEAG
sollte aus ihren laufenden Gewinnen weitere Mittel bereitstellen,
damit irgendwann tatsächlich alle zukünftigen Kosten der
Braunkohlenutzung abgedeckt sind. Schließlich hatte der Konzern
Vattenfall beim Verkauf seiner Braunkohlegeschäfte an die LEAG 1,7
Milliarden Euro für die Renaturierung der Kohlegruben an den neuen
Eigentümer gezahlt.

Diesen Forderungen schließt sich auch eine Delegation des
Petitionsausschusses des Europäischen Parlaments an, welche die
Lausitz besucht hat und in ihren Empfehlungen die zuständigen Behörden
dazu auffordert, Sicherheitsleistungen für die Rekultivierung
einzuführen. Des Weiteren muss nun die EU-Kommission einen möglichen
Verstoß gegen die EU-Wasserrahmenrichtlinie, welche die Erreichung
guter chemischer und ökologischer Zustände für Oberflächengewässer und
Grundwassers vorschreibt, überprüfen.

Fakt bleibt: Der Kohleabbau stellt eine Gefahr für Klima, Umwelt und
Gesundheit dar. Daher müssen die BraunkohlebetreiberInnen für die
Folgen des Braunkohleabbaus haften und Deutschland so schnell wie
möglich aus der Kohle aussteigen.



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz
für Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten
der deutschen NROs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.



Autorin Greta Pallaver ist wissenschaftliche Mitarbeiterin bei
BürgerBegehren Klimaschutz e. V.


Anmerkungen

1. Greenpeace International (2016): The great water grab.
https://bit.ly/1TiyINL.

2. Grüne Liga Umweltgruppe Cottbus (2015): Neue Tagebaue und Wasser.
https://bit.ly/2BFj94c.

3. Aktionsbündnis Klare Spree e. V. (o. D.): Informationen zur
Verockerung. https://bit.ly/1B0sz06.

4. NABU (2018): Bald Durchfall-Alarm in der Hauptstadt?
Gesundheitsschädliches Tagebau-Sulfat belastet das Berliner
Trinkwasser. https://bit.ly/2AHr3bZ.

5. Stefan Jacobs (11.11.2018): Berlins Wassermangel wird immer
dramatischer. Der Tagesspiegel, https://bit.ly/2FWzFBo.

 * 

Quelle:

Rundbrief 4/2018, Seite 14 - 15

Herausgeber:

Forum Umwelt & Entwicklung

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030/678 1775 910, Fax: 030/678 1775 80

E-Mail: info@forumue.de

Internet: www.forumue.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / WELTANSCHAUUNG / VEGAN





MELDUNG/034: Supermärkte im Vegan-Ranking (Albert Schweitzer Stiftung)


Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt - 31. Januar 2019

Veganfreundlichste Supermärkte: Famila und Aldi sind spitze

Supermärkte im Vegan-Ranking



Die Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt hat zum dritten Mal
die Veganfreundlichkeit der deutschen Lebensmitteleinzelhändler
untersucht und dazu ein Ranking veröffentlicht. Bei den
Vollsortimentern belegen Famila und Rewe die Spitzenplätze, im
Discount-Segment überzeugen Aldi Nord und Aldi Süd. »Mit dem Ranking
möchten wir Kunden die Orientierung erleichtern und zugleich den
Unternehmen aufzeigen, an welchen Stellen sie Verbesserungspotenzial
haben«, erklärt Luisa Böhle, Projektleiterin bei der Albert Schweitzer
Stiftung.

Für das Ranking befragte die Stiftung mit der Unterstützung von ProVeg
große Lebensmitteleinzelhändler mithilfe von Fragebögen. Dabei
beleuchtete sie den Umfang des veganen Sortiments, die Kennzeichnung
rein pflanzlicher Produkte, den Anteil dieser Produkte am
Gesamtsortiment sowie die Kommunikation zum Thema »vegan«.

Die Ergebnisse zeigen zunächst eine positive Tendenz: »Einige
Unternehmen bauen ihr Angebot immer weiter aus, testen neue Produkte
und betreiben ansprechendes Marketing«, sagt Luisa Böhle. Jedoch sei
der Anteil des veganen Sortiments generell noch immer klein und ein
gutes veganes Angebot nach wie vor nicht selbstverständlich.

»Die Discounter konzentrieren sich aktuell noch auf wenige
Basisprodukte. In den Supermärkten finden Kunden dagegen eine größere
Produktvielfalt vor«, führt Böhle weiter aus. »Unternehmen, die das
Thema ?vegan? mit viel Nachdruck angehen, haben sich im Vergleich zum
letzten Ranking deutlich verbessert. Es zahlt sich also weiterhin aus,
das vegane Sortiment laufend zu optimieren«, ergänzt Simone Glück,
Leiterin des Bereichs Food Industry & Retail Deutschland bei ProVeg.

Die Albert Schweitzer Stiftung führt das LEH-Ranking regelmäßig alle
zwei Jahre durch. In Zukunft plant die Stiftung eine
Internationalisierung des Rankings. Damit sollen sowohl Unternehmen in
anderen Ländern als auch internationale Ketten über Landesgrenzen
hinweg miteinander verglichen werden können.

Detaillierte Informationen zu den Ergebnissen des Rankings und zur
Datenerhebung finden Sie auf:

www.albert-schweitzer-stiftung.de/leh-ranking-2019


Ergebnisse der Supermärkte

Platz 1: Famila

Wie beim letzten Ranking liegt Famila bei den Vollsortimentern
deutlich vorn. Das Unternehmen überzeugt nicht nur mit den meisten
veganen Produkten insgesamt, sondern hat auch das größte rein
pflanzliche Angebot in Relation zum Gesamtsortiment und belegt in
allen Bewertungskategorien die vorderen Plätze.

Platz 2: Rewe

Wenn es um den Anteil des veganen Angebots am Gesamtsortiment geht,
sind Rewe und Famila gleichauf. Rewe hat in allen Kategorien ein
solides Sortiment. Da viele der Filialen privat geführt werden,
schwankt das Angebot jedoch von Markt zu Markt.

Platz 3: Real

Mit einem herausragenden Angebot von veganen Alternativen zu Milch und
Milchprodukten, einer sehr guten Kennzeichnung und einem ansonsten
durchschnittlichen pflanzlichen Sortiment sichert sich Real den
dritten Platz.

Platz 4: Tegut

Tegut hat im Gegensatz zu seinen Mitbewerbern sein rein pflanzliches
Angebot quantitativ nicht weiter ausgebaut. Pluspunkte sammelt das
Unternehmen mit seinem sehr guten Angebot pflanzlicher Fleisch-, Wurst
und Fischalternativen, bei der Kennzeichnung der veganen Produkte und
mit seiner guten Online-Kommunikation.

Platz 5: Kaufland

Kaufland hat sein veganes Sortiment im Vergleich zum letzten Durchlauf
deutlich verkleinert. Anstelle eines von uns erwarteten Ausbaus der
Produktkategorien wurden diverse vegane Artikel aus dem Angebot
genommen. Die vorhandenen veganen Produkte der Eigenmarken
kennzeichnet das Unternehmen vorbildlich.

Platz 6: Edeka

Wie bei Rewe schwankt das Angebot veganer Produkte in den
verschiedenen Edeka-Märkten. In der Kommunikation werden vorhandene
Möglichkeiten, die sich z. B. durch die vegane Eigenmarke eröffnen,
insgesamt nur unzureichend genutzt.


Ergebnisse der Discounter

Platz 1: Aldi Nord

Trotz des insgesamt kleinen Gesamtsortiments überzeugt der Discounter
mit dem größten Anteil veganer Produkte und einem insgesamt soliden
veganen Angebot. Besonders positiv zu erwähnen sind die Kennzeichnung
von Getränken und die Marketingkampagne »Die vegane Entdeckerwoche«.

Platz 2: Aldi Süd

Der Top-Platzierte des letzten Rankings rutscht auf den zweiten Platz.
In den Kategorien »pflanzliche Fertig- und Halbfertiggerichte« sowie
»pflanzliche Fleisch- und Wurstalternativen« ist Aldi Süd aber nach
wie vor Spitzenreiter unter den Discountern.

Platz 3: Penny

Penny liegt in den Kategorien »Süßwaren, Backwaren und Snacks«, »Soßen
und Dips« sowie »Brotaufstriche« deutlich vorne - das gilt auch für
vegane Grundnahrungsmittel. Mit seiner geringen Punktzahl in den
übrigen Kategorien und dem vergleichsweise kleinen Anteil der rein
pflanzlichen Produkte am Gesamtsortiment erreicht das Unternehmen
insgesamt aber nur den dritten Platz.

Platz 4: Lidl

Lidl bewegt sich insgesamt auf einem eher niedrigen Vegan-Niveau, hat
sein Sortiment allerdings zuletzt konsequent ausgebaut.

Platz 5: Norma

Norma liegt bei der Offline-Kommunikation vorne - kein anderer
Discounter bewirbt vegane Produkte so selbstverständlich und
regelmäßig in seinen Handzetteln. Auch die Kennzeichnung ist bei Norma
sehr gut. Leider scheint sich der Fokus des Unternehmens aber auf
diese zwei Aspekte zu beschränken.

Platz 6: Netto Marken-Discount

Netto liegt insgesamt deutlich hinter den Mitbewerbern. In allen
abgefragten Produktkategorien landet das Unternehmen auf den hinteren
Plätzen. Der Discounter hat in allen Bereichen das größte
Verbesserungspotenzial und fällt von Platz 2 im letzten Ranking auf
Platz 6.


Über die Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt

Albert Schweitzers Ethik der »Ehrfurcht vor dem Leben« schloss Tiere
mit ein. Er engagierte sich für den Tierschutz und lebte in seinen
späteren Jahren vegetarisch. In seinem Gedenken setzt sich die Albert
Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt seit dem Jahr 2000 gegen die
Massentierhaltung und für die Förderung der veganen Lebensweise ein.
Sie wirkt auf wichtige Akteure aus Wirtschaft, Gesellschaft und
Politik ein, um Tierschutzstandards zu erhöhen oder das vegane Angebot
zu verbessern. Interessierten bietet sie fundierte Informationen und
zeigt Alternativen auf, zum Beispiel durch die Vegan Taste Week. Mehr
erfahren Sie auf albert-schweitzer-stiftung.de sowie auf Facebook und
Twitter (@SchweitzerTiere).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Januar 2019

Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt

Hauptstadtbüro | Dircksenstraße 47 | 10178 Berlin

Telefon: +49 (0)30 - 400 54 68 - 0 | Fax: +49 (0)30 - 400 54 68 - 69

E-Mail: kontakt@albert-schweitzer-stiftung.de

Internet: www.albert-schweitzer-stifung.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/sph06824-1.jpg





OEBPS/Images/wett8536_(c)_2019_by_schattenblick.jpg





OEBPS/Images/chula298-01-desalination_plant_rak.jpg





OEBPS/Images/chula298-03-reverse_osmosis_desalination_plant.jpg





OEBPS/Images/querfebruar2019.jpg
Februar 2019

[

Fr

%

2

2

24

25

2

2





OEBPS/Images/chula298-02-ro-plant-layout.png
Pumpen zum
Speicher

‘Transformations-Station

Sandfilter

Meerwasserbrunnen und
Férderpumpen

60

RO-

Hochdruck-
Pumpen






OEBPS/Images/chula298-04-mwamongu_water_source.jpg





OEBPS/Images/ato_em_defesa_do_mandato_de_jean_wyllys.jpg
S





OEBPS/Images/sb-logo.png





OEBPS/Images/editorial_sb-zeitung.jpg





OEBPS/Images/cover.jpg
Berihi... Inviews . K

Texbeties .. Dokumentc

MA-Verlsg

POLITIK/ REDAKTION

Tran -
US-Aggresion spitzt

(5B - Das sogenannte Special
Pupose Vehile (SPVY, e At

Claing Howe, mitcs desen
curopisch-ran
Sehihe am amerkanischen Ben-
Kensyster vorbei

wenden sollen, st

31 Januar hat nach
Beratungen die neve Finanzinsi-
‘wtion mit Namen INSTEX - "
et Supprf e B
changes

POLITIK/ KOMMENTAR

Gebremste Konjunktur -
armes Deutschland .

(5B - Wenngleich aufr F
St da zahlche Menschen i
Deutschland unter Armut fiden,
dicibr Dasen zu Drangsel macht
und b Leben verklez, ist Aut
Klirung iher sorisle Grausamke

ber ki

poonal - Presedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilicn

Politiker verlasst wegen Morddrohungen das Land

(S0 Paslo, 24, Januar 2019, Bra
sitd

tersuchungen zum Mord an Mari-
lle Franco Verbindungen in dic

Fato) - Nachdem n den Un.

Jean Wl

Foto: Midia NINJA from Brasil

neswegs hinreichender Ansatz,
dem Ol den Kt .. (Seie
NATUR/ CHEMIE

Der wahre Preis -
Scharade mit dem Durst ..

Prozent davon sind . (Sete 1)

Kieise des Prisidenten Bolsonaro
onnten, ki

m e Dundesabecrdnets Jun
iy i Nideegng eines

B4 20
s ratecomnons o
Gicenses a2 ).

Land s s -
beicht die Kok,

v T i s
pasen nd am Leben b

Bereits drei Mal v Jean Wl
Iys i die Pate i Sozilismus
und Frebeit PSOL (Partdo Socia-

wablt Am 25.Jonuar ki
i At g s

R R A
o

e hitien, "Es catstzt mich 7





